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KOHLEALARM/284: Klimakampf und Kohlefront - Imagespiele ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 2. Juni 2016

Schwedische Regierung verpatzt Chance zum Klimaschutz - Ende Gelände
kritisiert Zustimmung zum Vattenfall-Deal



Berlin, 2. Juli 2016. Das Aktionsbündnis Ende Gelände kritisiert die
Zustimmung der schwedischen Regierung zum Verkauf von Vattenfalls
Braunkohlesparte an den tschechischen Investor EPH. Mit dieser Entscheidung
setzt sich die rot-grüne Regierung über weltweite Proteste von
Klimabewegung und namhaften Wissenschaftler*innen hinweg.

Als Teil seiner Nachhaltigkeitsstrategie will der schwedische Staatskonzern
Investitionen aus der fossilen Industrie abziehen und sich künftig auf
erneuerbare Energien fokussieren. Doch der neue Eigentümer EPH plant, das
klimaschädliche Braunkohlegeschäft noch Jahrzehnte lang fortzuführen.

"Die schwedische Regierung hatte es in der Hand, in der Lausitz den raschen
und sozial gerechten Rückbau des Kohlereviers zu ermöglichen und damit rund
eine Milliarde Tonnen CO2 zu vermeiden. Sie hat die Chance verpatzt",
kommentiert Hannah Eichberger.

"'Deinvestieren' darf nicht heißen, dass ein anderer Konzern das schmutzige
Geschäft übernimmt", kommentiert Dorothee Häußermann von Ende Gelände.
"Deinvestieren muss heißen: die Kohle im Boden lassen."

Bei der Aktion "Ende Gelände" hatten im Mai rund 4000 Menschen aus ganz
Europa das Kraftwerk Schwarze Pumpe in der Lausitz blockiert. Die Proteste
gegen die Fortführung der Lausitzer Braunkohletagebaue hatten sich seitdem
in mehreren europäischen Hauptstädten fortgesetzt, vor allem in Stockholm,
wo Aktivist*innen zuletzt das Büro des Ministerpräsidenten bestiegen. Auch
Umweltverbände und Prominente wie Naomi Klein und Hans Joachim Schellnhuber
warnten vor dem Verkauf.

"Unsere Proteste haben eine heftige Debatte um den Vattenfall-Verkauf auf
internationaler Ebene befeuert", äußert sich Hannah Eichberger. "Miese
Geschäfte wie diese gehen nicht mehr sang- und klanglos über die Bühne."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/283: Klimakampf und Kohlefront - die Ersten und die Letzten ... (Robin Wood)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung vom 2. Juli 2016

Schwarzer Tag für Klima und Lausitz 

ROBIN WOOD kritisiert Abstoßen
von Vattenfalls Braunkohlesparte an tschechischen Investor EPH



Die schwedische Regierung hat heute dem Abstoßen der Braunkohlesparte
des schwedischen Staatskonzerns Vattenfall an den tschechischen
Energiekonzern EPH und dessen Finanzpartner PPF Investments zugestimmt.
ROBIN WOOD kritisiert dies scharf.

"Die schwedische Politik hat heute die Chance verspielt, als
klimapolitischer Vorreiter Geschichte zu schreiben", sagt ROBIN
WOOD-Energiereferent Philip Bedall. "Der Kohleausstieg in der Lausitz
wäre Schwedens wirkungsvollster Beitrag zum Klimaschutz gewesen, denn
Vattenfalls Braunkohlekraftwerke stoßen mehr CO2 aus als
Gesamt-Schweden. Aber Schweden wäscht seine Hände nun in
klimapolitischer Unschuld. Doch auch künftig wird mit Lausitzer Kohle
das Klima verheizt. Echter Klimaschutz sieht anders aus. Die Alternative
zum Verkauf liegt auf dem Tisch: die Entwicklung eines Plans, die Sparte
in einer umwelt- und sozialverantwortlichen Weise abzuwickeln.
Vattenfall aber war nie 'Partner der Region', sondern ihr Totengräber.
Lange hat der Staatskonzern auf Kosten von Umwelt und Gesundheit in der
Lausitz Gewinne abgeschöpft. Die verursachten Schäden so gut es geht
beseitigen, sollen nun andere."

Nach Ansicht von ROBIN WOOD haben auch die Landesregierungen von
Brandenburg und Sachsen dabei versagt, die Zukunft der Region ohne
Braunkohle und ohne den dubiosen Investor EPH zu gestalten. Sie müssen
nun schnell dafür sorgen, dass ausreichend finanzielle Mittel vorhanden
sind, um die Folgekosten des jahrzehntelangen, katastrophalen Geschäfts
mit der Kohle zu decken. Die von Vattenfall an EPH übertragenen 1,7
Milliarden Euro an Barmitteln werden bei weitem nicht ausreichen, um die
verwüsteten Gebiete zu sanieren und die Beseitigung von Schäden für
Klima, Umwelt und Gesellschaft zu finanzieren. Deshalb müssen Vattenfall
und EPH darüber hinaus in die Pflicht genommen werden. Die notwendigen
Finanzmittel müssen in einem öffentlich-rechtlichen Fonds gesichert
werden, damit sie auch tatsächlich zur Verfügung stehen.

"Der Verkauf an EPH ist keineswegs Gold wert, wie es Brandenburgs
Ministerpräsident Dietmar Woidke behauptete", so Bedall. "Vielmehr sind
die Folgen des Braunkohleabbaus in der Lausitz eine unkalkulierbare Last
für Steuerzahler und betroffene Länder. EPH ist das Gegenteil eines
verlässlichen Investors. Kurzfristige Profite werden privatisiert,
langfristige Folgekosten vergesellschaftet. Wenn die Landesregierungen
von Brandenburg und Sachsen dies zulassen, droht die Veruntreuung
öffentlicher Gelder in Milliardenhöhe."

ROBIN WOOD protestiert gemeinsam mit vielen anderen Akteuren der
Zivilgesellschaft in Deutschland und Schweden seit Monaten auf
vielfältige Weise gegen den Verkauf der Braunkohlesparte in der Lausitz
und fordert stattdessen die Stilllegung der dortigen Tagebaue und
Kraftwerke. Auch nach dem Eigentümerwechsel werden die Proteste
weitergehen. Denn zum Ausstieg aus der extrem klimaschädlichen
Braunkohleverstromung gibt es keine Alternative, ein umwelt- und
sozialverträglicher Strukturwandel in der Region ist überfällig.


Hintergrundinformationen:

Swedish government violates Paris deal, approves sale of its German coal
assets.

Key Points, Key Quotes, Tools and Resources, Coverage, Related Alerts:

http://treealerts.org/type/2016/07/swedish-government-violates-paris-deal-approves-sale-of-its-german-coal-assets/

Kritik aus Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft am Verkauf der
Vattenfall-Braunkohlesparte - Überblick über Positionen:

http://robinwood.de/Vattenfall-Sale-or-phase-out.1195.0.html

Green Budget Germany (FÖS), Institute for Advanced Sustainability
Studies (IASS) (June 2016): Finanzielle Vorsorge im Braunkohlebereich
Optionen zur Sicherung der Braunkohlerückstellungen und zur Umsetzung
des Verursacherprinzips:

http://www.die-klima-allianz.de/wp-content/uploads/2016-06_FOES_IASS-Finanzielle-Vorsorge-im-Braunkohlebereich.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Juli 2016

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Nernstweg 32, 22765 Hamburg

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de
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KOHLEALARM/282: Klimakampf und Kohlefront - Folgekostensicherung ... (Grüne Liga Cottbus)


GRÜNE LIGA Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 02.07.2016

Vattenfall-Verkauf: Landeregierungen müssen jetzt die Steuerzahler vor
Schaden bewahren

Chance auf Klarheit für die betroffenen Lausitzer wurde vertan



Cottbus, 02.07.2016. Der Umweltverband GRÜNE LIGA sieht nach der
Zustimmung der schwedischen Regierung zum Verkauf der
Vattenfall-Braunkohlesparte die deutsche Politik in der Pflicht, Schaden
vom Steuerzahler abzuwenden.

"Die Landesregierungen und der Bund müssen jetzt alle Möglichkeiten nutzen,
um die langfristigen Folgekosten der Tagebaue nicht dem Steuerzahler
aufzubürden. Das Geld für Rekultivierung und Schäden am Wasserhaushalt muss
absolut sicher hinterlegt sein, bevor Gewinne in die Taschen der Oligarchen
fließen dürfen", sagt René Schuster, Braunkohle-Experte des Verbandes.

Schuster weiter: "Die Entscheidung der schwedischen Regierung schadet der
Lausitz. Die Chance, Klarheit über einen schrittweisen Kohleausstieg zu
schaffen und die Bedrohung von Dörfern wie Proschim endlich zu beenden,
wurde vertan. Jetzt leben Bewohner wie Tagebaubeschäftigte weiter in
Unsicherheit, weil ihr Schicksal vom Strommarkt und von
Gerichtsentscheidungen abhängen kann. Das behindert eine gemeinsame Arbeit
am unausweichlichen Strukturwandel in der Region."

Die Skepsis gegenüber den tschechischen Investoren ist in der Lausitz
groß, auch wenn Lobbyisten das zu übertönen versuchen. In einer Umfrage der
Lausitzer Rundschau im April hatten sich 70% der befragten Lausitzer gegen
den Verkauf an das ausländische Privatunternehmen ausgesprochen.
(Leser misstrauen Kohle-Bietern - Lausitzer Rundschau, 16.04.2016 [1])

Hintergrund: In der Lausitz sind mehr als 3000 Menschen von
Zwangsumsiedlung durch die Tagebauvorhaben Nochten 2, Welzow-Süd II und
Jänschwalde-Nord bedroht. Gegen die Braunkohlenpläne Welzow-Süd II und
Nochten 2 laufen Klageverfahren von Umweltverbänden und von Umsiedlung
bedrohter Bürger. Beide Pläne wurden energiepolitisch damit begründet, dass
in der Lausitz bis ins Jahr 2067 Braunkohle verstromt werde
(Braunkohlenplan Tagebau Welzow-Süd II, S. 28 [2]) und sind daher mit den
deutschen und internationalen Klimaschutzzielen unvereinbar.


Anmerkungen:

[1] http://www.lr-online.de/nachrichten/LR-Titel-Leser-misstrauen-Kohle-Bietern;art1674,5447614

[2] http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/68/GVBl_II_58_2014_Anlage-1.pdf

 * 

Quelle:

GRÜNE LIGA Umweltgruppe Cottbus

c/o Eine-Welt-Laden

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

Telefon: 0355-4837815

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/281: Klimakampf und Kohlefront - Warteschleifenterror ... (Gemeinde Schenkendöbern)


Gemeinde Schenkendöbern - Pressemeldung vom 24. Juni 2016

Gemeinde Schenkendöbern fordert Beendigung des Braunkohlenplanverfahrens
Tagebau Jänschwalde-Nord



Schenkendöbern/ Potsdam: Seit dem Jahr 2007 plant der Vattenfallkonzern den
Aufschluss des Tagebaufeldes Jänschwalde-Nord auf dem Gebiet der Gemeinde
Schenkendöbern im Landkreis Spree-Neiße. Die Dörfer Atterwasch, Kerkwitz
und Grabko sollen dem Braunkohlebergbau zum Opfer fallen. Weiteren Dörfern
droht eine unzumutbare Lage am Rand der Grube. Das Verfahren dümpelt seit
Jahren vor sich hin und die Landesregierung vermeidet eine klare Aussage
darüber, ob das Braunkohlenplanverfahren jemals abgeschlossen wird. Als
Gründe werden u.a. die Unsicherheiten bezüglich der Energiepolitik des
Bundes und der geplante Vattenfallverkauf genannt.

Für die Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde bedeutet dies eine hohe
Belastung in vielen Lebensbereichen.

Bürgermeister Peter Jeschke betont hierzu: "Der seit neun Jahren anhaltende
Schwebezustand ist für unsere Einwohnerinnen und Einwohner unhaltbar und
nur schwer zu ertragen. Die Landesregierung muss endlich bei der Frage, ob
sie gegen den Willen der Gemeinde Schenkendöbern den Tagebau 
Jänschwalde-Nord durchsetzen will, Farbe bekennen." Und er ergänzt: "Die Bewertung, ob
Jänschwalde-Nord energiewirtschaftlich notwendig ist, muss umgehend durch
die Landesregierung erfolgen und darf nicht von unsicheren Zukunftsoptionen
der Bergbaubetriebe abhängig gemacht werden."

Ralph Homeister, Vorsitzender der Gemeindevertretung, fügt hinzu: "Ein
neuer Tagebau Jänschwalde-Nord ist spätestens seit den Klimaverhandlungen
von Paris nicht mehr vorstellbar, daher müssen die Planungen umgehend
beendet werden".

 * 

Offener Brief der Gemeinde Schenkendöbern an den Ministerpräsidenten
Dr. Dietmar Woidke

Gemeinde Schenkendöbern

Der Bürgermeister

Gemeindeallee 45

03172 Schenkendöbern

Ministerpräsident des Landes Brandenburg

Herrn Dr. Dietmar Woidke

Heinrich-Mann-Allee 107

14473 Potsdam

Datum: 21.06.2016

Offener Brief - 

Beendigung des Planverfahrens Tagebau Jänschwalde-Nord

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

seit der Verlautbarung der Vattenfall Europe Mining im September 2007, den
Tagebau Jänschwalde-Nord auf dem Gebiet der Gemeinde Schenkendöbern
aufschließen zu wollen, herrscht in den Dörfern, den Familien und in den
Gremien der kommunalen Selbstverwaltung die äußerst belastende Unsicherheit
darüber, ob dieses Tagebauvorhaben jemals umgesetzt wird.

Der geplante Tagebau Jänschwalde-Nord und die daraus resultierende
Zerstörung der Dörfer Kerkwitz, Atterwasch und Grabko wurden seitens der
Gemeindevertretung Schenkendöbern per Beschluss aus dem Jahre 2007 [1]
einstimmig abgelehnt. Diese konsequente Ablehnung wurde 2014 [2] durch die
neu gewählte Gemeindevertretung - ebenfalls einstimmig - bekräftigt.

Das 2009 beantragte Braunkohleplanverfahren, das nach den ursprünglichen
Planungen der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg (GL)
bereits 2014 abgeschlossen sein sollte, wird mit dem Hinweis auf ungeklärte
politische und wirtschaftliche Rahmenbedingungen nur auf "Sparflamme"
weiter bearbeitet.

Die 2012 beschlossene Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg sah
seinerzeit noch die Notwendigkeit der Fortführung des
Braunkohlenplanverfahrens Jänschwalde-Nord vor, obwohl bereits damals die
zukünftige Realisierung eines Kraftwerksneubaus mit CO2-armer Verstromung
(CCS-Technik) nicht mehr erkennbar war und die energiewirtschaftliche
Notwendigkeit des Tagebaus Jänschwalde-Nord nicht nachgewiesen wurde.

Die Energiestrategie 2030 sah des Weiteren eine Überprüfung der
energiewirtschaftlichen Notwendigkeit eines Kraftwerksneubaus vor.
Mitglieder der damaligen Landesregierung sagten der Gemeinde zu, dass diese
Überprüfung zyklisch innerhalb von ca. 2 Jahren - also schon 2014 -
erfolgen soll.

In der 83. Sitzung des Braunkohlenausschusses, am 10. Dezember 2014, legte
die Ministerin für Infrastruktur und Landesplanung, Frau Kathrin Schneider,
dar, dass das Braunkohlenplanverfahren Jänschwalde-Nord weitergeführt werde
und die durch Verkaufsabsichten Vattenfalls schwierige Gesamtsituation bis
Ende 2015 erneut zu bewerten sei.

Eine Überprüfung der energiewirtschaftlichen Notwendigkeit oder die
Bewertung der Gesamtsituation stehen bis heute aus. Äußerungen aus dem
Hause der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung lassen nicht erkennen, dass
sich an diesem unhaltbaren Schwebezustand in nächster Zeit etwas ändern
könnte.

Wir und die von der Entscheidung zum Tagebau Jänschwalde-Nord betroffenen
Bürgerinnen und Bürger stellen zudem fest, dass selbst von Seiten
regionaler und überregionaler Entscheidungsträger, wie auch von Teilen der
Landesregierung, eine energiewirtschaftliche Notwendigkeit für diesen
Tagebau nicht mehr gesehen wird.

Die Gefühlslage der Menschen in unserer Gemeinde schwankt somit permanent
zwischen der Angst vor dem Ausgang des ergebnisoffenen
Braunkohlenplanverfahrens und der begründeten Überzeugung, dass dieser uns
bedrohende Tagebau abgewendet werden kann.

Wir fordern Sie daher auf:

Kommen Sie Ihrer Verantwortung als Landesregierung nach und beenden Sie
diese für die Menschen unserer Gemeinde seit nunmehr nahezu neun Jahren
anhaltende Belastungssituation!

Stellen Sie das Braunkohlenplanverfahren Jänschwalde-Nord ein, da die
Realisierung des Tagebaus aus folgenden Gründen ausgeschlossen ist:


	Eine Investitionsentscheidung für ein CO2-armes Neubaukraftwerk fehlt und ist vor der Hintergrund der derzeitig defizitären [3] Braunkohlenverstromung auch in Zukunft nicht zu erwarten.

	Die energiewirtschaftliche Notwendigkeit für den Tagebau ist seit neun Jahren nicht nachgewiesen, erzwungene Umsiedlungen sind somit nicht begründbar.

	Die geplante Inanspruchnahme und/oder Beeinträchtigung europäischer Natura 2000-Gebiete ist nicht genehmigungsfähig [4].



Schaffen Sie durch die Einstellung des Braunkohlenplanverfahrens
Jänschwalde-Nord Sicherheit für Investoren, Bürgerinnen und Bürger und
Planungssicherheit für unsere Gemeinde.

Wir laden Sie hiermit zu einem gemeinsamen Termin in unsere Gemeinde ein
und stehen Ihnen für Rückfragen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Peter Jeschke

Bürgermeister

Ralph Homeister

Vorsitzender der Gemeindevertretung



[1] Beschluss: 45/07

[2] Beschluss: 32/14

[3] lt. offizieller Äußerung des Vattenfall-Mutterkonzerns zum Verkauf und
Quartalsbericht I/2016

[4] Eine Genehmigung durch die EU-Kommission ist erforderlich, jedoch ist
ein überwiegendes öffentliches Interesse im Sinne der FFH-Richtlinie
nicht erkennbar.

 * 

Quelle:

Pressemeldung vom 24.06.2016 und Offener Brief vom 21.06.2016

Gemeinde Schenkendöbern
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MUMIA/763: Organisieren! (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne # 810

Organisieren!

Zerschlagen hat sich im US-Vorwahlkampf nur Bernie Sanders' Hoffnung auf
die Erlangung des Präsidentenamts. Warum nicht auf der inhaltlichen Basis
seines Wahlkampfs eine neue politische Partei oder eine politische
Massenbewegung organisieren?

von Mumia Abu-Jamal, Juni 2016



Für die Millionen zählende Anhängerschaft von Bernard »Bernie« Sanders hat
die Tatsache, dass der unabhängige Senator aus Vermont im US-Vorwahlkampf
seiner parteiinternen Mitbewerberin Hillary Clinton unterlag, zu
politischer Niedergeschlagenheit geführt. Grund ist die offensichtlich
feststehende Entscheidung der beiden großen Parteien der Demokraten und
Republikaner, die seit langem unbeliebtesten Kandidaten ins Rennen um das
Präsidentenamt zu schicken.

Natürlich ist es nicht so, dass Hillary Clinton und Donald Trump keine
Unterstützer hätten. Die haben die zwei ganz sicher, aber sie haben
erschreckend Negatives aufzuweisen. Beide besitzen übermäßige Reichtümer,
was nicht für, sondern gegen sie spricht. Denn in den heutigen politischen
Zeiten herrschen gegenüber den Reichen ein ausgeprägtes Misstrauen und eine
starke Abneigung.

Viele sehen gerade in der Auswahl von Trump und Clinton als kommende
Konkurrenten um den Einzug ins Weiße Haus einen Beweis für die dem
politischen System innewohnende Korruption. Vor allem seit der Oberste
Gerichtshof der USA 2010 seine Entscheidung im Fall »Citizens United gegen
Bundeswahlkommission« gefällt hat, mit der Unternehmen bei Wahlkampfspenden
rechtlich natürlichen Personen gleichgestellt wurden. Seitdem ist der
Einfluss potenter Wirtschaftskonzerne auf Wahlen immens gestiegen.
Diese Ansichten werden unter jungen Leuten stärker diskutiert als unter der
älteren Generation, weil Menschen in jungen Jahren eher zum Idealismus
neigen. Aber dieser Idealismus, diese Hoffnung, dieser ungeheuer starke
Hunger nach Veränderung muss jetzt nicht erlahmen.

Zerschlagen hat sich jetzt nur Sanders' Hoffnung auf die Erlangung des
Präsidentenamts. Aber was heißt das für die Bewegung, die letztlich dafür
gesorgt hat, dass die Öffentlichkeit überhaupt auf seine Wahlkampfthemen
aufmerksam wurde? Ob es um den Kampf für ein ehrlicheres politisches System
geht, um ein humaneres, im Gegensatz zu einem profitorientierten und nur an
den Bedürfnissen der Versicherungsindustrie orientiertes Gesundheitssystem,
den Aufruf zur Beendigung der Masseninhaftierungen, die Forderung nach
Beendigung des Polizeiterrors - all diese Themen (und nicht ein bestimmter
Kandidat allein) haben Millionen Menschen in Bewegung gesetzt.

Warum soll auf dieser inhaltlichen Basis nicht eine neue politische Partei
gegründet werden? Warum organisieren wir mit diesen Themen nicht eine
politische Massenbewegung? Was spricht dagegen?

Das herrschende politische System hat gegenüber Millionen von Menschen
versagt. Warum kann es dann einfach so weitermachen? Warum erhält es
weiterhin eure Unterstützung? Als der große Arbeiterführer Joe Hill 1915 in
Utah zum Galgen geführt wurde, sagte er zu seinen Genossen: »Trauert nicht,
organisiert euch!«

Trauert also nicht »Bernie« Sanders' gescheitertem Versuch nach,
Präsidentschaftskandidat der Demokraten zu werden - organisiert euch! Auch
der großartige panafrikanische Anführer Kwame Toure (1941-1998), früher
bekannt als Stokely Carmichael, hat klar gesagt, worum es geht: »Organize,
organize, and organize!«


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 147 vom 27. Juni 2016

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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AUSSICHTEN/7596: Und morgen, den 04. Juli 2016 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.07. bis zum 05.07.2016 +++






[image: Jean-Luc 7596 Wetterfrosch - © 2016 by Schattenblick]






Von Zeit zu Zeit, mit Böen kräftig

spielt sich am Himmel Wechsel ein,

Jean-Luc, mit Freunden doch geschäftig,

will montags einmal fleißig sein.
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MARKT/138: Milchkrise - vorübergehende Begrenzung der Produktion unverzichtbar (AdR)


Europäischer Ausschuss der Regionen - Pressemitteilung vom 27. Juni 2016

Milchkrise: vorübergehende Begrenzung der Produktion unverzichtbar

Die europäischen Landwirtschaftsminister müssen die Milchproduktion
vorübergehend begrenzen, um den Markt zu sanieren und das Überleben der
europäischen Milchwirtschaft zu sichern



Eine Regulierung der Milchproduktionsmengen würde sich rasch positiv auf
das Einkommen aller Erzeuger auswirken. Das zeigt eine Studie, die gestern
führenden Kommunal- und Regionalpolitikern in einer Sitzung der
Fachkommission für natürliche Ressourcen (NAT) im Europäischen Ausschuss
der Regionen (AdR) vorgelegt wurde. Auf der Grundlage dieser Studie, mit
der die Mahnungen des AdR vom April 2015 bestätigt werden, fordert der AdR
die EU-Landwirtschaftsminister auf, dringend Maßnahmen zur Sanierung des
Marktes ergreifen.

Am Rande dieser Tagung in Luxemburg hat die Fachkommission für natürliche
Ressourcen des Europäischen Ausschusses der Regionen heute eine
Diskussionsrunde über die Marktmaßnahmen zur Begrenzung der Milchproduktion
veranstaltet, in der eine Studie über das "Marktverantwortungsprogramm"
vorgelegt wurde. Da der Milchsektor seine schwere Krise immer noch nicht
überwunden hat und die Europäische Kommission nicht reagiert, zeigen sich
die kommunalen und regionalen Spitzenpolitiker zur Rettung der
Arbeitsplätze und der Milchwirtschaft als Ganzes entschlossen. Zu diesem
Zweck möchten sie die Machbarkeit und die Auswirkungen dieses Programms des
Europäischen Verbands der Milchwirtschaft (European Milk Board) prüfen, das
zum Einsatz kommen soll, wenn der Milchmarkt aus dem Gleichgewicht zu
kommen droht.

Einige Ergebnisse dieser Studie lauten:

• Eine Regulierung der Produktionsmengen auf europäischer Ebene würde
sich rasch positiv auf die Milcherzeugerpreise auswirken. Diese
Schlussfolgerung stellt die Theorie in Frage, derzufolge eine Drosselung
der Produktionsmengen in der EU - angesichts eines globalisierten Marktes -
keinen Einfluss auf die Preise in Europa haben könnte.

• Eine vorübergehende Begrenzung der Produktionsmengen würde sich
äußerst positiv auf das Einkommen sämtlicher europäischer Erzeuger
auswirken. Laut dem Basisszenario mit einer Reduzierung der jährlich
produzierten Milchmenge um 6 % wird von einer Steigerung der
Bruttogewinnspanne der Erzeuger in einer Größenordnung von 6 Mrd. EUR
ausgegangen, da der Milchpreis um 14,6 % und die Bruttogewinnspanne um 38 %
steigen würde.

• Die Kosten des Programms zur freiwilligen Reduzierung entsprächen in
etwa den Mitteln, die die EU für die Finanzierung von Sofortmaßnahmen gegen
die Krise im Agrarsektor bereitgestellt hat und die sich nur begrenzt auf
das Einkommen der Erzeuger ausgewirkt haben.

Jacques Blanc (Frankreich), Bürgermeister von La Canourgue und
AdR-Berichterstatter für die Regulierung der Preisvolatilität bei
landwirtschaftlichen Erzeugnissen, erklärt: "Diese Studie hat den
Standpunkt des Ausschusses bekräftigt - sofern dies überhaupt erforderlich
war. Die Kommission scheint ihrerseits noch immer nicht das Ausmaß des
Problems erkannt zu haben und begnügt sich damit, den Erzeugern lediglich
geringfügige Beihilfen zu gewähren und die öffentliche Lagerhaltung
auszuweiten, was ohne Wirkung auf die Überproduktion bleibt. Die 
EU-Landwirtschaftsminister müssen bei ihrem Treffen in Luxemburg dringend die
Liquiditätshilfemaßnahmen durch Maßnahmen zur Sanierung des Marktes
ergänzen, um rasch zu einem für die Erzeuger einträglichen Preis
zurückzufinden und sowohl die Zukunft des Sektors als auch der
Viehzuchtgebiete zu sichern. Davon hängt die Zukunft unserer Regionen ab".

Bereits im April 2015 warnte der Ausschuss der Regionen die
EU-Institutionen in seiner Stellungnahme zur Zukunft der Milchwirtschaft
vor einer Verschlechterung der Lage auf dem Milchmarkt, während die
Europäische Kommission weiterhin behauptete, dass sie auf kurze und lange
Sicht gut sei. Daraufhin hatte der Ausschuss der Regionen die Kommission
aufgefordert, Maßnahmen zur Sicherung der Erzeugereinkommen zu ergreifen
und insbesondere das "Marktverantwortungsprogramm" des European Milk Board
zu prüfen.


Der Europäische Ausschuss der Regionen 

Der Europäische Ausschuss der Regionen ist die Versammlung der Regional-
und Kommunalvertreter aus allen 28 EU-Mitgliedstaaten. Er wurde 1994
infolge des Vertrags von Maastricht errichtet und hat die Aufgabe, die
regionalen und lokalen Gebietskörperschaften in den
Beschlussfassungsprozess der EU einzubinden und sie über die EU-Politik zu
informieren. Das Europäische Parlament, der Rat und die Europäische
Kommission hören den Ausschuss in den für die Städte und Regionen
relevanten Politikbereichen an. Alle 350 Mitglieder und 350
stellvertretenden Mitglieder des Europäischen Ausschusses der Regionen
müssen entweder ein auf Wahlen beruhendes Mandat innehaben oder in ihrer
Heimatregion beziehungsweise Heimatstadt gegenüber einer gewählten
Versammlung politisch verantwortlich sein.

 * 

Quelle:

Europäischer Ausschuss der Regionen

Pressemitteilung vom 27. Juni 2016

Comittee of the Regions

Bâtiment Jacques Delors

Rue Belliard 99-101, 1040 Brussels

Telefon: +32 2 282 22 11, Fax: +32 2 282 23 25

Internet: http://cor.europa.eu/de
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GLEICHHEIT/5982: Der Anschlag von Istanbul - Ein Bumerang vom Krieg in Syrien


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Der Anschlag von Istanbul: Ein Bumerang vom Krieg in Syrien

von Bill van Auken

2. Juli 2016



Als am Donnerstag ein schwer verwundeter dreijähriger palästinensischer
Junge starb, stieg die Zahl der Todesopfer des Terrorangriffs vom 28. Juni
auf den internationalen Flughafen Istanbuls auf 44. Die Mutter des Kindes
war unter den Getöteten des Angriffs, bei dem 239 weitere Personen verletzt
wurden.

Das weltweite Entsetzen über den dreifachen Bombenanschlag auf einen der
größten Flughäfen der Welt mischt sich mit der wachsenden Wut der
türkischen Bevölkerung, die nicht nur den Islamischen Staat (IS)
verantwortlich macht, sondern auch den hauptsächlichen Förderer und
Unterstützer dieser Gruppe: die Regierung von Präsident Recep Tayyip
Erdogan.

Die New York Times veröffentlichte am Donnerstag einen Artikel unter dem
Titel "Türkei lässt IS keine freie Hand mehr und erfährt dessen Zorn." Dies
war ein auffallend offenes Eingeständnis der Rolle, die die türkische
Regierung spielt.

"Seit Beginn des Aufstiegs des Islamischen Staates im Chaos des
Syrienkriegs spielte die Türkei eine zentrale, wenngleich komplexe Rolle in
der Geschichte der Gruppe. Jahrelang diente sie als Rückzugsgebiet,
Transitroute und Einkaufsbasar für den Islamischen Staat ... Die langen
Flitterwochen der Gruppe mit der Türkei begannen mit der Hilfe, die der
Staat den Rebellengruppen zukommen ließ, die die Regierung Baschar al
Assads in Syrien bekämpften, was oftmals mit dem Segen der westlichen
Geheimdienste geschah ... Weil so viele der auswärtigen Kämpfer der Gruppe
über den Istanbuler Atatürk-Flughafen einflogen, wurde das Reiseziel selbst
zum Synonym für die Absicht, sich dem IS anzuschließen."

Diese sogenannten auswärtigen Kämpfer, gibt der Artikel zu, genossen
Bewegungsfreiheit innerhalb der Türkei und nach Syrien, ebenso wieder
zurück in die Türkei und nach Europa, wo sie für ähnliche Terroranschläge
verantwortlich waren.

Mit anderen Worten, Washingtons Nato-Verbündeter und regionaler
Schlüsselpartner war hauptsächlich verantwortlich für die Existenzerhaltung
jener terroristischen Organisation, die angeblich das Ziel des vom 
US-Imperialismus neuentfachten Krieges im Nahen Osten ist.

Mit dem Hinweis auf den "Segen der westlichen Geheimdienste" umgeht die
Times delikat die Tatsache, dass die amerikanische CIA direkt mit der
Erdogan-Regierung zusammenarbeitete, um sowohl auswärtige Kämpfer als auch
hunderte Tonnen Waffen für die Anti-Assad-Kämpfer nach Syrien
einzuschleusen. Damit wurde ein gemeinsames Ziel verfolgt: der Sturz von
Assad und die Einsetzung einer gefügigeren westlichen Marionettenregierung.

Die Hauptnutznießer dieser Operationen, die amerikanische Geheimdienste
ausführten, waren der IS und die mit Al-Qaida verbündete Al-Nusra-Front.
Die hauptsächlichen Opfer waren die Hunderttausenden, die getötet und die
Millionen Menschen im Irak und Syrien, die zu Flüchtlingen wurden, neben
all den Getöteten und Verstümmelten der sich häufenden Terroranschläge von
Paris bis Brüssel und nun Istanbul.

Zwischen den Vereinigten Staaten und der Türkei traten Spannungen auf, als
Washington versuchte, kurdische Separatisteneinheiten in Syrien und im Irak
als Stellvertretertruppen zu nutzen, um den Vormarsch des IS zu stoppen.
Dies geschah, obwohl die Türkei einen Bürgerkrieg gegen ihre eigene
kurdische Minderheit führt und die Schaffung einer kurdischen Enklave an
seiner Grenze befürchtet. Während die Türkei begrenzte Schläge gegen
Positionen des IS in Syrien ausführte, hat sie den Großteil ihrer
Feuerkraft gegen kurdische Positionen im Irak und in Syrien gerichtet.

Der Times-Artikel suggeriert, dass die Angriffe am Atatürk-Flughafen eine
Antwort des IS auf die begrenzten türkischen Angriffe gegen IS-Kräfte in
Syrien seien. Ebenso sei die Häufung von Strafverfahren gegen 
IS-Terroristen ein möglicher Grund.

Das Ausmaß, in dem die Organisation nach wie vor mit relativer
Straflosigkeit innerhalb der Türkei operiert, wurde indessen unmittelbar
nach den Attacken deutlich, als türkische Sicherheitskräfte eine Reihe von
Razzien an sechzehn verschiedenen Adressen in Istanbul sowie an Orten in
der ägäischen Küstenstadt Izmir durchführten. Die Aufenthaltsorte der 
IS-Agenten waren kein Geheimnis für den türkischen Staat.

Die Details, die über die Attentäter auftauchten, deuten indessen auf ein
anderes mögliches Motiv hin. Die türkischen Behörden sagen jetzt, die drei
Selbstmordattentäter seien aus der russischen Republik Dagestan und den
ehemaligen Sowjetrepubliken Usbekistan und Kirgisien gekommen.

Ferner wurde berichtet, dass der Organisator des Angriffs ein gewisser
Achmed Tschatajew gewesen sei, ein islamistischer Veteran der
Tschetschenienkriege, der zunächst Asyl in Österreich erhielt und
anschließend Unterschlupf in Georgien fand, wo er Beziehungen zum
Geheimdienst der von den USA unterstützten Regierung knüpfte. Es heißt, er
rekrutierte und trainierte antirussische tschetschenische Kämpfer aus der
georgischen Region Pankisi Gorge und schickte sie in den Kampf nach Syrien.

Wild entschlossene antirussische Kämpfer aus derselben Region spielen
sowohl in der Führung als auch auf weiteren Ebenen des IS in Syrien eine
zunehmend prominente Rolle. Tarkhan Batirashvili, ein ehemaliger
georgischer Armeefeldwebel, der von US-amerikanischen Spezialeinheiten als
ein "Musterschüler" bezeichnet worden war und dann im Jahr 2008 am Krieg
gegen Russland teilnahm, wurde ein hochrangiger Kommandeur des IS.

Betrachtet man den Hintergrund derjenigen, die den Istanbuler
Flughafenanschlag planten und ausführten, kann es nicht mehr als einfacher
Zufall angesehen werden, dass der Angriff unmittelbar auf die
Entschuldigung der Erdogan-Regierung für den Abschuss eines russischen
Suchoi-Su-24-Kampfjets im vergangenen November erfolgte. Dieser
Zwischenfall malte das Schreckgespenst eines bewaffneten Zusammenstoßes der
Nato mit Russland an die Wand, der das Potenzial zu einem Atomkrieg hat.

Die Entschuldigung ist Bestandteil von Ankaras Versuchen, sich Russland
wieder anzunähern. Die Regierung hofft, das Moskau seine Sanktionen gegen
die Türkei aufhebt, die den Tourismus der des Landes sowie seine
Landwirtschaft, den Bau- und Handelssektor schädigen.

Den in Syrien kämpfenden antirussischen Kräften könnte die Wende gegenüber
Moskau als ein Verrat an den vorhergehenden Übereinkünften und Zusagen
erscheinen, den sie ihrem einstigen Gönner nun mit gewalttätiger Rache
beantworten. Dies ist ein wiederkehrendes Muster, das in der Entwicklung
von Al-Qaida zu beobachten war, die von der CIA erst genährt und nach dem
sowjetischen Abzug aus Afghanistan fallengelassen worden war. Das
Endergebnis war der 11. September 2001 und der Tod von 3.000 Amerikanern.

Der US-Imperialismus und seine Verbündeten haben in Syrien ein vielköpfiges
Frankensteinmonster geschaffen. Außer den Kämpfern aus Russland und
früheren Sowjetrepubliken, die auf etwa 10.000 geschätzt werden, wurden
auch mehrere tausend militant-islamistische ethnische Uiguren aus der
Region Xinjiang im Nordwesten Chinas über die Türkei ins Land gebracht. Die
Fortschritte, die die Al-Nusra-Front, der syrische Zweig von Al-Qaida, in
der nordwestlichen Provinz Idlib gemacht hat, gehen zu einem großen Teil
auf diese Kämpfer zurück.

Diese Kräfte wurden nicht nur als Kanonenfutter in dem vom Westen
finanzierten Regimewechselkrieg nach Syrien gebracht, sondern auch, um sie
in blutigen Kämpfen für weit gefährlichere Kriege gegen Russland und China
zu trainieren, die einen Weltkrieg auslösen können.

Das Massaker am Istanbuler Flughafen, ebenso die Pariser Angriffe vom
vergangenen November und die Bombenattentate in Brüssel vom März, dienen
als eine Warnung vor den immensen Gefahren, die die imperialistischen
Verschwörungen für die arbeitenden Menschen auf der ganzen Welt bedeuten.
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HÖRSPIEL/1289: Deutschlandradio Kultur - "Rashomon Hilti", 4.7.2016 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rashomon Hilti

Hörspiel von Edgar Lipki feat. fs:Kollektiv

Mit Kathi Angerer, Bernhard Schütz, Astrid Meyerfeldt, Fabian
Hinrichs

Komposition: Silas Bieri, Joker Nies

Ton: Jean Szymczak

WDR 2014/53'41

Freispiel

Montag, 04. Juli 2016, 0:05 - 1:00 Uhr, Deutschlandradio Kultur



Der Rashomon-Effekt: Jeder erzählt etwas anderes. Alle haben gelogen.
Das Hörspiel ist ein chaotisches Hearing zum Phänomen Wahrheit und zum
NSU-Prozess, eine »Nationale Komödie« über die Stelle ganz rechts, wo
die Optik beschlägt. Zwei Männer, eine Frau. Und die neue
Tatort-Kommissarin, die als Gleichstellungsbeauftragte nach der
Wahrheit bohrt. Zehn Jahre, zehn Morde. Wir wollen endlich wissen, was
wir nicht hören wollen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Juni 2016

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1288: Deutschlandradio Kultur - "Tod eines Fußballers", 4.7.2016 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Tod eines Fußballers

Von Eva L
ia Reinegger
Regie: Thomas Leutzbach

Mit Susanne Uhlen, Jonas Baeck, Arved Birnbaum, Fabian Busch, Josef
Tratnik, Jana Piechota, Mandana Mansouri, Sigrid Burgholder, Bruno
Tendera u.a.

Ton: Matthias Fischenich

WDR 2012/53'53

Kriminalhörspiel

Montag, 04. Juli 2016, 21:30 - 22:30 Uhr, Deutschlandradio Kultur



Der 19-jährige Kevin hat in der 89. Spielminute seine Mannschaft in
die 1. Bundesliga gekickt. Noch im Stadion bricht er zusammen und
stirbt. Es gibt einen Dopingverdacht, doch der pathologische Befund
lautet Tod durch Allergieschock. In seiner Trinkflasche finden sich
Spuren von Erdnussöl. Kevin wurde ermordet. Kommissarin Jeanette
Degelow findet heraus, dass Kevin den Verein verlassen wollte.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Juni 2016

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/1829: WDR 3 - Ton Koopman in Köln, 4.7.2016 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Ton Koopman in Köln

Henrik Rabien, Fagott

WDR Sinfonieorchester Köln

Leitung: Ton Koopman

Aufnahme vom 22. April 2016 aus dem WDR Funkhaus Wallrafplatz,
Köln

WDR 3, Montag, 4. Juli 2016, 20.04 - 22.00 Uhr



Musik rund um die Wiener Klassik, gespielt mit einem modernen
Orchester, dirigiert von Spezialisten für Alte Musik - das ist das
Konzept der Reihe "Klassik Heute" des WDR Sinfonieorchesters.
Ton Koopman, der große niederländische Experte für Barockmusik, ist
immer wieder zu Gast in Köln. Diesmal interpretiert er Musik von
Schloss Esterházy. Die Zeit, in der Joseph Haydn auf dem Schloss des
kunstsinnigen Fürsten komponierte, ist als lange und fruchtbare Phase
im Leben des Komponisten in die Musikgeschichte eingegangen. Nicht
zuletzt, weil der Fürst seinen Komponisten großzügig reisen ließ, was
Haydn als Inspirationsquelle sehr schätzte. Seine Sinfonie "Die Uhr"
etwa entstand während einer Reise nach London. Haydns Nachfolger auf
dem Schloss wurde im Jahr 1804 der Komponist Johann Nepomuk Hummel. So
berühmt wie Haydn wurde er zwar nie, doch sein Fagottkonzert ist ein
Muss für jeden Fagottisten und eines seiner Werke, die ihm einen Platz
im Konzertsaal bis heute sichern.

Georg Philipp Telemann

Suite Nr. 3 B-Dur aus der "Tafelmusik"

Johann Nepomuk Hummel

Konzert F-Dur für Fagott und Orchester

Joseph Haydn

Sinfonie D-Dur Hob I:101 "Die Uhr"

Redaktion: Wibke Gerking
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/1828: Deutschlandfunk - Die Musikmetropole Palermo, 4.7.2016 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Tradition ist permanente Revolution

Die Musikmetropole Palermo zwischen Süditalien und Nordafrika

Von Peter Krause

Musikszene

Montag, 04. Juli 2016, 20:10 - 21:00 Uhr, Deutschlandfunk



Laut, chaotisch und wunderschön: Palermo, die Hauptstadt Siziliens,
ist ein Knotenpunkt der Kontraste und die arabischste Metropole
Italiens. Der öffentliche Verkehr ist so rätselhaft wie der Dialekt,
der dort gesprochen wird, und prächtige Palazzi sind die Nachbarn von
völlig heruntergekommenen Wohnhäusern. Eine Metropole zwischen
Süditalien und Nordafrika, in der manche traditionellen Gesänge
orientalisch klingen und der Einfluss der traditionellen Musik sogar
bis in die Zeitgenössische Musik reicht. Die meisten Künstler hatten
schon Kontakt mit der Mafia, doch die Musikszene hat sich davon wenig
beeindrucken lassen, sie ist groß, lebendig, vielseitig, voller
Überraschungen und ungewöhnlicher Persönlichkeiten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Juni 2016

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





TALK/1360: WDR 2 MonTalk mit der Schauspielerin Johanna Gastdorf, 4.7.2016 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Johanna Gastdorf - Die Vielseitige

WDR 2 MonTalk

Montag, 04.07.2016, 19.00 - 21.00 Uhr, WDR 2



Johanna Gastdorf liebt die Lust am Wandel und ist enorm vielseitig.
Kein Wunder also, dass sie zu den gefragtesten Schauspielerinnen in
Deutschland gehört. Wie sie in eine Rolle schlüpft und sich darauf
vorbereitet, erzählt sie im WDR 2 MonTalk.

Johanna Gastdorf ist eine der gefragtesten Schauspielerinnen in
Deutschland. Würde man die Filme auflisten, in denen sie mitgespielt
hat, hielte man ein Taschenbuch in der Hand. Johanna Gastdorf liebt
die Lust am Wandel und ist enorm vielseitig. Tragisch, dramatisch,
komisch: stets verleiht sie den Figuren, die sie verkörpert,
unerwartet bewegende Facetten. Unvergessen die Fußballmutter Lubanski
in Sönke Wortmanns "Wunder von Bern" oder die verstörte Lisa Schneider
im preisgekrönten "Polizeiruf 110: Kleine Frau".

Johanna Gastdorf stammt aus Hamburg. Sie ist mit dem Schauspieler 
Jan-Gregor Kremp verheiratet und lebt zusammen mit ihm, dem gemeinsamen
Sohn und zwei Hunden in Leverkusen - frei nach dem Motto "My home is
my castle". Denn auch das gehört zu Johanna Gastdorf: Sie ist ein
echter Familienmensch.

Wie Johanna Gastdorf in eine Rolle schlüpft und sich darauf
vorbereitet, erzählt sie im MonTalk auf WDR 2.

WDR 2 Montalk - das sind zwei Stunden intensives Gespräch mit
Prominenten aus dem Showgeschäft, aus Sport, Politik oder Kultur und
mit Überraschungsgästen. Spannend und entspannt.

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/1987: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Birdhouse Jazz ... "Echoes of Ellington", 19.8.2016


Kulturcafé Komm du - August 2016

Birdhouse Jazz | "Echoes of Ellington"


Klänge für Herz und Seele mit Carsten Nachtigall (Klavier) und Lutz
Funke (Saxophon)

Konzert am Freitag, 19. August 2016, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto des Duos 'Birdhouse Jazz' - Foto im Flyer: © by Sonja Bretschneider]






Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 19.08.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Birdhouse Jazz

"Echoes of Ellington"

Wer sich dem Jazz und seiner Geschichte widmet, der kommt an Duke
Ellington, dem großen Komponisten, Pianisten und Wegbereiter der
Bigband-Swing-Ära der 1930er Jahre, nicht vorbei. Seiner Kreativität
verdankt die Musikwelt über 2.000 Kompositionen, und nicht wenige
davon können heute als Klassiker bezeichnet werden. Immer wieder
beschritt er neue Wege, experimentierte mit klassischen und
religiösen Motiven und bereicherte seine Werke um neue Facetten. Dem
Klangkörper Bigband blieb er jedoch Zeit seines Lebens treu. Als Duo
eher Small- als Bigband, nähern sich Lutz Funke (Saxophon)
und Carsten Nachtigall (Klavier) den Kompositionen Ellingtons
auf eigene Art und Weise durch Reduktion auf das Wesentliche, um
anschließend die daraus entstehenden Freiräume mit eigenen Ideen
spielerisch zu nutzen. "Echoes of Ellington" - Hommage an eine der
wichtigsten Persönlichkeiten der Jazzgeschichte.


Zum Reinhören & Anschauen:

Birdhouse Jazz - Homepage:

http://www.birdhousejazz.de/

Birdhouse Jazz - Bourée (J.S. Bach):

https://www.youtube.com/watch?v=VLbFFs5YEWA


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Lutz Funke und Carsten Nachtigall vom Duo 'Birdhouse Jazz' - Foto: © by Sonja Bretschneider]

Lutz Funke (links) und Carsten Nachtigall (rechts) sind das Duo "Birdhouse Jazz".

Mit ihren ganz eigenen Interpretationen bringen sie jeden Hörer zum Strahlen.

Foto: © by Sonja Bretschneider




Birdhouse Jazz

Ein Zufall hatte seine Hände im Spiel, als er das erste gemeinsame
Konzert von Lutz Funke (große und kleine Saxophone) und
Carsten Nachtigall (schwarze und weiße Tasten) mit dem 196.
Geburtstag von Adolphe Sax, dem Erfinder des Saxophons,
zusammenlegte. Seitdem ist dessen Geburtstag auch gleichzeitig das
Jubiläum des Duos Birdhouse Jazz, dessen Musiker durch das
Verweben spannender Geschichten aus ihren unterschiedlichen
musikalischen Wurzeln ihre neue, eigene musikalische Identität
schaffen.

Das im Laufe der Jahre gewachsene, auf blindem Vertrauen basierende
Zusammenspiel swingt, bluest, beflügelt und überfliegt
(Zeit-)Grenzen einfach, ohne an Harmonie und Intensität zu
verlieren: Da stehen die Beatles neben einem George Gershwin,
während Wolfgang Amadeus Mozart neben Esbjörn Svensson auf Duke
Ellington wartet, der seine A-Train verpasst hat. Aber Birdhouse
Jazz schmückt sich nicht nur mit fremden Federn, auch
Eigenkompositionen haben ihren festen Platz im Repertoire.

Das Duo zaubert Klänge für Herz und Seele, die das Spektrum der
Lebendigkeit von süß-melancholisch bis
temperamentvoll-leidenschaftlich, gepaart mit Witz und Charme, voll
ausschöpfen. Der Bogen zum Publikum spannt sich dabei durch die
erfrischend-muntere Moderation von Lutz Funke wie von selbst.


Zu den Musikern:

Saxophonist Lutz Funke kann auf eine langjährige
Konzerterfahrung in verschiedensten Rock- und Bigbands verweisen und
fügt diese mit seinem ideenreichen Spiel geschmackvoll in den
Birdhouse-Sound ein. Der Multiinstrumentalist versteht es,
groovige Passagen und leise Balladen durch seinen warmen Klang
geschickt zu verbinden.

Pianist Carsten Nachtigall webt mit seinem melodiösen,
jazzig-bluesigen Sound den harmonischen Klangteppich für das Duo und
spielt mal auf akustischen, mal auf elektrischen Instrumenten. Sein
facettenreiches Spiel führte ihn bereits auf internationale
Konzerttourneen nach Kanada und ins europäische Ausland.




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8033: Aus aller Welt - 03.07.2016 (SB)




MELDUNGEN



Überraschender Wahlerfolg für mongolische Oppositionspartei

In der Mongolei hat die regierende Demokratische Partei (DP) die 
Parlamentswahl haushoch verloren. Einem Bericht der Agentur Montsame 
zufolge stellt die oppositionelle Volkspartei (MPP) künftig mehr als 
60 Abgeordnete im 76 Sitze umfassenden Parlament. Die Wirtschaft des 
Landes ist durch sinkende Rohstoffpreise und einem nachlassenden 
Handel mit China geschwächt.

3. Juli 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8033: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.07.2016 (SB)




MELDUNGEN



Erstarken rechter Kräfte verheerend für Demokratie

Bundesjustizminister Heiko Maas äußerte sich besorgt über die Zunahme 
rechtsextremer Gewalt in Deutschland. In Sachsen würden sich Parteien 
aus Furcht vor rechten Übergriffen nicht mehr mit ihren 
Wahlkampfständen auf die Straße trauen, sagte der SPD-Politiker der 
Deutschen Presse-Agentur. Maas sprach von einer verheerenden 
Entwicklung für unsere Demokratie.

3. Juli 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8029: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.07.2016 (SB)




MELDUNGEN



Verheerender Bombenanschlag in der irakischen Hauptstadt

In einem belebten Einkaufsviertel im Zentrum von Bagdad sprengte sich 
am Sonntag ein Attentäter in die Luft und riß dabei mindestens 75 
Menschen mit in den Tod. Mehr als 130 Menschen wurden durch die 
Explosion verletzt. Die sunnitischer IS-Miliz übernahm die 
Verantwortung für den Anschlag, der gegen Schiiten gerichtet sei. 

3. Juli 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8031: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.07.2016 (SB)




MELDUNGEN



Nord-SPD bereitet sich auf Landtagswahl vor

Schleswig-Holsteins Ministerpräsident Torsten Albig ist am Samstag 
zum Direktkandidaten der SPD für die Landtagswahl am 7. Mai 2017 im 
Wahlkreis Kiel-Nord gewählt worden. Die Abstimmung verlief für Albig 
allerdings alles andere als eindeutig. Bei der Mitgliederversammlung 
kam der Regierungschef nur auf knapp 63 Prozent der Stimmen. Für 
seine noch relativ unbekannte Gegenkandidatin Gesine Stück votierten 
37 Prozent der Delegierten. Albig sprach nach der Wahl von einem 
ehrlichen Ergebnis.

3. Juli 2016











Copyright 2016 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8030: Tragisches und Kurioses - 03.07.2016 (SB)




MELDUNGEN



Frau bei Tauchgang im See verletzt

Eine 50 Jahre alte Frau mußte nach einem Tauchgang am Singliser See 
bei Borken mit einem Rettungshubschrauber in ein Krankenhaus gebracht 
werden. Die Taucherin wurde bewußtlos aus dem Wasser geborgen und in 
die Druckkammer der Städtischen Kliniken transportiert. Lebensgefahr 
besteht nach Angaben der Rettungskräfte nicht. 

3. Juli 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7115: Aus Forschung und Technik - 03.07.2016 (SB)




MELDUNGEN



Astronomen finden Spuren von Sauerstoff in den tiefen des Alls

Astronomen der Osaka Sangyo Universität haben mit Hilfe des Atacama 
Large Millimeter/submillimeter Array (ALMA) Hinweise auf Sauerstoff in 
der 13,1 Milliarden Jahre entfernten Galaxie SXDF-NB1006-2 gefunden. 
Das ionisierte Gas stammt demnach aus einer Welteninsel, die nur 700 
Millionen Jahre nach dem Urknall existierte.

3. Juli 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7125: Aus aller Welt - 03.07.2016 (SB)




VOM TAGE



Israel greift zu aggressiven Maßnahmen im Westjordanland

Israels Ministerpräsident Netanjahu greift zu bislang nicht
eingesetzten, aggressiven Maßnahmen gegenüber der Bevölkerung des
besetzten Westjordanlands. Während einer Sitzung seines Kabinetts am
Sonntag nannte er unter anderem die Abriegelung des Gebiets rund um
Hebron. Dort leben rund 700.000 Menschen.

Außerdem will der Ministerpräsident zusätzlich zwei Brigaden der
israelischen Streitkräfte ins Westjordanland verlegen. Die Soldaten
sollen Straßen kontrollieren und israelische Siedlungen in dem
Palästinensergebiet schützen. Den Bewohnern von Bani Naim soll die
Arbeitserlaubnis für Israel entzogen werden. Aus dem Dorf sollen
mehrere Attentäter stammen. Laut Netanjahu befindet sich Israel in
einem fortgesetzten Kampf gegen Terrorismus.

3. Juli 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7086: Medizin und Gesundheitswesen - 03.07.2016 (SB)




VOM TAGE



Vorsicht Sonnenbrand

Auch wenn man im Moment nicht gerade von Hochsommer sprechen kann,
warnen Hautärzte vor zuviel Sonne. Denn die Haut vergißt nicht. Eine
Studie der Brown University in Providence/Rhode Island hat ergeben,
daß Teenager, die sich schwere Sonnenbrände mit Blasenbildung
zugezogen hatten, ein erhöhtes Hautkrebsrisiko trugen. Zwar steigt
das Risiko auch beim Sonnenbrand im Erwachsenenalter, jedoch nicht
ganz so stark wie bei Teenagern.

3. Juli 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7113: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.07.2016 (SB)




VOM TAGE



Informationsaustausch mit der Türkei

Bundesinnenminister Thomas de Maizière ist in einem Interview des
Deutschlandfunks auf den Widerspruch zwischen der Menschenrechtslage
in der Türkei und der engen Partnerschaft von Berlin und Ankara
eingegangen. Mit Blick auf den Anschlag in Istanbul und seiner
Ansage, den Kampf gegen den Terrorismus mit Deutschlands Verbündeten
in voller Härte fortzuführen, sagte der CDU-Politiker unter anderem,
die Türkei sei NATO-Partner und für uns ein sehr wichtiger Staat. Die
Türkei sei wirklich massiv getroffen vom internationalen Terrorismus.
Das führe dazu, daß wir zusammenarbeiten müßten und wollten. Hier
führte de Maizière als Beispiele den bereits funktionierenden
Informationsaustausch etwa hinsichtlich reisender Kämpfer, die über
die Türkei nach Syrien und in den Irak kommen, an.

Die Türkei liegt liegt laut de Maizières geographisch in einer
Schlüssellage. Es gehen Millionen von Deutschen in die Türkei.
Millionen von türkischstämmigen Menschen leben in Deutschland. Die
Türkei ist nicht irgendein Staat. Deswegen kann man nicht wegen der
Kritik an der menschenrechtlichen Situation auf die Zusammenarbeit
verzichten, so de Maizière. Im Gegenteil, durch Zusammenarbeit
entstehe auch Nähe für das, was man für richtig halte in Sachen
Menschenrechte, betonte der Minister. Er könne doch nicht auf die
Information über einen für Deutschland gefährlichen Menschen
verzichten, nur weil er aus einem Staat komme, wo die Pressefreiheit
nicht in vollem Umfang gewährleistet sei.

3. Juli 2016
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7040: Sprache, Kunst und Medium - 03.07.2016 (SB)




VOM TAGE



"Floating Piers" werden wieder abgebaut

Nach gut zwei Wochen werden die von Verpackungskünstler Christo
erdachten und von seiner Mannschaft installierten "Floating Piers" in
der kommenden Woche wieder abgebaut. Obwohl das Wetter am
norditalienischen Iseo-See einigermaßen launisch war, und die
schwimmenden 16 Meter breiten Pontons zeitweise aus Sicherheitsgründen
nicht betreten werden durften, wurden Erwartungen der Organisatoren
mit schätzungsweise 1,3 Millionen Besuchern bei weitem übertroffen.
Der 91jährige Christo war von etwa einer halben Million ausgegangen.

An Wochentagen rückten durchschnittlich 25.000 Besucher in das
beschauliche Städtchen Sulzano vor, an den Wochenenden waren es dann
40.000 bis 100.000, die teils stundenlang in glühender Hitze warten
mußten, um an dem Lauf über das Wasser teilnehmen zu können, die
meisten übrigens barfüßig, wie es Meister Christo empfohlen hatte.
Auch einige Rollstuhlfahrer wollten sich das Spektakel nicht entgehen
lassen.

Um die Sicherheit der Besucher auf dem drei Kilometer langen und 16
Meter breiten gelb-orange verkleideten Polyäthylenwürfeln zu
gewährleisten, waren 150 Wachleute und 30 Rettungsschwimmer rund um
die Uhr im Einsatz.
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MILITÄR/7103: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.07.2016 (SB)




VOM TAGE



Bombenanschläge in Bagdad

In Bagdad sind bei zwei Bombenexplosionen mindestens 110 Menschen
getötet worden. Mehr als 200 wurden verletzt. Die Miliz Islamischer
Staat übernahm die Verantwortung für einen der Anschläge. Ein mit
Sprengstoff beladener Kühllastwagen war am Samstagabend laut
Behördenangaben in der Nähe eines Restaurants detoniert, eine zweite
Bombe explodierte in einer belebten Einkaufsstraße der irakischen
Hauptstadt. Wegen der Einkäufe zu den Ramadan-Feierlichkeiten hatten
sich viele junge Menschen und Familien auf den Straßen aufgehalten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7117: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.07.2016 (SB)




VOM TAGE



Schäuble für pragmatische Politik in der EU auch ohne Brüssel

Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble hat gegenüber der Welt am
Sonntag skizziert, wie es seiner Meinung nach in der Europäischen
Union nach einem Austritt Großbritanniens weitergehen sollte. Der
Minister erwartet von der EU-Kommission, daß sie künftig pragmatisch
und schneller handelt sowie sich auf die zentralen Probleme
beschränkt. Falls nicht, müßten die Regierung der Mitgliedstaaten die
Probleme selbst anpacken. Allerdings verlangt der Minister nicht, daß
Brüssel Kompetenzen wieder an die Nationalregierungen abtritt.
Schäuble betonte, im Grundsatz sei er Anhänger der Vertiefung. Aber
dafür sei jetzt nicht die Zeit. Man könne in Europa in der Lage
wachsender Demagogie und tiefer Europaskepsis nicht einfach so
weitermachen wie bisher. Wenn die Kommission im Begriff sei, etwas
nicht hinzukriegen, oder man sich im Rat verzettele, seien die
Regierungen in der Pflicht. Wenn nicht alle 27 von Anfang an
mitzögen, starteten halt einige wenige. Falls die Kommission nicht
mittue, nehme man die Sache selbst in die Hand und löse die Probleme
eben zwischen den Regierungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7090: Tragisches und Kurioses - 03.07.2016 (SB)




VOM TAGE



Nutzung des Panama-Kanals stößt in neue Dimensionen vor

Nach neun Jahren Bauzeit und Ausgaben von etwa 5,25 Milliarden
US-Dollar wurde in der vergangenen Woche der erweiterte Kanal zwischen
Atlantik und Pazifik in Panama-Stadt seiner Bestimmung übergeben.

Von nun an passen bis zu 49 Meter Breite und 366 Meter lange Schiffe
in die Schleusen. Das hat allerdings seinen Preis. Wie MDR aktuell
berichtete, wurden kurz nach der Wiedereröffnung für Ozeanriesen
Rekordgebühren fällig.

Die japanische Reederei Mitsui mußte für die Passage ihres Frachters
MOL Benefactor knapp 830.000 US-Dollar bezahlen, wie die
Kanalverwaltung mitteilte. Das 337 Meter lange und 48 Meter breite
Schiff kann mehr als 10.000 Standardcontainer transportieren und zählt
damit zur sogenannten Postpanamax-Klasse.

Bisher konnten nur Schiffe mit maximal 4400 Containern die etwa 82
Kilometer lange Wasserstraße befahren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7114: Arbeit, Soziales und Familie - 03.07.2016 (SB)




VOM TAGE



CSD in Köln

In Köln haben am Sonntagnachmittag Schwule, Lesben, Bisexuelle,
Intersexuelle und Transgender den traditionellen Christopher Street
Day (CSD) mit einem bunten Umzug gefeiert und damit für ihre Rechte
sowie gesellschaftliche Akzeptanz demonstriert. An der Parade über
den Rhein in die Innenstadt beteiligten sich mehr als 100 Gruppen.
Hunderttausende Schaulustige säumten die Straßen. Der CSD erinnert an
die Straßenschlacht zwischen Polizei einerseits und Schwulen, Lesben
und Transsexuellen andererseits am 28. Juni 1969 in der Christopher
Street von New York nach einer Polizeirazzia im Stonewall Inn.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7097: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.07.2016 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Elefanten Opfer von Wilderern

Elfenbein gehört zu den begehrtesten Jagdtrophäen. Allein in Afrika
werden pro Jahr mehr als 20.000 Elefanten wegen ihrer Stoßzähne von
Wilderern getötet. Das teilte die Convention on International Trade in
Endangered Species of Wild Fauna and Flora (CITES) in Genf mit. Wenn
dem kein Riegel vorgeschoben werde, warnen die Tierschützer, ist der
Bestand der afrikanischen Elefanten ernsthaft in Gefahr.

3. Juli 2016











Copyright 2016 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7102: Märkte und Finanzen - 03.07.2016 (SB)




VOM TAGE



Stockholm genehmigt Verkauf von Vattenfallaktivitäten in Deutschland

Die schwedische Regierung hat am Samstag den Verkauf des
Braunkohlegeschäfts von Vattenfall in Brandenburg und Sachsen an den
tschechischen Konzern EPH und dessen Finanzpartner PPF genehmigt. Wie
das Unternehmen auf seiner Internetseite am Wochenende meldete, soll
der Verkauf zum 31. August vonstatten gehen. Die kartellrechtliche
Genehmigung der Übertragung durch die EU-Kommission steht aus.
Welchen Preis die tschechischen Investoren zahlen werden, ist noch
nicht bekannt. Die Vermögenswerte von Vattenfall in Ostdeutschland
werden auf 1,6 Milliarden Euro geschätzt. Außerdem steht der
schwedische Staatskonzern bislang mit Schulden und Rückstellungen für
die Renaturierung der Tagebaue in Deutschland in einer Höhe von 1,9
Milliarden Euro in der Pflicht. Vattenfall will die Kraftwerke
Jänschwalde, Boxberg, Schwarze Pumpe und einen Anteil von 50 Prozent
am Kraftwerk Lippendorf veräußern. Auch die Tagebaue Jänschwalde,
Nochten, Welzow-Süd, Reichwalde und der ausgekohlte Tagebau Cottbus
Nord gehen an die Tschechen.

EPH zählt zu den größeren Energieversorgungsunternehmen in Europa.
Der Konzern besitzt unter anderem den bei Leipzig tätigen
Tagebaubetreiber Mibrag.

Vattenfall verkauft sein Braunkohlegeschäft nur unter bestimmten
Bedingungen. In den drei Jahren nach dem Kauf darf der neue Eigner
keine Dividende einstreichen, keine Rückstellungen auflösen oder zu
vergleichbaren Maßnahmen greifen. In den beiden Jahren danach wird
die Gewinnabschöpfung vertraglich auf eine betriebsübliche Rendite
begrenzt.

Die Kraftwerke von Vattenfall in Deutschland sind für rund ein
Fünftel des Kohlendioxidausstoßes der hiesigen Energiewirtschaft
verantwortlich. Klimaschützer der Bewegung EndeGelände haben
bedauert, daß die schwedische Regierung nicht mit einer Stillegung
der Anlagen in der Lausitz vermieden hat, die Atmosphäre mit rund
einer Milliarde Tonnen CO2 zu belasten.
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WISSENSCHAFT/7120: Aus Forschung und Technik - 03.07.2016 (SB)




VOM TAGE



Autos erhalten Blackbox

Die Vernetzung greift immer weiter um sich. Kaum ein Experte zweifelt
daran, daß selbstfahrenden Autos die Zukunft gehört. Jetzt sollen sie
auch noch serienmäßig eine Blackbox erhalten, um wie bei Flugzeugen
Daten zu einem Unfall aufzuzeichnen und zu speichern. Die Politik
hierzulande hat sich dafür schon ausgesprochen. Eine endgültige
Entscheidung soll auf EU-Ebene fallen. Aber die Weichen sind schon
gestellt. Daher spricht vieles dafür, daß die Blackbox schon bald
schrittweise eingeführt wird. Als erstes werden wohl Leihfahrzeuge
damit ausgestattet - später sollen gewerblich genutzte und private
Fahrzeuge folgen.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1255: Regierungspressekonferenz vom 1. Juli 2016 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - 1. Juli 2016

Regierungspressekonferenz vom 1. Juli 2016

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Konferenz zum Westlichen Balkan
in Paris, 7. Petersberger Klimadialog, Empfang des argentinischen
Staatspräsidenten, Sommerempfang des BMFSFJ, Kabinettssitzung, Deutscher
LandFrauentag, Gespräch mit dem BDA-Präsidium, Regierungserklärung im
Deutschen Bundestag, Nato-Gipfel in Warschau), Medienberichte über
Äußerungen des Bundeswirtschaftsministers zu einer Reform des Stabilitäts-
und Wachstumspakts sowie zu einer Investitionsinitiative für die EU,
Besuche von Regierungsmitgliedern bei EM-Spielen der deutschen
Fußballnationalmannschaft, Entschädigung von nach § 175 StGB
verurteilten Homosexuellen, Freihandelsabkommen zwischen der EU und Kanada,
Reise der Verteidigungsministerin in die Türkei, Referendum über den
Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union, Bundesteilhabegesetz,
Evakuierung eines ICE in Nordrhein-Westfalen wegen Terrorverdachts, Unfall
mit Todesfolge während autonomen Fahrens, Mittelaufstockung für das
Bundesförderprogramm für den Breitbandausbau, Präsident des BAMF,
Gerichtsentscheidung über die Wiederholung der Bundespräsidentenwahl in
Österreich, EU-Beitrittsperspektive für die Ukraine, Visafreiheit für
Bürger der Ukraine, Reise des Bundesaußenministers nach
Georgien


Sprecher: StS Seibert, von Tiesenhausen-Cave (BMF), Dimroth (BMI),
Scholz (BMJV), Flosdorff (BMVg), Schneider (BMAS), Strater (BMVI), Chebli
(AA)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Die öffentlichen Termine
der Bundeskanzlerin in der nächsten Woche beginnen am Montag, den 4. Juli,
mit der Westbalkankonferenz in Paris. Es ist die 3. Konferenz zum
Westbalkan. Sie wissen, dass das auf eine Initiative der Bundeskanzlerin
zurückgeht, die 2014 hier in Berlin die erste solche Konferenz ausgerichtet
hat. Es wird übrigens um 17 Uhr in Paris losgehen. Teilnehmer werden
natürlich der Gastgeber Frankreich, dann die Westbalkanstaaten, daneben
aber auch Kroatien, Slowenien, Österreich, Italien, Deutschland und die
Europäische Kommission sein.

Das Ziel dieser Konferenz ist es auch in der dritten Auflage, die
Verhältnisse und die Beziehungen unter den Westbalkanstaaten zu verbessern,
ihre EU-Perspektive zu bekräftigen und die Reformprozesse, die in der
Region zu spüren sind, auch zu unterstützen. Hauptthemen werden konkret die
Infrastrukturentwicklung, der Ausbau des Verkehrsnetzes, die Schaffung
eines regionalen Elektrizitätsmarktes sowie das Thema der Migration sein.
Die Staaten des Westbalkans planen, in Paris ein regionales Jugendwerk zu
begründen. Das ist einer der Beschlüsse von 2015, und der wird jetzt
umgesetzt.

Neben der Bundeskanzlerin werden im Übrigen auch der Außenminister und
Staatsekretärin Zypries für das Bundeswirtschaftsministerium in Paris dabei
sein.

Am Dienstag, 5. Juli, wird hier in Berlin der 7. Petersberger Klimadialog
im Axica Kongress- und Tagungszentrum stattfinden. Die Bundeskanzlerin wird
gegen 10.30 Uhr eine Rede halten. Sie kennen diese informelle Konferenz.
Sie findet immer statt, um die dann am Jahresende stattfindende 
UN-Klimakonferenz mit vorzubereiten. Auch das geht auf eine Initiative der
Bundeskanzlerin aus dem Jahr 2009 nach der Klimakonferenz in Kopenhagen
zurück. Es werden etwa 35 Vertreter der für die Klimaverhandlungen
wesentlichen Staaten erwartet.

Es gibt das historische Paris-Abkommen vom Dezember des vergangenen Jahres,
die historische Selbstverpflichtung der Weltgemeinschaft zu ambitionierten
Klimaschutzmaßnahmen, um die Erderwärmung langfristig auf deutlich unter 2
Grad - wenn möglich sogar auf 1,5 Grad - zu begrenzen. Bei diesem
Petersberger Klimadialog werden die Teilnehmer nun beraten, welche
Maßnahmen erforderlich sind, um dieses Abkommen wirksam und schnell
umzusetzen. Gastgeber sind Deutschland und jeweils das Land, in dem die
nächste UN-Klimakonferenz stattfinden wird. Das ist in diesem Jahr Marokko.
Deswegen wird auch der marokkanische Außenminister Mezouar eine Rede
halten, und deswegen wird die ganze Konferenz von Bundesumweltministerin
Barbara Hendricks und ihrer marokkanischen Kollegin Hakima El Haite
eröffnet werden.

Am Dienstag wird der argentinische Staatspräsident Mauricio Macri zu Gast
im Kanzleramt sein. Es wird ein Arbeitsmittagessen geben, an das sich dann
gegen 13.30 Uhr eine Begegnung mit der Presse anschließen wird.

Am Dienstag um 19 Uhr folgt der Sommerempfang des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Anlass ist dieses Mal das
dreißigjährige Bestehen des Bundesfrauenministeriums. Die Bundeskanzlerin
und ehemalige Bundesfrauenministerin wird dort ein Grußwort sprechen. Es
werden also nicht nur die derzeitige Amtsinhaberin, Frau Schwesig, sondern
auch die meisten ehemaligen Bundesfrauenministerinnen dort anwesend sein.

Am Mittwoch wird wie üblich um 9.30 Uhr die Sitzung des Bundeskabinetts
unter Leitung der Bundeskanzlerin stattfinden.

Dann wird sie nach Erfurt aufbrechen. In der Messe Erfurt tagt der Deutsche
LandFrauentag. Die Bundeskanzlerin wird dort um 14 Uhr eine Rede halten. Es
ist ja eine für die Landfrauen nicht leichte Zeit. Die Agrarmarktkrise und
Einschnitte bei den Familieneinkommen vieler Bauern sind sicherlich
wichtige Themen. Die Bundeskanzlerin wird noch einmal deutlich machen, dass
es Ziel dieser Bundesregierung ist, die bäuerliche Landwirtschaft zu
erhalten. Sie wird sicherlich auch die wichtige Rolle der Landfrauen
betonen, attraktive ländliche Räume zu entwickeln und zu sichern.

Am Mittwochnachmittag wird die Kanzlerin dann an einem Gespräch mit dem 
BDA-Präsidium, der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, hier in
Berlin im Haus der Deutschen Wirtschaft teilnehmen. Sie wird gegen 16.30
Uhr eine Rede halten. Dieser Teil der Veranstaltung ist nicht
presseöffentlich. Im Anschluss an die Veranstaltung wird es dann gegen
17.20 Uhr ein gemeinsames Statement der Kanzlerin und des BDA-Präsidenten
Ingo Kramer geben.

Am Donnerstagvormittag wird es im Deutschen Bundestag eine
Regierungserklärung der Bundeskanzlerin zum Nato-Gipfel geben, der dann
Freitag und Samstag in Warschau stattfinden wird.

Am Freitag wird die Bundeskanzlerin dann auch zu diesem Nato-Gipfel in die
polnische Hauptstadt reisen, mit ihr auch Ministerin von der Leyen und
Minister Steinmeier. Am Freitagnachmittag wird gleich die erste
Arbeitssitzung des Nordatlantikrats stattfinden, an der die Bundeskanzlerin
teilnehmen wird. Es folgt ein gemeinsames Abendessen, bei dem die Staats-
und Regierungschefs der Mitgliedsländer und Montenegros über die
Sicherheitsherausforderungen im Osten und das Verhältnis zu Russland
sprechen wollen.

Am Tag darauf folgt dann in Warschau eine weitere Arbeitssitzung zum Thema
Afghanistan. Am Samstagmittag werden dann Sicherheitsherausforderungen im
Süden des Bündnisgebietes als Thema einer weiteren Arbeitssitzung
diskutiert werden. Dem schließt sich das Treffen der 
Nato-Ukraine-Kommission auf Ebene der Staats- und Regierungschefs an.

Wir bieten Ihnen ein Briefing zum Nato-Gipfel am Donnerstag kommender Woche
um 14.15 Uhr mit dem außen- und sicherheitspolitischen Berater Christoph
Heusgen und mir an. - Das sind die öffentlichen Termine.

Frage: Ich würde gerne von Ihnen, Herr Seibert, und auch vom
Bundesfinanzministerium wissen, ob die Forderung, dass man den europäischen
Stabilitätspakt reformieren sollte, wie sie der Bundeswirtschaftsminister
nun geäußert hat, inzwischen zum Reservoir der Bundesregierung gehört. Wie
stellen sich die Bundesregierung und insbesondere das
Bundesfinanzministerium zu dieser Positionierung?

Ich würde auch gerne wissen, inwiefern sich die Bundesregierung als Ganzes
die Forderung des Vizekanzlers zu eigen macht, in der EU eine
Investitionsoffensive über das hinaus, was schon gestartet wurde,
aufzulegen, um Arbeitslosigkeit und soziale Ungleichheit zu korrigieren.

StS Seibert: Vielleicht fange ich einmal mit der Investitionsoffensive an,
und zuständigkeitshalber wird dann das Finanzministerium übernehmen.

Herr Kollege, Investitionen in Europa zu stärken und Investitionen zu
mobilisieren, ist ja schon seit einiger Zeit ein wichtiges Anliegen der
Bundesregierung, aber eben auch der europäischen Partner, weil wir wissen,
dass wir Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung stärken müssen.
Unter anderem darum hat die Kommission Ende 2014 als eines der ersten
Projekte der neuen Amtszeit eine ganz umfangreiche Investitionsinitiative
ins Leben gerufen. Damit will man einerseits durch Strukturreformen in den
Mitgliedstaaten und durch ein verbessertes regulatorisches Umfeld die
Rahmenbedingungen für Investitionen stärken und zum anderen über einen
neuen europäischen Fonds - Sie kennen das alles -, den Europäischen Fonds
für strategische Investitionen, EFSI, Investitionen absichern und private
Investoren gewinnen. Das Ganze wurde letztes Jahr mit Unterstützung der
Bundesregierung aufgesetzt und arbeitet laut der Europäischen
Investitionsbank erfolgreich.

Die Kommission gibt die bisher im Rahmen von EFSI-Projekten mobilisierten
Gesamtinvestitionen mit 100 Milliarden Euro von insgesamt angestrebten 315
Milliarden Euro an. Diese Anstrengungen gehen weiter. Der Europäische Rat
hat sich am 28. Juni, also gerade erst, erneut hinter diesen
Investitionsplan und hinter die Rolle des EFSI gestellt.

Dies wollte ich gerne dazu sagen. Jetzt das Finanzministerium!

von Tiesenhausen-Cave: Zu Ihrer Frage nach dem Stabilitätspakt: Wenn ich
die Meldungen richtig gedeutet habe, bezieht sich das ja auf einen Brief,
den Herr Gabriel an die Mitarbeiter seines Hauses geschrieben hat. Da ich
nicht Mitarbeiterin dieses Hauses bin, kenne ich den ganz genauen Wortlaut
nicht.

Aber grundsätzlich kann man zur Rechtslage des Stabilitäts- und
Wachstumspaktes sagen, dass sie ganz glasklar und auch seit einiger Zeit
unverändert ist. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt enthält schon heute
Flexibilitäten. Er wird in seiner Umsetzung von der Kommission überwacht.
Wenn sich jetzt aus diesem hausinternen Diskussionsprozess Anregungen
ergeben, dann wird sich der Wirtschaftsminister sicherlich auch noch einmal
dazu zu Wort melden.

Zusatzfrage: Zwei Fragen bleiben mir da doch: Ich hatte den
Wirtschaftsminister so verstanden, dass er bei Investitionen etwas über das
hinaus fordert, was bisher im EFSI in die Wege geleitet worden ist. Von
daher die Frage: Ist die Bundesregierung offen, noch einmal zusätzlich zu
dem, was bereits besteht, Anstrengungen zu unternehmen und auch Mittel
bereitzustellen?

Noch einmal ganz klar zum Stabilitätspakt gefragt: Ich hatte den Brief
nicht so aufgefasst, als sei das ein Diskussionsprozess mit offenem
Ausgang, in dem das Wirtschaftsministerium beziehungsweise der
Wirtschaftsminister als einer von vielen Diskutanten auftritt, sondern als
Positionierung, dass man am Stabilitätspakt etwas ändern muss, dass man ihn
reformieren muss. Der Begriff der "Reform des Stabilitätspakts" taucht
darin auf. Da würde ich dann doch noch einmal wissen wollen: Gibt es für
Sie, das Finanzministerium, irgendeine Form der Offenheit gegenüber einer
Reform dessen, was im Moment an Stabilitätspakt besteht?

von Tiesenhausen-Cave: Ich kann jetzt, glaube ich, nur noch einmal
wiederholen, was ich gerade gesagt habe: Die Rechtslage hinsichtlich des
Stabilitäts- und Wachstumspaktes ist glasklar.

Zusatzfrage: Und soll nicht verändert werden?

von Tiesenhausen-Cave: Punkt. Was ich gesagt habe, gilt. Ihre eigenen
Anmerkungen waren ja nicht meine Worte.

StS Seibert: Der EFSI liegt jetzt bei 100 Milliarden Euro von angestrebten
315 Milliarden Euro. Das ist schon ein ziemlich guter Zwischenstand, aber
da ist natürlich auch noch Luft. Das, was da noch an zu mobilisierenden
Investitionen aussteht, hat ja eine wirklich erhebliche Höhe.

Zweitens wissen Sie, dass sich der Europäische Rat jetzt gerade auch als
Reaktion auf das britische Referendum noch einmal mit seiner
Schwerpunktsetzung befasst hat und in eine gemeinsame Reflexion über
Schwerpunkte eintreten will. Darüber wird auch in Bratislava im September
noch einmal geredet werden. Die Punkte, die benannt worden sind, sind ja
Arbeitsplätze, Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit. In genau diesen Prozess
werden sicherlich auch alle Vorschläge und Ideen einfließen.

Frage: Herr Staatssekretär, plant die Bundeskanzlerin einen Besuch beim
Viertelfinale der deutschen Fußballnationalmannschaft oder wartet sie noch
auf das Halbfinale oder das Finale?

StS Seibert: Ich kann Ihnen zunächst einmal nur für diesen Samstag sagen,
dass die Bundeskanzlerin das Spiel am Samstag in Bordeaux nicht besuchen
wird. Aber sie können sich vorstellen, dass sie der Mannschaft die Daumen
dafür drückt, dass sie das gute Spiel, das sie jetzt zuletzt gezeigt hat,
auch in Bordeaux wieder zeigen kann und dafür den entsprechenden Erfolg
erntet.

Zusatzfrage: Gibt es Planungen für die möglicherweise weiteren Spiele noch
nicht?

StS Seibert: Ich glaube, in einem Turnier mit K.-o.-Modus sollte man
einfach immer nur bis zum nächsten Spiel schauen. Die Bundeskanzlerin
drückt zusammen mit ein paar Millionen anderen Deutschen alle Daumen. Dann
kann das auch gut gehen, und dann werden wir weitersehen.

Dimroth: Auch wenn ich nicht gefragt worden bin, kann ich kurz ergänzen:
Der für Sport zuständige Innenminister wird morgen nach Bordeaux reisen, um
vor Ort der Mannschaft die Daumen zu drücken.

Frage: Ich habe eine Frage an das Justizministerium. Herr Scholz, es
kursiert ein Eckpunktepapier aus Ihrem Haus zur Entschädigung von nach 1945
verurteilten Homosexuellen. Ohne auf die Details einzugehen - das ist hier
ja auch besprochen worden -: Können Sie noch einmal sagen, was den Minister
dabei leitet? Ist zu lange darauf gewartet worden, wird es nun endlich
Zeit?

Zweite Frage: Was ist der weitere Weg dieses Papieres? Geht das jetzt in
die Beratungen und soll das dieses Jahr noch endgültig beschlossen werden,
oder was ist Ihr Zeitplan?

Scholz: Zunächst einmal: Der Justizminister hatte schon vor einigen Wochen
angekündigt, dass das Ministerium den Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung
von Verurteilungen wegen § 175 StGB sowie einen daraus entstehenden
Entschädigungsanspruch erarbeiten wird. Die Strafbarkeit einvernehmlicher
homosexueller Handlungen und die darauf beruhenden Verurteilungen
erwachsener und jugendlicher Menschen sind in höchstem Maße
diskriminierend. Sie sind Ausdruck größter Intoleranz und verletzen jeden
Verurteilten tief in seiner Menschenwürde. Mit dem geplanten
Aufhebungsgesetz wollen wir die Opfer rehabilitieren.

Es ist richtig, was Sie sagen: Es gibt jetzt ein internes Eckpunktepapier,
das bei uns im Hause erarbeitet worden ist. Dieses Papier wird jetzt
innerhalb der Regierung abgestimmt, und auf der Basis dieser Eckpunkte soll
dann zügig ein Gesetzentwurf erarbeitet werden, in dem dann auch konkrete
Fragen zum Entschädigungsanspruch und weiteren Dingen geregelt werden
sollen.

Zusatzfrage: Streben Sie an, das noch dieses Jahr zu verabschieden?

Scholz: Das kann ich nicht sagen; das hängt sicherlich vom weiteren Verlauf
der Gespräche ab.

Frage: Herr Scholz, ist auch eine Entschädigung geplant, oder geht es nur
um eine Aufhebung - eine pauschale oder eine individuelle Aufhebung? Auch
bei der Entschädigungsfrage sind ja mehrere Lösungen denkbar.

Scholz: Das ist richtig, es geht zunächst einmal sowohl um eine Aufhebung
der entsprechenden Urteile als auch um eine Lösung im Hinblick auf die
Entschädigung. Da werden mehrere Fragen und mehrere Lösungswege diskutiert.
Ich bitte um Verständnis, dass ich dazu noch keine Details nennen kann. Wie
gesagt, das ist ein internes Papier, das jetzt im Ressortkreis besprochen
wird.

Zusatzfrage: Nun ist es ja so, dass sich bei Vorstellungen über Moral oder
sittliches Verhalten die Auffassungen innerhalb von Jahrzehnten ändern. Es
gab ja einmal den Kuppeleiparagraphen und den Ehebruchsparagraphen.
Theoretisch wäre ja denkbar, dass man sagt: Nach heutigen Maßstäben ist die
Bestrafung im Grunde nicht zeitgemäß und möglicherweise diskriminierend. So
könnte sich ja, wenn man beim ehemaligen § 175 StGB anfängt, ein
Rattenschwanz von Forderungen ergeben, auch weitere Strafurteile bezüglich
anderer Delikte aufzuheben?

Scholz: Ich weiß nicht, ob solche Forderungen kommen - mir sind keine
bekannt. Uns geht es jetzt erst einmal um diese konkrete Frage, und da sind
wir jetzt ein Stück weitergekommen.

Frage: An das Wirtschaftsministerium zu CETA: Herr Juncker hat ja gesagt,
dass er jetzt ein "EU only"-Abkommen machen wolle, das nur durch das
Europaparlament soll. Am 13. Juni haben Sie uns hier gesagt, die
Bundesregierung sei sich einig, dass es ohne Zustimmung von Bundestag und
Bundesrat kein Ja aus Deutschland zu CETA geben werde. Gilt diese Aussage
noch?

Braams: Vielen Dank für die Frage. - Diese Auffassung gilt weiterhin. Die
Bundesregierung ist der Auffassung, dass CETA ein gemischtes Abkommen ist.
Das ist auch nicht nur die Rechtsauffassung der Bundesregierung, sondern
sie wird auch so vom Juristischen Dienst des Rates und von anderen
Mitgliedstaaten geteilt. Damit ist für uns klar, dass es ohne Zustimmung
des Europäischen Parlaments und der nationalen Parlamente kein CETA geben
kann.

Zusatzfrage: Das heißt, Herr Junckers Weg ist ein Irrweg?

Braams: Herr Juncker hat seine Auffassung geäußert; die kann ich hier nicht
kommentieren. Ich habe aber die Auffassung der Bundesregierung dargestellt,
und die ist sehr klar: Nach unserer Auffassung ist es ein gemischtes
Abkommen.

Frage: Dazu noch einmal ganz klar gefragt, weil Sie sagten "ohne Zustimmung
der nationalen Parlamente": Ist für das Bundeswirtschaftsministerium
vorstellbar, dass man es allein dabei belässt, den Bundestag zu fragen, den
Bundesrat damit außen vor zu lassen und mit diesem Votum des Bundestages
dann seine Auffassungen im EU-Rat zu vertreten?

Braams: Vielen Dank für die Frage; dann kann ich das gern noch einmal
erläutern. - Es gibt ja verschiedene Stufen und zeitliche Prozesse, in
denen jetzt über CETA abgestimmt werden muss. In einem nächsten Schritt
muss erst einmal die Kommission einen Beschlussvorschlag vorlegen, dann
würde das Kabinett befasst werden, und über ein Vertragsgesetz am Ende des
Prozesses müssten nach unserer Auffassung Bundestag und Bundesrat
abstimmen. Da würde Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes greifen. Das ist
jetzt etwas vorgegriffen, denn bei diesem Schritt sind wir noch nicht. Es
wäre aber unsere Auffassung, dass beide zu beteiligen sind.

Frage: Frau Braams, eine Verständnisfrage: Warum ist Ihnen die Frage, wer
da abstimmt, so wichtig, wenn es am Ende nur darum geht, wer ja sagt?

Braams: Es ist ein sehr umfassendes Abkommen, das sehr viele Bereiche
regelt. Dazu gehören nach unseren Rechtsauffassungen eben auch Bereiche,
die die Kompetenz der Mitgliedstaaten betreffen, beispielsweise der Bereich
Investitionen und Investitionsregelungen in diesem Abkommen. Es ist eben
so, dass ein sehr umfassendes Abkommen ist, das über Zölle hinausgeht und
sehr weitgehende Bereiche betrifft, natürlich der Legitimation und
Zustimmung der nationalen Parlamente bedarf.

Frage: Ich habe zwei Fragen an das Verteidigungsministerium - pardon, falls
das schon am Mittwoch besprochen worden ist; das weiß ich nicht so genau -:
Herr Flosdorff, Frau von der Leyen ist ja heute in Incirlik. Es gibt
Kritik, dass deutsche Parlamentarier nicht dabei sein können, und die
Forderung, dass Frau von der Leyen doch bitte Druck machen solle, dass das
nicht so bleibt und demnächst auch wieder deutsche Abgeordnete dorthin
fahren können. Wird sie diesen Druck machen, wird sie das Thema ansprechen?
Wie ist aus deutscher Sicht oder aus Ihrer Sicht zu bewerten, dass deutsche
Parlamentarier dort nicht hin können?

Flosdorff: Das haben wir in der Tat schon vielfach besprochen. Vor einer
Woche hat die Ministerin hier angekündigt, dass es auch der Zweck der Reise
nach Incirlik ist, die Möglichkeit für deutsche Parlamentarier
wiederzueröffnen, die Truppe dort im Einsatzland zu besuchen.
Selbstverständlich wird das heute in den politischen Gesprächen, die im
Anschluss an den Truppenbesuch in Incirlik in Ankara stattfinden sollen,
auch ein Thema sein, so wie es auch schon am Mittwoch anlässlich eines
Telefonates, das die Verteidigungsministerin mit ihrem türkischen
Amtskollegen geführt hat - aus dem traurigen Anlass, dass sie zu dem
schrecklichen Anschlag, der in Istanbul passiert ist, kondoliert hat -,
Thema war. Dabei hat die Ministerin auch darauf hingewiesen, dass die
Tatsache, dass die Bundeswehr eine Parlamentsarmee ist, hier eine hohe
Bedeutung hat und dass auch die Türkei davon profitiert, dass es hier einen
großen Rückhalt für die Einsätze der Bundeswehr gibt - die ja auch schon in
der Türkei stattgefunden haben und weiter stattfinden sollen. Diese
Gesprächsreihe über dieses Thema - heute wird dieses Gespräch fortgeführt -
wird sicherlich auch bei einem Treffen nächste Woche auf dem Nato-Gipfel,
das schon vereinbart ist, weiter Thema sein, wenn dies notwendig sein
sollte.

Frage: Herr Flosdorff, gibt es im Zusammenhang mit dem "Brexit"
Überlegungen in Ihrem Hause? Was würde es denn bedeuten, wenn die Briten
sozusagen die europäische Verteidigungspolitik verlassen würden? Zum
Beispiel haben sie ja die Führung bei der Mission Atalanta. Kommen da aus
Ihrer Sicht stärkere Belastungen auf die Bundeswehr zu? Sind solche
Szenarien besprochen worden?

Flosdorff: Besprochen worden in welchem Rahmen?

Zusatzfrage: In Ihrem Hause.

Flosdorff: Die Ministerin hat noch am vergangenen Freitag mit ihrem
britischen Amtskollegen Michael Fallon telefoniert. Der britische
Verteidigungsminister hat sich an die Ministerin gewandt, um ihr zu
versichern, dass es weiterhin eine sehr enge, gute und vertrauensvolle
Zusammenarbeit geben wird. Es sind ja ohnehin keine kurzfristigen
Auswirkungen zu erwarten. Es ist sicherlich richtig: Auch die britische
Armee stellt in einigen Einsätzen Ressourcen zur Verfügung. Das hat aber
keine kurzfristigen Auswirkungen. Innerhalb des wichtigen Nato-Bündnisses
ändert sich diesbezüglich ohnehin nichts.

Frage: Herr Flosdorff, nur zum Verständnis: Besteht die
Verteidigungsministerin darauf, dass Abgeordnete so bald wie möglich nach
Incirlik kommen können?

Frau Chebli, haben sich die Reisehinweise und Reisewarnungen bezüglich der
Türkei seit dem Anschlag vor ein paar Tagen geändert?

Flosdorff: Wie das schon vielfach klar gemacht wurde - auch von der
Ministerin in ihren Äußerungen -, ist das für die Ministerin ein sehr
wichtiger Punkt. Sie wird diesen Punkt, solange es notwendig ist, immer
wieder thematisieren. Wie immer im Umgang mit befreundeten und souveränen
Staaten ist es so, dass man auf die Punkte dringt, sie immer wieder
anspricht, auf Verständnis hofft und deutlich macht, was für eine
Verwunderung, aber auch was für Erwartungen auf deutscher Seite bestehen.
Wir hoffen sehr, dass wir mit der Türkei, mit der wir auf der 
taktisch-militärischen Ebene weiterhin eine ganz hervorragende, professionelle
Zusammenarbeit haben, auch in dieser Frage so bald wie möglich wieder auf
einen gemeinsamen Nenner kommen.

Chebli: Zu Ihrer Frage nach der Aktualisierung der Reise- und
Sicherheitshinweise: Ja, das ist der Fall. Wesentlich ist die dringende
Aufforderung an Reisende, in Großstädten in der Türkei Menschenansammlungen
auf öffentlichen Plätzen, vor touristischen Attraktionen und im
öffentlichen Personennahverkehr zu meiden. Wir haben ja auch schon in der
Vergangenheit, als es in der Türkei, in Istanbul, Anschläge gab, darauf
hingewiesen, dass wir in unseren Reise- und Sicherheitshinweisen dazu
raten, dass man bei Menschenmengen und Menschenansammlungen eher Vorsicht
walten lassen soll.

Zusatzfrage: Was muss passieren, damit Sie von Reisen abraten?

Herr Flosdorff, ich habe jetzt nicht herausgehört, dass Sie darauf
bestehen. Habe ich das richtig verstanden?

Flosdorff: Ihre Sprache wird von uns sicherlich nicht eins zu eins
übernommen. Sie dürfen sich darauf verlassen und darauf vertrauen, dass die
Bundesregierung selbst eine gute Vorstellung davon hat, in welcher Weise
und auch mit welcher Wortwahl sie das gegenüber dem Nato-Partner Türkei
thematisiert. Das ist ein sehr wichtiger Punkt; er wird mit Nachdruck
verfolgt. Wir werben für Verständnis und hoffen darauf, dass die Türkei
baldmöglichst zu der Haltung zurückfindet, die ja schon einmal bestand -
und auf taktischer Ebne auch weiter besteht -, dass wir einen engen,
vertrauensvollen Austausch haben, der sich auch auf die Parlamentsebene
bezieht.

Chebli: Sie können sich sicher sein, dass wir in engstem Kontakt mit den
verschiedenen Sicherheitsbehörden und anderen relevanten Stellen die
Lagebeurteilung immer aktuell anpassen; das tun wir nicht nur in der
Türkei, sondern das tun wir in jedem anderen Land. Pauschale Aussagen nach
dem Motto "Reisen Sie nicht in dieses Land" wird es von uns so nicht geben.
Es gibt Reisehinweise, es gibt Reisewarnungen; das können Sie alles auf
unserer Webseite nachlesen. Wenn es eine Aktualisierung der Reise- und
Sicherheitshinweise gibt, so wie es sie in diesem Fall nach dem Anschlag
gegeben hat, dann können Sie auch das im Prinzip auf der Webseite sehen.

Frage: Frau von Tiesenhausen, man liest in den letzten Tagen sehr viel von
Papieren aus Ihrem Hause über die "Brexit"-Folgen und Ähnliches. Aktuell
berichtet der "Spiegel" wieder von einem Konzept des Finanzministers, in
dem eine Reihe von konkreten Projekten angeführt ist, die in Europa
angegangen werden sollten. Da ist von einem gemeinsamen Insolvenzrecht und
Ähnlichem die Rede - auch davon, dass diese Projekte im Zweifelsfalle auch
von kleineren Gruppen - Koalition der Willigen - angegangen werden sollen.

Erste Frage: Gibt es so etwas wie den einzig aktuell gültigen Plan, das
einzig gültige Konzept des Finanzministers nach dem "Brexit", wie er Europa
nun vorgehen sehen möchte?

Zweitens: Beinhaltet ein solches Konzept, so es das gibt, quasi die
Hauptlinien: keine Vertiefungen, konkrete Projekte angehen und das im
Zweifel innerhalb einer Koalition der Willigen zu machen?

von Tiesenhausen-Cave: Danke, für die Frage. Das gibt mir auch die
Gelegenheit, noch einmal auf die Berichterstattung der letzten Tage
einzugehen, die zum Teil irreführend war.

Es wurde viel aus einem inzwischen veralteten Sachstand aus der Zeit vor
dem Referendum gemacht, den sich der Minister nicht zu eigen gemacht hat.
In der gegenwärtigen Diskussion haben Positionen über die Vertiefung der
Eurozone keine Relevanz. Das hat der Minister schon auf öffentlichen
Veranstaltungen deutlich gemacht, die er seit dem Referendum am vergangenen
Donnerstag abgehalten hat, an dem er mehrere Diskussionsveranstaltungen
bestritten hat. Wenn Sie hingehört haben, werden Sie vernommen haben, dass
der Minister betont hat, dass nicht die Vertiefung der Eurozone im
Schwerpunkt steht, sondern dass es jetzt um die Stärkung der EU27 geht. Das
kann man auch mit den Worten der Kanzlerin zusammenfassen, dass es jetzt
nicht um mehr oder weniger Europa, sondern um ein besseres Europa geht. An
dieser Debatte wird sich der Minister auch beteiligen.

Zusatzfrage: Gibt es so etwas wie ein Konzept, einen Plan, den der Minister
vorstellen will?

von Tiesenhausen-Cave: Ich habe gesagt, dass der Minister sich an dieser
Debatte beteiligen wird.

Frage: Ich habe eine Frage an das Arbeitsministerium. Es gibt eine
Stellungnahme des Paritätischen Wohlfahrtsverbands zum Teilhabepaket. In
Bezug auf viele Leistungsbeantragungen wird der bürokratische Aufwand
kritisiert, wie er jetzt im Gesetzentwurf vorgesehen ist. Wie stehen Sie zu
dieser Kritik? Es gab eine ähnliche Kritik im Abschlussbericht der
Expertengruppe. Wie gehen Sie damit um? Wird man noch einmal stärker auf
diese Gesetzgebung Einfluss nehmen?

Schneider: Vielen Dank! - Sie wissen, dass das Bundesteilhabegesetz am
Mittwoch im Kabinett beschlossen worden ist und jetzt in das
parlamentarische Verfahren geht. Ich möchte in dem Zusammenhang noch einmal
darauf hinweisen, dass bei der Erarbeitung des Gesetzentwurfs ein sehr
breiter Dialog geführt worden ist und entsprechend eine sehr starke, lange
und intensive Beteiligung möglich war. Einige Kritikpunkte sind bereits in
den Gesetzentwurf eingeflossen. Ich möchte auch noch einmal sagen, dass
natürlich das parlamentarische Verfahren immer abzuwarten bleibt.

Ansonsten hat sich die Ministerin hier am Mittwoch noch einmal geäußert und
hat deutlich gemacht, dass sie das Bundesteilhabegesetz als solches als
einen Meilenstein betrachtet, weil es eben einen Systemwechsel herbeiführt.
Mir ist gerade nicht präsent, auf welchen Punkt die höhere Bürokratie hier
abzielt. Aber die Ministerin hat noch einmal deutlich gemacht, dass es
wirklich sehr viele Verbesserungen für Millionen von Menschen geben wird.
Insofern betrachten wir das Gesetz als ein sehr gutes Gesetz und, wie
gesagt, als einen wesentlichen Fortschritt für viele Behinderte in unserem
Land.

Zusatzfrage: Es geht vor allem um die Antragsverfahren für Leistungen. Der
Paritätische Wohlfahrtsverband sagt, das sei sehr umständlich und für die
Betroffenen sehr anstrengend und sehr umfangreich, diese Anträge zu
erstellen. Es sei ihnen kaum zuzumuten.

Schneider: Das sehen wir eigentlich anders. Es ist ja so, dass wir eine
Vereinfachung für die Beteiligten durch das Bundesteilhabegesetz vorsehen,
weil die Beteiligten jetzt nämlich nur noch einen Antrag bei einem 
Reha-Träger stellen müssen und diese dann ein Teilhabeverfahren in Gang setzen.
Das heißt, die Träger untereinander erstellen mit den Betroffenen einen
Plan, wer welche Leistungen wie zu erbringen hat. Die Beteiligten müssen
also nicht mehr bei jedem einzelnen Träger einen Antrag stellen. Das ist
eine wesentliche Verbesserung.

Dazu möchte ich noch anmerken, dass wir eine unabhängige Beratung
eingeführt haben. Das heißt, die Betroffenen können sich beraten lassen,
welchen Anspruch sie haben und wie sie ihren Anspruch auch geltend machen
können. Das sehen wir also ganz anders und sehen eine deutliche
Vereinfachung.

Frage: Eine Frage an das BMI zum sogenannten Terrorverdacht in Minden. Ich
würde gerne wissen, warum die Bundespolizei einen ICE stoppt und evakuiert,
in dem jemand Koranverse zitiert. Warum wird dieser Mann in Gewahrsam
genommen?

Dimroth: Vielen Dank für die Frage, die leider zum wiederholten Male -
jedenfalls in Teilen - unzutreffende Sachverhaltsunterstellungen enthält.
Der Zug wurde auf entsprechende Anordnung des Zugführers gestoppt. Die
Motivation müssten Sie also bitte bei der Deutsche Bahn AG erfragen und
nicht bei mir. Die Festnahme ist durch Kräfte der Landespolizei
Niedersachsen erfolgt. Insofern müsste ich Sie für diesen Sachverhaltsteil
dorthin verweisen.

Frage: Ich habe eine Frage an den Vertreter des Verkehrsministeriums. In
den USA ist ein Fahrer in einem autonom fahrenden Fahrzeug ums Leben
gekommen. Wir wissen - zumindest habe ich diesen Eindruck -, dass unser
Verkehrsminister ein großer Fan dieses autonomen Fahrens ist. Was
unternimmt denn die Bundesregierung, damit so etwas künftig bei uns nicht
passieren kann?

Strater: Sie spielen auf einen Unfall in den USA mit einem Fahrzeug des
Herstellers Tesla, Modell S, an, das ein bestimmtes automatisiertes System
verwendet. Wir haben keine direkten Erkenntnisse über die Ursache dieses
Unfalls. Diese muss zunächst detailliert aufgeklärt werden. Die US-Behörde,
so ist es nachzulesen, untersucht den Fall bereits. Wir werden mit der 
US-Behörde in Kontakt treten.

Für eine Bewertung, nach der Sie mich fragen, bleibt das Ergebnis der
Untersuchungen abzuwarten. Auch für Schlussfolgerungen muss man erst den
Sachverhalt sehr genau überprüfen.

Frage: Ich möchte gern beim Verkehrsministerium bleiben. Ich las von
zusätzlichen 1,3 Milliarden Euro, die Ihr Minister für das
Breitbandausbauprogramm verwenden will. Ich möchte gern wissen, woher das
Geld kommt. Hat er so gut gewirtschaftet, dass er das übrig hat und dafür
aufwenden kann? Hat er vom Finanzministerium einen Scheck bekommen,
zusätzlich, abseits der Routine, oder war das schon vorher eingeplant? Wird
das erst in Zukunft wirksam?

Strater: Sie haben richtig gelesen. Der Minister steigert die Investition
in den Breitbandausbau auf nun insgesamt 4 Milliarden Euro. Das heißt: 1,3
Milliarden Euro werden zusätzlich zur Verfügung gestellt. Damit wird das
Bundesprogramm für den Breitbandausbau aufgestockt. Hierbei handelt es sich
um zusätzliche, neue Haushaltsmittel, die im Zuge der Haushaltsaufstellung
zur Verfügung stehen werden.

Zusatzfrage: Heißt das 2017 - also Haushaltsmittel aus dem nächsten
Haushalt?

Strater: 2017 und Finanzplanung. Das steht ja jetzt auf der Agenda. Also:
für die kommenden Jahre.

Frage: An das BMI oder das BMAS: Mich würde interessieren, wer aktuell
Präsident des BAMF ist.

Dimroth: Dazu würde ich zunächst gern auf die weitreichenden Äußerungen
verweisen, die zu diesem Thema hier im Zusammenhang mit der Entscheidung,
die Ihnen bekannt ist, Herrn Weise zu bitten, die Leitung des BAMF in
Zugleichfunktion mit der Leitung der Bundesagentur für Arbeit zu
übernehmen, gemacht wurden. In diesem Zusammenhang ist auch weitreichend
dazu ausgeführt worden, wie vor allem beamtenrechtlich die Situation beim
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ist. Unterhalb von Herrn Weise als
dem Leiter des BAMF - ein untechnischer Begriff - verrichten derzeit zwei
Vizepräsidenten ihren Job.

Zusatzfrage: Gibt es einen Präsidenten?

Dimroth: Dementsprechend gibt es im technischen Sinne derzeit keinen
Präsidenten.

Frage: Das Verfassungsgericht in Österreich hat soeben verkündet, dass die
Bundespräsidentenwahl in Österreich aufgrund von Unregelmäßigkeiten
wiederholt werden muss. Hat das irgendwelche Auswirkungen und, wenn ja,
welche auf die Politik Deutschlands in Verbindung mit Österreich?

StS Seibert: Nein.

Frage: An Frau Chebli zur EU-Erweiterung: Der ukrainische Ministerpräsident
Hroisman hat gestern gesagt, er ist davon überzeugt - Zitat -, "dass die
Ukraine in zehn Jahren in der EU sein wird". Teilt die Bundesregierung
diese Überzeugung?

Chebli: Wenn Sie die Ausführungen von Martin Schäfer vom Mittwoch
nachverfolgt hätten, wüssten Sie, dass er unsere Position zum Thema
Erweiterung und auch Ukraine klar dargelegt hat.

Zusatz: Die Fakten haben sich ja geändert. Die ukrainischen Freunde haben
eine Ansage gemacht.

Chebli: Okay. Dann lassen Sie mich zwei Sätze dazu sagen. Wir haben mit der
Ukraine gerade ein Assoziierungsabkommen geschlossen, das noch nicht in
Kraft getreten ist. Wir haben ein Interesse an der Heranführung der Ukraine
an die Europäische Union. Wir konzentrieren uns jetzt darauf, dass dieses
Assoziierungsabkommen in Kraft gesetzt wird. Auch die Visaliberalisierung,
die ansteht, ist natürlich ein Schritt der Heranführung der Ukraine an die
EU.

Aber die Frage einer EU-Beitrittsperspektive stellt sich für uns im Moment
nicht. Es gibt viele offene Fragen. Dazu gehört zum Beispiel das Thema der
Korruptionsbekämpfung. Die Ukraine ist dabei noch nicht so weit.

Deshalb bleibt es dabei: Ja, Assoziationsabkommen; Visaliberalisierung
dann, wenn die notwendigen Schritte vollzogen worden sind; 
EU-Beitrittsperspektive - nicht auf der Tagesordnung.

Zusatzfrage: Sie haben es gerade angesprochen. Herr Dimroth, gibt es schon
ein Update, ob die Bundesregierung für die Visafreiheit für Ukrainer sein
wird?

Dimroth: Wie Sie wissen, gibt es dazu auf verschiedenen Ebenen Gespräche
und insbesondere auch Diskussionen zu verschiedenen Herkunftsstaaten. Ganz
grundsätzlich: Wir stehen zu den gemachten Zusagen. Das ist völlig klar.
Ich kann Ihnen jetzt keinen Zeitpunkt nennen, zu dem entsprechende
Verfahren abgeschlossen werden.

Ich kann Sie nur noch einmal darauf verweisen, dass es aus unserer Sicht
ebenso wichtig ist wie das klare Bekenntnis zu den gemachten Zusagen, auch
Mechanismen auf europäischer Ebene zu etablieren, um möglicherweise
entstehende Fehlentwicklungen einhegen zu können. Das ist der sogenannte
Notfallmechanismus, den wir derzeit auf europäischer Ebene diskutieren, der
also einen Automatismus im europäischen Recht etablieren soll, dass
automatisch auf den Status quo ante zurückgegangen werden kann, wenn im
Zuge einer umgesetzten und dann praktizierten Visabefreiung
Fehlentwicklungen eintreten. Auch hierzu kann ich Ihnen keinen
abschließenden Zeitplan nennen, sondern nur deutlich machen, dass wir
parallel zu den laufenden Gesprächen darauf drängen, dass dieser
Notfallmechanismus ins europäische Recht kommt.

Zusatzfrage: Welche wären diese Fehlentwicklungen?

Dimroth: Beispielsweise die signifikante Zunahme unberechtigter Asylanträge
aus dem jeweiligen Herkunftsland.

Zusatzfrage: Frau Chebli, ganz kurz zur Georgienreise des Außenministers.
Welche Menschenrechtsverletzungen wird er ansprechen?

Chebli: Ich werde jetzt nicht im Detail auf die einzelnen
Menschenrechtsverletzungen eingehen. Sie können sich aber sicher sein, dass
der Minister in all den Gesprächen auch diese Fragen thematisiert.

Zusatzfrage: Irgendwelche Details?

Chebli: Nein. Ich kann Ihnen jetzt keine Details dazu nennen.

Freitag, 1. Juli 2016

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 1. Juli 2016

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2016/07/2016-07-01-regpk.html;jsessionid=D6E08EB8B1AD8B89356578B163D6A574.s7t1
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HEGEMONIE/1796: Das "deutsche Europa" im Aufwind (SB)




Wes Geistes Kind das "deutsche Europa" [1] ist, zeigt die vier Tage nach dem
britischen Brexit-Referendum präsentierte Erklärung des deutsch-französischen
Führungstandems, vorgelegt durch die Außenminister Jean-Marc Ayrault und
Frank-Walter Steinmeier. Unter dem akuten Handlungsbedarf reklamierenden Titel
"Ein starkes Europa in einer unsicheren Welt" [2] wird zum Aufbau einer
"Sicherheitsunion" aufgerufen, in deren Mittelpunkt die militärische
Handlungsfähigkeit der EU auch und gerade außerhalb der NATO steht. Die Zäsur
des möglichen Austritts des Vereinigten Königreiches wird zum Anlaß genommen,
eine Form der europäischen Integration zu propagieren, deren Bindekraft vor
allem aus Aggression nach außen und Repression nach innen erwachsen soll. Die
gravierenden sozialen Verwerfungen innerhalb der EU spielen nur insofern eine
Rolle, als die "Verbindung von Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und sozialem
Zusammenhalt (...) das Herzstück unseres europäischen Modells" bilde, das es zu
bewahren gelte, um auf diese Weise auch "unsere gemeinsamen Werte nach innen und
nach außen zu verteidigen".

Am neoliberalen Charakter der EU wird nicht gerüttelt, und eine Sozialunion ist
schon gar nicht im Angebot. Wird sozialer Zusammenhalt in der Krisenkonkurrenz
an weltmarkttaugliches Wirtschaftswachstum gekoppelt, dann ist die Verschärfung
der Klassenwidersprüche Programm. Zum unhintergehbaren Nachweis seiner
Leistungs- und Zahlungsfähigkeit genötigt wie von der zweiten Haut
informationstechnischer Sozialkontrolle in verwertungstaugliche Form gepreßt
wird das Marktsubjekt kaum weniger wirksam an die neoliberale Zwangsgemeinschaft
gefesselt, als die Bürger autokratischer Staaten mit offener Gewalt unterjocht
werden. Doch nicht der Druck zur weiteren Senkung der Arbeitskosten und zur
Erhöhung der Kapitalproduktivität schürt die Angst der Menschen vor dem sozialen
Abstieg und die Aggression gegen vermeintliche Freßfeinde, nein, "Terroristen
versuchen, Angst in unseren Gesellschaften zu verbreiten und deren Spaltung zu
bewirken". Wie Werte, die in einer demokratischen Gesellschaft permanent
Gegenstand öffentlicher Erörterung und Überprüfung wären, zu Bastionen einer
Freund-Feind-Logik geraten, die ihre Mißachtung mit strafender Gewalt auflädt,
so verkommt der Anspruch auf Weltoffenheit zur todbringenden Offensivstrategie.

Mit keinem Wort erwähnt wird die destruktive Wirkung der Kriegführung der
NATO-Staaten auf die Gesellschaften des Nahen und Mittleren Ostens. Kaum über
den Status postkolonialer Trümmerprodukte hinausgekommen sind sie seit der
Aushungerung und Eroberung des Iraks fast ohnmächtiger Spielball
imperialistischer Interessen. Selbstredend wird die davon ausgehende
Terrorgefahr als Vorwand mißbraucht, die systematisch erzeugten Bruchlinien
metropolitaner Klassengesellschaften einem vermeintlich hintergrundslosen
Gewaltphänomens anzulasten. Frei nach der neoliberalen Ideologie, daß das Walten
des Marktes alles Wissen um die historische Bedingtheit des Menschen
gegenstandslos mache, ist das deutsch-französische Strategiepapier ein
Paradebeispiel für die systematische Einebnung aller Widersprüche, die die 
eigene Teilhaberschaft an sozialen Zwangs- und Gewaltverhältnissen greifbar
machen könnten.
Da der Terrordiskurs spätestens seit 2001 die Logik exekutiver Ermächtigung
antreibt, wäre die hauptsächliche Begründung für das deutsch-französische
Projekt einer "Sicherheitsunion" kaum der Rede wert. Wenn jedoch anläßlich des
möglichen Ausscheidens des militärisch stärksten EU-Staates unter dem
fadenscheinigen Vorwand, es gehe darum, diejenigen EU-Mitglieder, die nicht der
NATO angehören, besser zu schützen, militärische Handlungsfähigkeit für die EU
angemahnt wird, dann spielt dieser Aufbau eines militärischen
Aggressionspotentials insbesondere in der Bundesrepublik angesiedelten
Interessen in die Hände. Während insbesondere die US-Regierung daran
interessiert zu sein scheint, das Ergebnis des Brexit-Referendums rückgängig zu
machen, um über London weiterhin Einfluß auf die EU ausüben zu können, will die
Bundesregierung die Chance, die europäische Integration zum eigenen Lehen
zu machen, nicht ungenutzt verstreichen lassen.

Das geht auch aus einem Interview mit Finanzminister Wolfgang Schäuble [3]
hervor, der zwar verhalten, aber doch vernehmlich den deutschen Führungsanspruch
innerhalb der EU bekräftigt. Natürlich nicht so grob wie im Falle Griechenlands,
das unverhohlen ausgeplündert wird, während man sich mit der despotisch
regierten Türkei arrangiert und die Bedeutung der griechischen Regierung als
Gleiche unter Gleichen weiter schwächt. Aber doch mit der Genugtuung über eine
Entscheidung der britischen Bevölkerung, die den deutschen Hegemonialanspruch
langfristig zementiert, wie Schäubles Andeutungen über die Irrelevanz der
EU-Kommission zu verstehen geben. In Berlin befindet man sich in der
komfortablen Position, Druck auf die britische Regierung hinsichtlich der
Einleitung des EU-Austritts ausüben als auch die Konditionen des Brexits
weitgehend in eigener Regie gestalten zu können. So ideal der Zugang Britanniens
zum Gemeinsamen Markt bei gleichzeitiger Beibehaltung der eigenen Währung war,
deren Einsatz als global gehandeltes Kreditgeld die City of London fast
gleichrangig zur Wallstreet in New York hat aufschließen lassen, so verheerend
wäre jede Erschwerung des Finanzgeschäftes mit der EU für ein Land, dessen
Akkumulationsmodell maßgeblich vom Finanzplatz London
abhängt.

Es gibt also viel zu gewinnen und noch mehr zu verlieren. Die in beiden
Strategiepapieren betonte Notwendigkeit gemeinsamen Handelns basiert auf der
Prämisse, das kein Land in der EU groß genug ist, um weltpolitischen Einfluß zu
reklamieren. Eben dies zu tun ist in Zeiten beschleunigter Krisendynamik ohne
Krieg nicht zu haben. So bestätigt diese Reaktion auf den Brexit, was die
Linkspartei Anfang 2014 als zu radikal verwarf, als sie die Bewertung der EU als
"neoliberale, militaristische und weithin undemokratische Macht" aus dem
Programm zur Europawahl entfernte [4]. Damit überließ sie das Feld der EU-Kritik
ohne Not einer AfD, die damals noch in den Kinderschuhen steckte und heute Die
Linke bei Wahlen in ihren rechten Schatten stellt. Anstatt mit windelweichem
Populismus Anleihen am Erfolg der neoliberalen Rechten zu machen, wäre eine
Kritik am deutschen Europa vonnöten, die mit deutschnationalem
Souveränitätsgedröhn nicht verwechselt werden kann, weil sie aus ihrer
internationalistischen, antimilitaristischen und antikapitalistischen
Stoßrichtung kein Hehl macht.


Fußnoten:

[1] REZENSION/655: Tomasz Konicz - Aufstieg und Zerfall des deutschen Europa (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar655.html

[2] http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Europa/Aktuell/160624-BM-AM-FRA_ST.html

[3] http://www.welt.de/politik/deutschland/article156764432/In-Europa-nicht-so-weitermachen-wie-bisher.html

[4] BERICHT/012: Links der Linken - EU solidar (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/europool/report/eurb0012.html
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INTERVIEW/317: Im Nebel der Staatsräson - Klage gegen Erdogan ...    Britta Eder im Gespräch (SB)


Strafanzeige wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit

Interview am 28. Juni 2016



Die Hamburger Rechtsanwältinnen Britta Eder und Petra Dervishaj haben
in Zusammenarbeit mit dem "Verein für Demokratie und internationales
Recht MAF-DAD" am 27.06.2016 bei der Bundesanwaltschaft in Karlsruhe
eine Strafanzeige gegen den türkischen Staatspräsidenten Recep Tayyip
Erdogan sowie weitere Verantwortliche aus Politik, Militär und Polizei
eingereicht. [1] Diesen wird vorgeworfen, in den kurdischen Gebieten
im Südosten der Türkei, insbesondere in der Stadt Cizre,
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen zu
haben. [2] Die Anzeige erfolgte im Namen von Angehörigen von Opfern
wie auch zahlreichen Bundestags- und Landtagsabgeordneten,
Menschenrechtlern, Ärzten, Prominenten und Wissenschaftlern.

Zwischen dem 4. und 11. September 2015 wurden demnach während eines
Ausnahmezustands in Cizre 21 Zivilistinnen und Zivilisten getötet.
Viele Opfer wurden im direkten Umfeld ihres Hauses bzw. auf ihrem
eigenen Grundstück durch Sicherheitskräfte erschossen. Es handelt sich
um Fälle, die insbesondere durch Zeugenaussagen gut dokumentiert sind.
Ein weiterer Schwerpunkt der Strafanzeige ist der Tod von mindestens
178 Menschen, die während einer weiteren Ausgangssperre vom 14.
Dezember 2015 bis 2. März 2016 in drei Kellerräumen vor den Angriffen
des türkischen Militärs mit Artillerie, Panzern und weiteren schweren
Waffen Schutz gesucht hatten.

Sie teilten Abgeordneten, Presse und Amnesty International telefonisch
mit, daß die Keller weiter angegriffen würden und viele Menschen
dringend ärztliche Hilfe benötigten. Amnesty International startete
daraufhin eine Urgent Action. Dennoch wurden keine Krankenwagen
durchgelassen, der Kontakt zu den Personen brach ab, und aus den
Kellern wurden bisher 178 größtenteils verbrannte Leichen geborgen.
Aufgrund der in der Anzeige dargestellten Zeugenaussagen und sonstigen
Beweise besteht der Verdacht, daß Sicherheitskräfte teilweise Benzin
in die Keller gegossen und diese dann in Brand gesetzt bzw. die
Menschen zuerst mit schweren Waffen getötet und die Leichen
anschließend verbrannt haben.

Auf einer Pressekonferenz am 27.06.2016 in Berlin stellten Britta Eder
und Petra Dervishaj, der Abgeordnete der Türkischen
Nationalversammlung Faysal Sariyildiz (HDP), der sich während der
Ausnahmezustände in Cizre aufhielt, die Vorsitzende von MAF-DAD,
Rechtsanwältin Heike Geisweid, sowie der Vorsitzende des
Menschenrechtsvereins der Türkei (TIHV), Ercan Kanar, die Anzeige vor.
Am folgenden Tag beantwortete Britta Eder dem Schattenblick einige
Fragen zu Hintergrund und Zielsetzung dieser Initiative.


Schattenblick (SB): Wie kam es dazu, diese Strafanzeige
vorzubereiten und einzureichen, die von einem großen Unterstützerkreis
mitgetragen wird?

Britta Eder (BE): Es gab sehr viele Menschen, die das Bedürfnis
hatten, das aktuelle Geschehen im Südosten der Türkei publik zu machen
und aufzuarbeiten. Dabei ist völlig klar, daß es in der Türkei selbst
zu keiner Aufklärung und Strafverfolgung dieser Vorgänge kommen wird,
weil der türkische Staat alles dafür tut, daß das nicht geschieht. Die
Verantwortlichen wissen natürlich, daß es sich um Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit handelt. Aus diesem Grund wurden
die Angriffe auf die kurdische Bevölkerung von zahlreichen Menschen in
Deutschland zur Sprache gebracht, wobei man sich auch daran erinnerte,
daß schon einmal von mir eine Strafanzeige gegen Recep Tayyip Erdogan
eingereicht worden ist. Auf diese Weise nahm die Idee Gestalt an, es
unter den derzeitigen Voraussetzungen noch einmal zu versuchen und zu
sehen, welche Wirkung sich damit erzielen läßt. Es fragte auch eine
Reihe von Medien unter Bezugnahme auf die damalige Strafanzeige bei
uns an, ob wir vorhätten, das noch einmal in Angriff zu nehmen. So kam
es dazu, die aktuelle Initiative auf den Weg zu bringen.

SB: Wie war die Resonanz bei der gestrigen Pressekonferenz in Berlin?

BE: Die Resonanz war recht erfreulich. Die schreibende Presse war
zahlreich vertreten, Reuters war da, das Thema fand überall in den
Online-Portalen Eingang, auch bei der Tagesschau, FAZ und Zeit. Dabei
wurde deutlich, daß sich auch die Presse die Frage gestellt hat, worin
der Unterschied zu der letzten Strafanzeige gegen Erdogan aus dem
Jahre 2011 besteht und warum wir uns diesmal bessere Chancen
ausrechnen. Mein Eindruck war, daß die Medien durchaus an einer
Berichterstattung interessiert waren. Gleichzeitig fand allerdings
auch der Besuch Ursula von der Leyens in der Türkei statt, der
offenbar bestimmten Medien wie zum Beispiel dem Fernsehen die nicht
unwillkommene Gelegenheit bot, über etwas anderes als die Strafanzeige
zu berichten. Aber insgesamt gesehen sind wir mit der aktuellen
Resonanz sehr zufrieden.

SB: Worin besteht der Unterschied zur Strafanzeige von 2011, die
damals von der Generalbundesanwaltschaft nicht angenommen wurde?

BE: Ein Unterschied zur Strafanzeige im Jahr 2011 ist inhaltlicher
Art. Die damalige Strafanzeige bezog sich auf mehrere Einzelfälle, die
an unterschiedlichen Orten im Südosten der Türkei stattgefunden hatten
und sich über mehrere Jahre verteilten. Es handelte sich unseres
Erachtens um Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit,
die im Rahmen einer langen Geschichte des Konflikts begangen worden
waren - dies vor dem Hintergrund der schweren Auseinandersetzungen in
den 90er Jahren, bei denen es zu massiven Übergriffen auf die
Zivilbevölkerung kam. Während es sich zwischen 2002 und 2011 eher um
einzelne Vorfälle handelte, werden heute tagtäglich Kriegsverbrechen
von den türkischen Sicherheitskräften begangen. Insofern erfolgen die
Angriffe viel massiver, was auch von vielen Menschen in der Türkei
hervorgehoben wird. Sie bezeichnen die derzeitigen Geschehnisse als
noch viel schlimmer als jene in den 90er Jahren, gerade auch
hinsichtlich ihrer seelischen Auswirkungen. Obwohl alle gedacht
hätten, schlimmer als in den 90er Jahren könne es nicht mehr kommen,
ist die Situation heute noch schrecklicher.

Zum anderen ist bei der Praxis der Generalbundesanwaltschaft, mit
derartigen Vorfällen umzugehen, eine gewisse Veränderung zu
beobachten. Als das Völkerstrafgesetzbuch Anfang der 2000er Jahre in
Kraft trat, erkannte auch die Bundesrepublik Deutschland das
sogenannte Weltrechtsprinzip an. Demnach können Kriegsverbrechen nicht
nur dann verfolgt werden, wenn sie in Deutschland oder von Deutschen
begangen werden. Vielmehr können Kriegsverbrechen, wo immer auf der
Welt sie begangen werden, in Deutschland verfolgt werden. Der
Generalbundesanwaltschaft wurden damals keine angemessenen
finanziellen Mittel zur Verfügung gestellt, um sich mit dieser
Problematik zu befassen, und sie verfuhr nach der Praxis, nicht
ernsthaft tätig zu werden, solange sich keiner der Täter für längere
Zeit in Deutschland aufhält. Das Hauptziel war dabei zu verhindern,
daß sich Kriegsverbrecher in Deutschland aufhalten oder gar
niederlassen, ansonsten wurden die Verfahren eingestellt.

Das hat sich in den letzten Jahren etwas verändert. So wurden in
einigen Bereichen auch ohne konkrete Tatverdächtige hier in
Deutschland durchaus Ermittlungen durchgeführt. Wie aus einer im
vergangenen Jahr veröffentlichten Doktorarbeit hervorgeht, betraf das
Ermittlungen in Sri Lanka, wozu noch der Komplex Syrien kommt. Dort
werden ohne konkrete Täter Beweise gesammelt, und das nicht nur mit
dem Ziel, gegebenenfalls jemanden hier in Deutschland vor Gericht zu
stellen, sondern diese Ergebnisse beispielsweise auch einem
internationalen Strafgerichtshof oder einem anderen nationalen Gericht
zur Verfügung zu stellen, falls dort irgendwann ein Verfahren
stattfindet. Dem liegt die Auffassung zugrunde, daß es die Aufgabe des
Ermittlungsverfahrens sei, im Sinne der Weltgemeinschaft Beweise zu
sammeln, damit solche Taten, wenn nicht jetzt, so doch später
gerichtlich verfolgt werden können.

SB: War das auch der Ansatz bei der Strafanzeige gegen Erdogan,
Zeugenaussagen von derzeit in Deutschland lebenden kurdischen
Betroffenen ins Feld zu führen, um Ermittlungen der
Generalbundesanwaltschaft anzustoßen?

BE: Genau, und auf der Pressekonferenz kam ja auch Herr Faysal
Sariyildiz zu Wort, ein Abgeordneter der prokurdischen Partei HDP in
der Türkei. In der Anzeige geht es um zwei Ausgangssperren in der
Stadt Cizre, eine achttägige und eine über 80tägige Ausgangssperre.
Herr Sariyildiz hielt sich in beiden Fällen während der gesamten Zeit
der Sperre in Cizre auf. Er ist Augenzeuge viele Taten, er ist selber
Geschädigter einer der Taten und er ist der tatnächste Zeuge vom
Hörensagen von vielen dieser Fälle. So hat er zum Beispiel mit einer
Person telefoniert, die sich in einem Keller aufhielt und später
umgekommen ist. Diese habe ihm berichtet, daß sie die Nachricht
erhalten hätten, sie könnten den Keller verlassen und zum Krankenwagen
gehen. Als jedoch der 16jährige Abdullah Gün hinausgegangen sei, habe
man ihn erschossen. Die Person, die Herrn Sariyildiz davon berichtet
hat, ist tot. Abdullah Gün ist tot. Somit ist er der tatnächste Zeuge.

SB: Wie könnte der weitere rechtliche Ablauf aussehen, je nachdem, ob
die Generalbundesanwaltschaft Ermittlungen aufnimmt oder nicht?

BE: Sollte die Generalbundesanwaltschaft beschließen, nicht tätig zu
werden, könnte man dagegen eine Beschwerde einlegen und auch ein
Klageerzwingungsverfahren anstreben. Allerdings ist diesem Weg schon
bei normalen Strafverfahren statistisch gesehen wenig Erfolg
beschieden. Die andere Möglichkeit wäre, daß die
Generalbundesanwaltschaft tatsächlich Ermittlungen gegen konkrete
Personen aufnimmt oder ein sogenanntes Strukturermittlungverfahren
einleitet und bestimmte Zeugen vernimmt, die hier in Deutschland
anwesend sind.

SB: Die Strafanzeige wird in diesem Fall unter anderem gegen einen
amtierenden Staatspräsidenten eingereicht. Genießt er aufgrund seines
Amtes Immunität, die ihn vor Strafverfolgung schützt?

BE: Die Strafanzeige richtet sich gegen Herrn Erdogan wie auch eine
ganze Reihe weiterer politisch und militärisch Verantwortlicher. Herr
Erdogan selbst genießt grundsätzlich zunächst einmal Immunität. Würde
in Deutschland ein Verfahren wegen Beleidigung durchgeführt, könnte er
diese Immunität voll und ganz in Anspruch nehmen. Im Bereich des
Völkerstrafrechts ist die Immunität hingegen nicht hundertprozentig.
Die Generalbundesanwaltschaft kann davon ausgehen, daß ihm diese
Immunität zusteht, und die Klage mit dieser Begründung abweisen. Sie
könnte sich aber auch anders entscheiden. Wenn hierzulande
beispielsweise jemand etwas in einem Supermarkt klaut, setzt die
Staatsanwaltschaft das Strafverfolgungsinteresse Deutschlands um. Im
Bereich des Völkerstrafrechts ist es ein Interesse der
Weltgemeinschaft, daß keine Kriegsverbrechen verübt werden. Deshalb
sollten auch Staatsoberhäupter nicht in der Lage sein, sich kraft
ihrer Immunität endgültig von einer Anklage befreien zu können. Die
Praxis der Generalbundesanwaltschaft tendiert derzeit jedoch dahin,
eine derartige Immunität anzuerkennen.

Andererseits sehen wir im geschichtlichen Verlauf, wie schnell sich
das ändern kann. Genau deshalb sagen wir auch, daß die
Generalbundesanwaltschaft ermitteln soll. Wenngleich ich nicht im
einzelnen mit den Ermittlungen im Falle Syriens vertraut bin und daher
den aktuellen Stand nicht kenne, kann man doch davon ausgehen, daß
sicher niemand damit die Erwartung verbunden hat, Assad werde ein Jahr
später in Deutschland vor Gericht stehen. Wie jeder weiß, lehrt die
Geschichte, daß die meisten Kriegsverbrechen, wenn überhaupt, erst
lange Zeit später Gegenstand eines gerichtlichen Verfahrens werden.

SB: Ist die Bundesregierung oder ein zuständiges Ministerium
beteiligt, wenn die Generalbundesanwaltschaft tätig wird?

BE: Nein, das ist hier anders als zum Beispiel im Fall von Herrn
Böhmermann oder auch bei den 129b-Verfahren. Über unsere Klage
entscheidet allein die Generalbundesanwaltschaft. Wenngleich eine
Diskussion darüber geführt wird, dies zu ändern und ein Gericht in die
Entscheidung mit einzubeziehen, ob ein Verfahren eingestellt werden
darf oder nicht, ist das gegenwärtig nicht Gesetzeslage.

Wir haben die Anzeige allerdings nicht nur der
Generalbundesanwaltschaft zukommen lassen, sondern auch dem
Justizministerium zur Kenntnis gebracht. Dabei geht es nicht darum,
daß sich das Ministerium in das Verfahren einmischt, sondern daß es
den in der Klage geschilderten Sachverhalt zur Kenntnis nimmt. Unseres
Wissens ist dieser Sachverhalt erstmals in deutscher Sprache so
chronologisch im Sinne einer Beweisaufnahme formuliert worden. Die
Bundesregierung und das Justizministerium sollten in Erwägung ziehen,
ihren Einfluß gegenüber der Türkei geltend zu machen. Beispielsweise
sollten Vertreter der Vereinten Nationen endlich Zugang zu dieser
Region bekommen und unabhängige Untersuchungen vornehmen können.

SB: Welche Erwartungen verbinden Sie mit der Anzeige gegen Erdogan und
andere Verantwortliche hinsichtlich der Wahrnehmung der in den
Kurdengebieten verübten Greueltaten in der deutschen Öffentlichkeit?

BE: Es geht insbesondere darum, das wenige, was wir sicher wissen, der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Mangelnde Berichterstattung der
meisten Medien hat dazu geführt, daß ein regelrechtes Loch
hinsichtlich der Informationen aus dieser Region vorherrscht. Wir
haben über Vorfälle in Cizre berichtet, doch gibt es Ausgangssperren
in zahlreichen weiteren Städten, über die wir wesentlich weniger
Informationen haben. Das läßt sehr Schlimmes in all jenen Städten
befürchten, über die wir derzeit wenig oder gar nichts erfahren. Es
gilt daher, den Druck zu erhöhen, damit die Vereinten Nationen und
Menschenrechtsorganisationen Zugang zu dieser Region erhalten. Auch in
dieser Hinsicht sehen wir unsere Arbeit keineswegs als beendet an,
sondern wollen auch künftig die Ereignisse dokumentieren.

SB: Sind für die Zeit, bis die Generalbundesanwaltschaft eine
Entscheidung getroffen hat, weitere Veranstaltungen oder andere
Aktionen angedacht, um weiterhin über die Entwicklung in der Türkei zu
informieren?

BE: Wir wollen auf jeden Fall weitere Veranstaltungen durchführen und
versuchen, unsere bislang erstellte Dokumentation als Buch zu
veröffentlichen. Darüber hinaus bemühen wir uns darum, die weiteren
Ereignisse fortlaufend zu dokumentieren. Das ist nicht nur aufwendig,
sondern auch menschlich sehr schwierig, da es den Zeuginnen und Zeugen
sehr schwer fällt, über das zu reden, was geschehen ist. Wir kennen
das in Deutschland nur zu gut, wenn wir an die Verbrechen während des
Nationalsozialismus denken. Auch dort fiel es den Überlebenden
außerordentlich schwer, zeitnah über das zu berichten, was sie erlebt
und erlitten hatten. Es sind nicht nur einzelne Menschen betroffen,
eine ganze Gesellschaft ist traumatisiert.

Die Strategie der türkischen Regierung und der Verantwortlichen vor
Ort zielt darauf ab, unvorstellbare Grausamkeiten zu verüben und damit
nicht nur die Opfer selbst zu treffen. Betroffene dieser Taten sind
nicht nur die Menschen, die erschossen oder verbrannt worden sind,
betroffen ist die Gesamtgesellschaft. Betroffen sind aber auch wir,
die wir es kaum schaffen, umfassend darüber zu berichten, was dort
passiert, und uns mit diesen unvorstellbaren Dingen
auseinanderzusetzen. An der gestrigen Pressekonferenz nahm ein Kurde
teil, dessen Schwester im Keller verbrannt ist. Er zeigte mir Bilder
mit Überresten eines Körpers, der angeblich der seiner Schwester sein
soll. Man muß zu den Sicherheitskräften gehen, die einem nur
verbrannte Teile von Fleisch und Knochen übergeben und sagen: Das ist
deine Schwester!

Die wenigen Menschen, die es wagen, sich aus einer menschenrechtlichen
Sicht damit zu befassen, sehen sich staatlicher Repression ausgesetzt.
So hat eine in der Türkei anerkannte Rechtsmedizinerin und
Menschenrechtlerin, die selbst keine Kurdin ist, in den Kellern
menschliche Knochen identifiziert und in einem Fall einem
zwölfjährigen verbrannten Mädchen zuordnen können. Diese Medizinerin
ist eine von drei Personen, die vor anderthalb Wochen verhaftet worden
sind, weil sie symbolisch die Redaktion von Özgür Gündem übernommen
haben, wo auch der Journalist der Reporter ohne Grenzen festgenommen
worden ist. Es liegt auf der Hand, daß sie nicht zufällig verhaftet
wurde, da sie zu den wenigen Zeuginnen gehört, die mit ihrer
fachlichen Kompetenz etwas zu den Ereignissen in den kurdischen
Städten sagen können. Auf diese Weise versucht der türkische Staat,
die Dokumentation seiner Taten zu verhindern.

SB: Das Weltrechtsprinzip soll dem Anspruch nach der Straflosigkeit
bei Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit ein Ende
bereiten. Wie schätzen Sie den Widerspruch ein, daß es dennoch das
Recht des Stärkeren bleibt, da schwächere Staaten oder
Bevölkerungsgruppen nicht in der Lage sind, es zu eigenen Gunsten in
Anspruch zu nehmen?

BE: Das ist natürlich richtig, auch im Völkerstrafrecht gilt das Recht
der Herrschenden, wie der vorliegende Fall zeigt. Wenngleich der
Internationale Strafgerichtshof weltweit Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit verfolgen soll, gilt das zunächst
nur für die Staaten, die seine Charta unterzeichnet haben. Alle
wesentlichen Staaten, die in größere Konflikte eingebunden sind, haben
nicht unterzeichnet und können deshalb auch nicht vor diesen
Internationalen Strafgerichtshof gebracht werden. Dazu zählen Rußland
und die USA, aber auch die Türkei. Ein anderer Weg führt über den
UN-Sicherheitsrat, dessen Beschlüsse jedoch Ausdruck derselben
Kräfteverhältnisse sind.

Die Herrschenden der Welt entscheiden darüber, wer strafverfolgt wird
und wer nicht. Das muß man ganz klar sehen. Am Fall Libyens kann man
studieren, wie zunächst Gaddafi beseitigt und dann eine willfährige
Regierung eingesetzt wurde, die man völkerrechtlich anerkennt. Ruft
diese Regierung andere Staaten zu Hilfe, ist das vorgeblich mit dem
Völkerrecht vereinbar, während andere Gruppierungen, die gegen diese
Regierung kämpfen, als Terroristen gelten. Auch in dieser Sphäre ist
das Recht kein Instrument der wahren Gerechtigkeit.

SB: Die strategischen Interessen der Bundesrepublik bedingen einen
Schulterschluß mit der türkischen Regierung, der bei aller
vordergründigen Kritik am Kurs Erdogans eine Intervention in der
Kurdenfrage auszuschließen droht. Auf welche Weise könnte Ihre Klage
dazu beitragen, dieser Allianz etwas entgegenzusetzen?

BE: Angesichts dieser Ausgangssituation hätte man sicher sagen können,
daß sich derzeit nichts bewegen läßt. Das kann uns aber nicht daran
hindern, es trotzdem zu versuchen. Ich glaube, daß man bestimmte
Schritte nicht nur in Hinblick auf die aktuelle Lage bewerten kann,
sondern immer auch in bezug auf die Geschichte sehen muß. Nehmen wir
den Genozid an den Armeniern, der jetzt wieder ins Gespräch gekommen
ist. In dieser Hinsicht ist jede Dokumentation wichtig. Und es ist
gleichermaßen wichtig, Ermittlungen einzufordern. Wir haben die
Information auch an die Vereinten Nationen geschickt, und vielleicht
sind diese ja bereit, beispielsweise den Fall von Herrn Faysal
Sariyildiz aufzuarbeiten. Es geht darum, das nicht nur tagesaktuell,
sondern auch in einem historischen Gesamtzusammenhang zu sehen.

SB: Erhoffen Sie sich von der Strafanzeige auch eine unmittelbare
Wirkung auf die Kriegspolitik der türkischen Regierung gegen die
Kurdinnen und Kurden?

BE: Wir sind keine große Menschenrechtsorganisation mit bezahlten
Mitarbeitern. Dennoch versuchen wir, die uns zugänglich gemachten
Informationen zu veröffentlichen und beispielsweise Amnesty
international und Human Rights Watch zur Verfügung zu stellen, die
ihrerseits versuchen, Zugang zu den Städten im Südosten der Türkei zu
bekommen. Es geht darum, möglichst viel zu dokumentieren und weiteren
Druck aufzubauen. In diesem Rahmen können wir darauf hinwirken, daß
dort möglicherweise bestimmte Dinge nicht passieren, wobei man das
immer als einen Teil der gesamten Arbeit sehen muß. Die erste
Strafanzeige von 2011 ist zwar eingestellt worden, hatte aber trotzdem
eine gewisse Wirkung. Zum Beispiel haben deutsche Gerichte danach in
Verfahren gegen Kurdinnen und Kurden die dort geschilderten Verbrechen
als wahr angenommen. Zudem kamen damals auch Chemiewaffeneinsätze zur
Sprache, für die es dann zumindest in den zwei folgenden Jahren keine
Anzeichen mehr gab.

Zudem ist es sehr wichtig, die betroffenen Menschen zu unterstützen.
Es ist unglaublich schwer, in einer Situation zu überleben, in der man
am nächsten Tag tot sein kann. Wenn Menschen mit Verletzten in einem
Haus festsitzen, und beim Versuch, einen Krankenwagen zu erreichen,
der nächste erschossen wird, gibt es keinerlei Sicherheit mehr. Im
Sinne einer psychologischen Heilung müssen diese Menschen zunächst
wieder erfahren, daß es andere Menschen gibt, die das, was geschehen
ist, als Verbrechen anerkennen. Damit meine ich Verbrechen gar nicht
mehr im juristischen Sinne. In diesem Sinn ist ein ganz wesentlicher
Schritt, daß deutsche Juristinnen es als das anerkennen, was es ist.

SB: Frau Eder, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnoten:

[1] http://www.mafdad.org/de/strafanzeige-gegen-recep-tayip-erdogan-u-a-nach-dem-volkerstrafgesetzbuch-wegen-kriegsverbrechen-und-verbrechen-gegen-die-menschlichkeit/

[2] Siehe dazu:

INTERVIEW/289: Treffen um Rosa Luxemburg - und niemand sieht hin ...    Nick Brauns im Gespräch (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prin0289.html

3. Juli 2016
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





DISKUSSION/330: München - 24. isw-forum "Digitale Arbeit und Industrie 4.0", 16.07.2016


Institut für sozial-ökologische Wirtschaftsforschung (isw e.V.):

24. isw-forum: Digitale Arbeit und Industrie 4.0

Samstag, 16. Juli 2016 - 10 bis 17 Uhr, München, Gewerkschaftshaus



Nach Mechanisierung, Elektrifizierung und Informatisierung der Arbeitswelt
wird jetzt eine 4. industrielle Revolution ausgerufen: die digitale
Vernetzung aller Arbeitsbereiche, von Zulieferern und Kunden über das
Internet mit den neuen Möglichkeiten mobil einsetzbarer Hardware und
angetrieben durch Konzepte der Künstlichen Intelligenz.

Der Kapitalseite geht es darum, die neuen Technologien als
Rationalisierungsstrategie einzusetzen mit der Perspektive
vollautomatisierter Produktionsprozesse und menschenleerer Fabriken.
Gewerkschaften und Betriebsräte haben demgegenüber ins Feld zu führen, dass
nicht Kostensenkungen oder Produktivitätssteigerungen bei der digitalen
Arbeitswelt 4.0 im Vordergrund stehen dürfen, sondern das Interesse der
Beschäftigten an der Humanisierung der Arbeitswelt mit Hilfe der neuen
Techniken. Digitale Technologien zielen nicht auf die Substituierung
lebendiger Arbeit, sondern auf deren "Intelligenzverstärkung". Hans Jürgen
Urban nennt dies "arbeitskraftzentrierte Digitalisierungsstrategie", die
Technikvorgaben und Marktzwänge nicht ignoriert, aber nicht diesen, sondern
den Arbeitskraft- und Subjektinteressen der Beschäftigten den Vorrang
einräumt.

Es geht also um Grundfragen unserer menschlichen und sozialen Existenz:

• Wie werden die Auswirkungen auf Quantität und Qualität der
Beschäftigung sein?

• Wie kann der Abbau und die weitere Prekarisierung von Arbeitsplätzen
gestoppt und umgekehrt werden?

• Wie können die immensen Produktivitäts- und Wohlstandszuwächse
umgelenkt werden auf die Finanzierung der anstehenden sozialen Aufgaben,
zur Entwicklung eines leistungsstarken Sozialstaates?

• Wie können die "Subalternen" zu Subjekten von 4.0 werden und nicht
zu Objekten von Algorhythmen, die von den Herren der digitalen
Kommunikation festgelegt werden?


Die Referate (mit jeweils anschließender Diskussion):

Dr. Hans-Jürgen Urban (geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG
Metall, zuständig für die Funktionsbereiche Sozialpolitik sowie
Arbeitsgestaltung und Qualifizierungspolitik):

Digitale Arbeit: Rationalisierungsstrategie des Kapitals oder
Humanisierungspotential für die Beschäftigten?

Thomas Hagenhofer (Mitglied im Verdi-Arbeitskreis
Medienberufe):

Leere Fabrikhallen? Die Auswirkungen der Digitalisierung auf die
Beschäftigung.

Marcus Schwarzbach (Berater für Betriebsräte): 

Digitalisierung und Arbeitszeit: Work around the clock?

Eintritt 5 Euro / Ermäßigt 3 Euro




24. isw forum

16.07.2016

10:00 - 17:00 Uhr

Gewerkschaftshaus, Großer Saal

Schwanthalerstr. 64

80336 München

Mehr Informationen und Fragen unter:

ksch@isw-muenchen.de oder 0179/9678355

 * 

Quelle:

isw - Institut für sozial-ökologische Wirtschaftsforschung e.V.

Johann-von-Werth-Straße 3, 80639 München

Telefon: 089/130041, Fax: 089/1689415

E-Mail: isw_muenchen@t-online.de

Internet: www.isw-muenchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2016 
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VORTRAG/2082: Berlin Helle Panke - 55 Jahre "Die Verdammten dieser Erde", 5.7.2016


"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Veranstaltung in der 27. Kalenderwoche 2016



Dienstag, 5. Juli 2016, 20:00 bis 23:00 Uhr

Junge Panke

55 Jahre "Die Verdammten dieser Erde"

Frantz Fanon und die Kritik an "Rasse", Anerkennung und Revolution
Referent: Prof. Peter Hudis (Professor für Humanwissenschaften und
Philosophie am Oakton Community College/USA)

Vortrag auf Englisch. Eine Simultanübersetzung wird angeboten.

Nach dem Vortrag zeigen wir den Film Concerning Violence

Kosten: 2,00 Euro

Ort: //:about blank (Garten), Markgrafendamm 24c, 10245 Berlin


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2016 
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KIRCHE/1881: Erste Lernerfahrungen beim Pilgerweg der Gerechtigkeit und des Friedens (ÖRK)


Ökumenischer Rat der Kirchen - Meldung vom 23. Juni 2016

Erste Lernerfahrungen beim Pilgerweg der Gerechtigkeit und des
Friedens

Deutsche Fassung veröffentlicht am 24. Juni 2016



Ermutigung, Inspiration und Erfahrungsaustausch prägten die Plenarsitzung,
die sich mit dem vom Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK) initiierten
Pilgerweg der Gerechtigkeit und des Friedens befasste.

Die erste einer Reihe von Plenarsitzungen des ÖRK-Zentralausschusses, die
zentrale Aspekte der aktuellen Arbeit des Rates thematisieren, nahm den
spirituellen und programmatischen Kern seiner Aktivitäten in den Blick,
zeichnete die Entwicklung des Pilgerwegs nach, setzte sich mit seiner
Anwendung auf zentrale Themenbereiche auseinander und warb um das
Engagement von Mitgliedskirchen und ökumenischen Partnern in der laufenden
Arbeit.

Zunächst ging es bei der Sitzung um die öffentlichkeitswirksamsten
Initiativen des Pilgerwegs seit seiner Entstehung in der Folge der 10.
ÖRK-Vollversammlung Ende 2013. Zu nennen sind: der sehr erfolgreiche
Pilgerweg für Klimagerechtigkeit zur UN-Konferenz in Paris Ende 2015, aus
der ein richtungsweisendes Abkommen zur Eindämmung des Klimawandels
hervorgegangen ist; in jüngster Zeit im Blick auf den Nahen Osten
ergriffene Initiativen und Besuche bei Mitgliedskirchen in der Region; die
Pilgerreise von Pastorin Gloria Nohemy Ulloa Alvarado, der ÖRK-Präsidentin
für Lateinamerika, und ÖRK-Generalsekretär Pastor Dr. Olav Fykse Tveit 2015
durch Lateinamerika; die Pilgerreise einer Delegation von Mitgliedskirchen
nach Hiroshima und Nagasaki anlässlich des 70. Jahrestages des
Atombombenabwurfs und des Gedenkens an die Opfer.

Wie Pastorin Ulloa anmerkte, trug die Pilgerreise durch Lateinamerika dazu
bei, die lateinamerikanischen Kirchen spirituell zu beleben und in ihrem
Engagement zu bestärken. Gleichzeitig habe sie ihrer "Stimme der Hoffnung"
mehr Gehör verschafft.

Dr. Fernando Enns, deutscher mennonitischer Theologe und
Zentralausschussmitglied, ist Co-Vorsitzender der Referenzgruppe
"Pilgerweg" und ihrer theologischen Studiengruppe. Im Rahmen der
Plenarsitzung sprach er unter Bezug auf die verschiedenen besuchten Orte
über die vielfältigen Facetten und die Entwicklung des Verständnisses vom
Pilgerweg, insbesondere im Blick auf seine drei Aspekte: die Gaben feiern -
sich mit den Wunden beschäftigen - Ungerechtigkeit verwandeln.

Themenschwerpunkt des Pilgerwegs für das Jahr 2016 sei die Friedensstiftung
im Kontext von Religion und Gewalt im Nahen Osten, mit besonderem Augenmerk
auf Palästina und Israel, erläuterte Enns. Als Beispiel nannte er die
Pilgerreise, die die Referenzgruppe selbst im Februar 2016 nach Israel und
Palästina unternommen hat. Bei seiner Beschreibung der Begegnungen der
Teilnehmenden mit den Menschen vor Ort, den Mitgliedskirchen und
Kirchenleitenden wurde deutlich Begeisterung spürbar.

"Wir hörten bewegende Zeugnisse von Menschen, die in der Stadt Jerusalem
leben - inmitten von Drohungen, Aggression, Unsicherheit und Angriffen.
Gemeinsam mit anderen Pilgergruppen beschritten wir die Straßen der Via
Dolorosa. Wir trafen zusammen im Angesicht von Flüchtlingslagern,
Siedlungen, Checkpoints und der Trennmauer. Wir rochen das Tränengas,
wurden Zeuginnen und Zeugen von Diskriminierung, hörten unseren lieben -
christlichen, jüdischen und muslimischen - Brüdern und Schwestern zu, wenn
sie ihre Frustration artikulierten. Wir besuchten die Wunden!"

Im Rahmen der Sitzung wurde weiterhin eine Reihe konkreter Initiativen
vorgestellt, anhand derer das Konzept des Pilgerwegs und die in konkreten
Situationen gemachten Lernerfahrungen nachvollziehbar wurden.

Pastor Tore Johnsen (Kirche von Norwegen), der Generalsekretär des
Kirchenrates der Samen, verwies nicht nur auf die jahrhundertelange
körperliche, kulturelle und spirituelle Gewalt, die die indigenen Samen in
Norwegen erlitten haben, sondern auch auf ihre psychischen Folgen. "Wir
werden uns selbst zum Feind", so Johnsen. "Für die Versöhnung ist es
entscheidend, die Wahrheit offenzulegen, Reue zu zeigen und
Wiedergutmachung zu leisten." Damit der Pilgerweg in diesem Kontext mit
Leben erfüllt werde, sei ein generationenübergreifendes Projekt
erforderlich, um der "Unsichtbarkeit" der indigenen Bevölkerung
entgegenzuwirken.

Dr. John Nduna, Generalsekretär des ACT-Bündnisses, stellte dessen Kampagne
"Jetzt handeln für Klimagerechtigkeit" vor und verwies auf den Einfluss,
den die ökumenische Familie der ACT-Mitgliedskirchen ausüben konnte im
Sinne eines wirksamen Abkommens bei der Klimakonferenz. Für ihn hat der
Pilgerweg "gerade erst begonnen".

Der Generalsekretär der Konferenz Europäischer Kirchen, Pastor Dr. Heikki
Huttunen, sprach in seinem Beitrag über die enorme Zahl an Migranten
weltweit und die Auswirkungen dieser Situation auf die europäischen
Kirchen. Es handle sich um "eine Krise der Solidarität und Gemeinschaft",
die deutlich mache, dass der Pilgerweg metanoia erfordere.

Pastorin Waltrina Middleton schließlich stellte den Bezug her zwischen der
Black Lives Matter-Bewegung in den USA und dem Motiv des Pilgerwegs. "Wir,
die wir an die Freiheit glauben, dürfen nicht ruhen", so ihr bewegender
Appell. Der gewaltlose Widerstand sei nach wie vor wichtig und wirkmächtig,
wenn es um sozialen Wandel gehe. "Diejenigen, die religiöse
Leitungsverantwortung tragen, müssen diese Aufgabe in Angriff nehmen."

Im Kern gehe es bei dem Gedanken des Pilgerwegs darum, in uns die
Bereitschaft zu wecken für Begegnungen, Buße und Bekehrung, fasste Enns die
Überlegungen der Referenzgruppe zusammen. "Wir waren gemeinsam der
Überzeugung, dass ?hinausgehen? und ?unterwegs sein? wesentliche
Dimensionen der christlichen Nachfolge sind. Jesus sandte seine Jünger an
die gottverlassensten Orte aus, mit der Aufgabe, sich auf den Weg zu
machen, sich verletzlich zu machen und sich abhängig zu machen von der
Gastfreundschaft Anderer - und unterwegs Gott zu finden."


Weitere Informationen:

Pilgerweg der Gerechtigkeit und des Friedens:

https://www.oikoumene.org/de/press-centre/news/was-wir-tun/pilgerweg-der-gerechtigkeit-und-des-friedens?set_language=de

Tagung des ÖRK-Zentralausschusses: 

http://www.oikoumene.org/de/central-committee-2016/wcc-central-committee-meeting-2016?set_language=de

 * 

Quelle:

Meldung vom 24. Juni 2016

Herausgeber: Ökumenischer Rat der Kirchen (ÖRK)

150 rte de Ferney, Postfach 2100, 1211 Genf 2, Schweiz

Internet: http://www.oikoumene.org
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SCHACH-SPHINX/05886: Im Windschatten der Aufmerksamkeit (SB)


Sieg und Triumph, das geht Hand in Hand sollte man meinen, und doch
kann es tragischerweise passieren, daß von einem Meister trotz
nachweisbarer Erfolge kaum mehr Notiz genommen wird, als daß er in
irgendeiner Fußnote des Tagesgeschehens Erwähnung findet. Ein solche
Schattenexistenz führte beispielsweise der jugoslawische Meister
Vlatko Kovacevic. Nichts Unrühmlicheres war ihm widerfahren, daß den
amerikanischen Champion Bobby Fischer schlagen zu haben. Hätte ein
namhafter Großmeister dies bewerkstelligt, was zu Fischers besten
Zeiten einem Erdrutsch gleichgekommen wäre, so hätte die Fachpresse in
goldenen Schlagzeilen davon berichtet. Da Kovacevic jedoch bis dahin
nicht sonderlich in Erscheinung getreten war, hieß es sogleich,
Fischer habe seinen unbekannten Gegner wohl unterschätzt und daher
verloren. Die Welt ging zum nächsten Tagesordnungspunkt über und
Kovacevic, ohnehin eine unscheinbare Gestalt auf den Turnieren, geriet
in Vergessenheit. Daß er 1976 zum Großmeister gekürt wurde - eine
Randnotiz, mehr nicht. Der Bezwinger von Bobby Fischer, und nicht
viele dürfen diesen Titel in den Mund nehmen, ist die wohl
vernachlässigste Person in der Geschichte der Schachkunst. Im heutigen
Rätsel der Sphinx soll an ihn erinnert werden. Auch sein Landsmann
Martinovic sollte bei der Landesmeisterschaft 1981 bitterlich
erfahren, daß ein in der Presse unbeschriebenes Blatt trotzdem über
eine bewegte Vergangenheit und Schlagkraft verfügen kann. Also,
Wanderer, die schwarze Stellung ist arg in Gefahr. Es fehlte nur noch
der Gewitterzug, der alles zum Einsturz brachte. Kannst du ihn finden
und Kovaceviv zu seinem Recht auf Anerkennung verhelfen, Wanderer?
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Kovacevic - Martinovic

Jugoslawien 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Auch ohne schwarze Magie errang Meister Parma einen glänzenden,
dreifach pointierten Opfersieg mit 1.Tg3xg7! Kh8xg7 2.Tf3-g3+ Kg7-h7
3.Lh5-g6+! Kh7-g7 - 3...f7xg6 4.Tg3xg6 nebst 5.Dd2xh6# - 4.Lg6-h7+!
Kg7xh7 5.Tg3-h3 und der schwarze König konnte dem Mattnetz nicht mehr
entrinnen.



Erstveröffentlichung am 16. Juli 2003
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KOMMENTAR/248: Event der nationalen Töne ... (SB)


Offen für alles: Party-Patriotismus, Nationalismus, Krieg



Eine Gesellschaftskampagne, wie sie in Deutschland anläßlich der 
Fußball-Weltmeisterschaft 2006 über die Bühne ging, als der "positive 
Patriotismus" salonfähig gemacht wurde, wäre nur halb so wirksam, wenn 
ihre Sachwalter und Profiteure nicht trotz aller Unkenrufe und 
Widerstände die volle Ernte einbringen könnten. Dazu gehört auch, daß 
KritikerInnen des Patriotismus respektive Nationalismus bei 
Fußballfesten wie der aktuellen Männer-Europameisterschaft in 
Frankreich zwar ihr Mütchen kühlen dürfen, aber doch bitte schön nicht 
ohne Verunglimpfungen, Haßtiraden oder Morddrohungen seitens erboßter 
Sportkonsumenten, Medienvertreter und Politiker, die sich ihren "Spaß" 
nicht verderben lassen wollen. 

Kaum hatte die rheinland-pfälzische "Grüne Jugend" zum EM-Start die 
Aufforderung getwittert: "Patriotismus = Nationalismus. Fußballfans 
Fahnen runter!", weil nach Auffassung nicht nur dieses Jugendverbandes 
die Wirkung von Patriotismus immerzu Konsequenzen habe, was besonders 
dort deutlich werde, "wo er sich als aggressive Form darstellt und das 
Andere als Feind stigmatisiert" [1], hagelte es empörte Kommentare 
insbesondere aus dem politisch konservativen Lager, das sich seine 
Lufthoheit über den "positiven Patriotismus" nicht streitig machen 
lassen wollte. So erklärte Kanzleramtsminister Peter Altmaier (CDU) 
via Twitter: "Grüne Jugend kapiert's nicht: Fahnen der Fans sind das 
Gegenteil der Fahnen von einst: Symbol für weltoffenes, sympathisches 
Deutschland!". Auch CSU-Generalsekretär Andreas Scheuer polterte via 
"Bild am Sonntag": "Die Unterstützung unserer Jungs gehört zum 
Sommermärchen und ist gesunder Patriotismus." Sein Giftpfeil Richtung 
"Grüne Jugend": "Besser ein Patriot als ein Idiot!" Und der Hamburger 
SPD-Politiker Johannes Kahrs twitterte aufgebracht: "wie peinlich ist 
denn das. jetzt häng ich mir wieder ne deutschland flagge über den 
strandkorb. jawohl." [2]

Trotz dieser Breitseiten und zahlloser Haßkommentare vieler 
Fußballfans gegen die "Grüne Jugend" blieb der Jugendverband 
Rheinland-Pfalz standhaft bei seiner Haltung, während Katrin 
Göring-Eckardt von der grünen Altpartei ein Bild von sich postete, auf 
dem sie demonstrativ im Nationaltrikot posierte. Die Fraktionschefin 
war übrigens auch Feuer und Flamme für die umstrittene 
Olympia-Bewerbung Hamburgs, während sich der Grünen-Nachwuchs gegen 
das teure Megaevent der Eliten aus Politik und (Sport-)Wirtschaft 
positioniert hatte. Es scheint geradezu Gesetz zu sein: Je höher 
PolitikerInnen gleich welchen Parteibuchs die Karriereleiter steigen, 
desto weniger sind sie geneigt, öffentlich die Herrschaftsfunktionen 
von "Panem et circenses" zu hinterfragen, die sich ganz bestimmt nicht 
nur darin erschöpfen, daß den Menschen Arenen und Areale der 
Volksbelustigung zugestanden werden, auf denen sie sich, je nach 
Leidenschaft und Vorlieben, abreagieren können. Ob nun ein "guter" 
Patriot vor Nationalstolz platzt oder ein "böser" Nationalist, spielt 
nun wirklich keine Rolle. Hauptsache, sie laufen alle in die gleiche 
Richtung und singen die korrekte Strophe: "Einigkeit und Recht und 
Freiheit. Für das deutsche Vaterland!"

Zum wiederholten Male hat die "Grüne Jugend" vor einer 
Sportgroßveranstaltung den Finger in die Wunde nationalstolzer 
Befindlichkeiten gelegt, allerdings in einem doch eher moderaten und 
die Teilhaberschaft der eigenen Partei verschonenden Maße. Wie man 
bohrende Fragen und weitere Diskussionen über den Deutungs- und 
Erfahrungshorizont arrivierter Politik- und Sozialwissenschaften 
hinaus im Keim erstickt, dafür gab die ZDF-Talksendung "Peter Hahne" 
mit dem Titel "Wie viel Flaggen verträgt das Land? Ist Fußballfieber 
Nationalismus?" [3] beredten Anschauungsunterricht. Dort wurde der 
Bundessprecherin der "Grünen Jugend", Jamila Schäfer, der 
Politikwissenschaftler Prof. Dr. Patzelt (CDU) gegenübergesetzt. Der 
"Experte für Nationalismus und Patriotismus", von Hahne 
überschwenglich als bekanntester deutscher Extremismusforscher 
vorgestellt, nahm dann auch jene verharmlosenden "Einordnungen" 
(ZDF-Text) vor, wie sie einem öffentlich-rechtlichen Sender gut zu 
Gesichte stehen, der wesentlich zur konformistischen Inszenierung des 
sogenannten Party-Patriotismus beiträgt. 

"Ach, dumme Menschen gibt es immer, und auch Gutes kann man immer 
mißbrauchen", so die Allerweltsformel von Patzelt. Vielleicht um nicht 
mit den vielen Jugendlichen und Erwachsenen, die im aufblühenden 
Patriotismus, dem politischen Rechtsruck der Gesellschaft und den 
brennenden Asylantenheimen in Deutschland einen Zusammenhang sehen, in 
die "radikale Ecke" gestellt zu werden, distanzierte sich die 
Bundessprecherin Jamila Schäfer vom Aufruf der Rheinland-PfälzerInnen, 
indem sie erklärte: "Ich teile übrigens auch diese Gleichsetzung von 
Patriotismus und Nationalismus nicht."

Damit entging sie der Mühe, die es zweifellos kostet, eingefleischten 
Fußballpatrioten wie Moderator Peter Hahne auseinanderzusetzen, warum 
die starken Gefühle der Fans zu ihrem Sport, zu ihrer Peergroup oder 
just zu sich selbst von der Politik instrumentalisiert werden, eine 
Verbindung zwischen dem Fußball-Happening und dem ganzen Land 
herzustellen. Wie unschwer zu erkennen, wird der Sportpatriotismus 
genutzt, ein nationales Wir-Gefühl zu erzeugen, das sich nahtlos mit 
den politischen Sonntagsreden verbindet, mit denen über die 
Widersprüche und Abgründe deutscher Hegemonialpolitik hinweggetäuscht 
wird. 

Daß es gute Gründe gab, warum noch in den 80er und 90er Jahren 
Patriotismus und Vaterlandsliebe in Deutschland verpönt waren, gerät 
desto mehr in Vergessenheit, je offensiver sich die Berliner Republik 
anschickt, "Führungsverantwortung" im globalen Geschehen zu übernehmen 
und die "Enttabuisierung des Militärischen" (Fußball-Kanzler Gerhard 
Schröder) voranzutreiben. Um "nationale Sicherheit" oder "nationale 
Interessen" geltend zu machen, bedarf es der Restaurierung des 
"positiven" oder "gesunden" Patriotismus, am besten so, daß 
Otto-Normal-Fan denkt, die antipatriotischen "Idioten" oder 
"Spaßbremsen" wollen ihm den schönen Fußball kaputtmachen. Das läßt 
den Fußballanhänger, der doch eigentlich nur ein paar unterhaltsame 
und spannende Spiele sehen will, um so entschlossener die Fahnen gegen 
ideologische Übergriffe "linker Spinner" verteidigen (siehe 
entsprechende Kommentare bei Online-Zeitungen und Sozialen Medien). 
Konservative bis rechtsgerichtete PolitikerInnen klopfen sich indessen 
auf die Schultern: Sowohl der stimmungsvolle Sportpatriotismus als 
auch der Antipatriotismus sind Wasser auf ihre Mühlen. Und das nicht 
erst seit heute. Was Wunder, daß sich der Deutsche Fußball-Bund 
(DFB), größter nationaler Sportfachverband der Welt, fest in CDU-Hand 
befindet ...

Auch der ehemalige Direktor des Internationalen Währungsfonds (IWF) 
und spätere Bundespräsident Horst Köhler (CDU) wußte nur zu gut, warum 
er während der Fußball-WM 2006 Loblieder auf den "positiven 
Patriotismus" sang: "Die Menschen erleben Deutschland als fröhliches, 
zuversichtliches Land. Sie fühlen sich wohl in dieser Gemeinschaft. 
Die Deutschen identifizieren sich mit ihrem Land und seinen 
Nationalfarben. Das finde ich großartig. Und ich find gut, daß ich 
nicht mehr der einzige bin mit einer Flagge am Auto." Im selben 
Interview mit der BILD-Zeitung ließ Köhler durchblicken, wir müßten 
mit unserem neuen Selbstvertrauen begreifen, "daß Deutschland als 
bedeutende Mittelmacht eine wichtige Rolle in der internationalen 
Politik hat und sich nicht aus der Verantwortung stehlen darf. Als 
exportabhängiges Land sind wir darauf angewiesen, daß die Welt 
insgesamt zu Frieden und zu einer Ordnung findet, in der Handel und 
Wandel sowie globaler Umweltschutz möglich sind". [4]

Vier Jahre später, kurz nach einem Besuch bei den Einsatztruppen der 
Bundeswehr in Afghanistan, ließ der damalige Bundespräsident in einem 
Interview alle Partymasken fallen und stellte Militäreinsätze in 
einen direkten Zusammenhang mit der Sicherung deutscher 
Wirtschaftsinteressen, Arbeitsplätze und Einkommen. Was Köhler 2010 
noch sein Amt kostete, wurde anschließend immer stubenreiner. Nur ein 
Jahr später konnte der damalige Verteidigungsminister Thomas de 
Maizière (CDU) noch zackigere Sätze formulieren, ohne daß es ihm 
zum Schaden gereichte: "Unsere nationalen Sicherheitsinteressen 
ergeben sich aus unserer Geschichte, unserer geografischen Lage, den 
internationalen Verflechtungen unseres Landes und unserer 
Ressourcenabhängigkeit als Hochtechnologieland und rohstoffarme 
Exportnation. (...) Deutschland ist bereit, als Ausdruck nationalen 
Selbstbehauptungswillens und staatlicher Souveränität zur Wahrung 
seiner Sicherheit das gesamte Spektrum nationaler Handlungsinstrumente 
einzusetzen. Dies beinhaltet auch den Einsatz von Streitkräften." [5]

Der gleiche CDU-Minister, inzwischen im Innen- und Sportressort 
tätig, kurbelt den internationalen Sportkrieg um mehr Medaillen an, 
sorgt für die Kriminalisierung von Sportregelbrüchen, möchte 
kriegsversehrte, aber noch leistungssporttaugliche Soldaten in einer 
Sportförderkompanie antreten lassen und will seine Sportsoldaten 
erklärtermaßen dafür einsetzen, das Image der Bundeswehr, ein 
Patriotismusgefühl sowie einen unverkrampften Leistungsbegriff zu 
fördern. [6]

Inzwischen ist der über Sportevents eingeführte "Patriotismus" als 
positiv konnotiertes Gefühl oder emotional besetzte Begrifflichkeit 
in der Gesellschaft gut etabliert. Erst kürzlich wiederholte Thomas 
de Maizière in einem Interview, daß er sich auf tolle KO-Spiele bei 
der Fußball-EM in Frankreich und über die Begeisterung in Deutschland 
freue: "Es ist immer eine besondere Stimmung und ich finde es gut, 
dass wir spätestens seit der WM 2006 auch wieder ein unverkrampfteres 
Verhältnis zu Symbolen wie unserer Nationalflagge haben." [7]

Dieses vermeintlich unverkrampfte Verhältnis zur Fahne und Nation ist 
wichtig, damit niemand auf die Idee kommt, Deutschland könnte 
unter dem schwarz-rot-goldenen Deckmäntelchen auch gänzlich 
schmutzige Ziele verfolgen. Während sich Europa im Fußball-Taumel 
befindet, Nationalhymnen mit heißer Inbrunst geschmettert werden und 
PolitikerInnen das Lied der Völkerverständigung durch Sport posaunen, 
machen sich Berlin und Paris bereit, gemeinsam die Militarisierung 
der Flüchtlingsabwehr voranzutreiben, weitreichende Polizei- und 
Geheimdienstkooperationen festzuklopfen und bei der Errichtung einer 
"europäischen Sicherheitsagenda" ihren Führungsanspruch zu 
unterstreichen. Gerade erst haben der französische Außenministers 
Jean-Marc Ayrault und sein deutscher Amtskollegen Frank-Walter 
Steinmeier (SPD) eine Denkschrift veröffentlicht, in der sie anregen, 
daß beide Länder "gemeinsam dafür eintreten, die EU Schritt für 
Schritt zu einem unabhängigen und globalen Akteur zu entwickeln. Das 
Ziel ist, unsere Erkenntnisse und unsere Instrumente im zivilen und 
militärischen Bereich noch wirksamer in reale Politik umzusetzen". 
[8] 

Kurz vorher hatte Steinmeier in der US-Zeitschrift "Foreign Affairs" 
[9], eines der einflußreichsten außenpolitischen Fachmagazine der 
Welt, beschrieben, wie es der Bundesrepublik in den vergangenen Jahren 
gelungen sei, ein "zentraler Spieler" der Weltpolitik zu werden und in 
der internationalen Politik eine "globale Rolle" einzunehmen. 
Unterdessen hat Bundeskanzlerin Angela Merkel auf dem Wirtschaftstag 
der CDU verlangt, daß mehr Steuergelder für die Kriegsführung 
bereitgestellt werden müßten. Laut Merkel sollte Deutschland nicht wie 
aktuell 1,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts auf das Militärische 
verwenden, sondern nach und nach 3,4 Prozent wie die USA. 

Das wird die Rüstungsindustrie freuen. Schon heute ist Deutschland 
drittgrößter Waffenexporteur der Welt. Warum also nicht auch darauf 
stolz sein - jetzt, wo im "weltoffenen, fröhlichen Deutschland" wieder 
ganz entspannt Großmachtsansprüche formuliert werden können? Nicht nur 
zwischen Patriotismus und Nationalismus steht ein Gleichheitszeichen, 
sondern auch zwischen Waffen "Made in Germany" und der Tötung von 
Menschen. In beiden Fällen versucht die Regierungskoalition, das 
Gleichheitszeichen wegzuleugnen oder sozialverträglich 
umzuinterpretieren. 

Fußnoten:

[1] https://de-de.facebook.com/gjrlp/. 10.06.2016.

[2] http://www.op-online.de/sport/fussball-em-ere25906/gruene-jugend-fordert-fahnenverzicht-shitstorm-zr-6481496.html. 12.06.2016.

[3] http://www.zdf.de/peter-hahne/wie-viel-flaggen-vertraegt-das-land-ist-fussballfieber-nationalismus-peter-hahne-diskutiert-mit-prof.-dr.-werner-j.-patzelt-und-jamila-schaefer-43970704.html. 20.06.2016.

[4] http://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/Horst-Koehler/Reden/2006/07/20060705_Rede.html. 05.07.2006.

[5] http://www.bmvg.de/portal/a/bmvg/!ut/p/c4/NYqxDsIwDAX_yE5goLBRKqGuLCVsaRtFlhqnMm5Z-HiSgXfSLffwhQX2O0WvlNkv-EQ30WX8wJj2CImY3hqEtoRD_c4BpsxBqzWwUnEUr1lgzaJLLZtIKUAzOmO71ljzn_02d3c7nQ9H2_XtA9eUrj9WXyPm/. 18.05.2011.

[6] Siehe auch Schattenblick-Kommentar: 

http://www.schattenblick.de/infopool/sport/meinung/spmek198.html

[7] http://www.sueddeutsche.de/news/sport/fussball-de-maizire-glaubt-an-die-deutsche-mannschaft-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-160619-99-372043. 20.06.2016.

[8] http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Infoservice/Presse/Meldungen/2016/160624-BM-AM-FRA.html. 24.06.2016.

[9] https://www.foreignaffairs.com/articles/europe/2016-06-13/germany-s-new-global-role. 13.06.2016.
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STANDPUNKT/823: Petersberger Klimadialog - Gastgeber im Formtief (WWF)


WWF Pressemitteilung - 3. Juli 2016

Gastgeber im Formtief

Petersberger Klimadialog: Die Bundesregierung will Klimaschutz
international voranbringen aber steht zu Hause auf der Bremse



Mit dem am 4. Juli 2016 beginnenden siebten Petersberger Klimadialog
bemüht sich die Bundesregierung eine internationale Plattform zu
schaffen, durch die konkrete Fortschritte beim Klimaschutz erzielt
werden können. In der aktuellen Diskussion um einen deutschen
Klimaschutzplan 2050 bleibt die Bundesregierung aber weit hinter den
Erwartungen zurück.

"Dass Deutschland die Umsetzung der Pariser Beschlüsse international
vorantreiben möchte, ist sehr zu begrüßen. Aus solchen Initiativen
können wichtige Impulse erwachsen, um den neuen Klimavertrag mit Leben
zu füllen. Ambitioniertes Handeln im eigenen Land ist jedoch
Grundvoraussetzung für Glaubwürdigkeit. Da ist Deutschland
augenblicklich auf der schiefen Bahn. Der Klimaschutzplan 2050, der
eigentlich einen anspruchsvollen Weg nach vorn zeigen soll, zementiert
leider nur einen öden Stillstand," sagt Regine Günther,
Generaldirektorin Politik und Klimaschutz des WWF Deutschland. Es
sollte selbstverständlich sein, dass der deutsche Klimaschutzplan nach
dem Erfolg der UN-Klimakonferenz in Paris konkretisiert und
ambitionierter ausgestaltet werden muss. Dies sei augenblicklich aber
nicht der Fall.

Beim Klimaschutzplan 2050 würden zentrale Zukunftsfragen nicht
geklärt. Dazu gehörten die Aufteilung der Emissionsminderungen auf die
einzelnen Sektoren, die zentrale Frage eines Kohleausstiegs oder auch
den Ausbau der erneuerbaren Energien zu beschleunigen.

Mit dem Petersberger Klimadialog soll das nächste Treffen der
Vertragsparteien Ende des Jahres in Marrakesch vorbereitet werden, wo
unter anderem ein neues Regelwerk für den Vertrag diskutiert werden
soll. "Beim Petersberger Klimadialog gilt es, die großen
internationalen Herausforderungen anzugehen. Vor allem die Erhöhung
der nationalen Klimaschutzbeiträge darf trotz aller Detailfragen jetzt
nicht aus den Augen verloren werden. Dafür könnte Deutschland
strategische Allianzen für mehr Ambition wiederbeleben. Eine gezielte
Klimafinanzierung sowie Unterstützung bei Kapazitätsaufbau und
Technologietransfer für die Entwicklungsländer werden hier wichtig
sein. Weiterhin sollten die globalen Finanzströme endlich an die neue
Klimarealität angepasst werden," formuliert Kristin Reißig, Policy
Advisor Klimaschutz- und Energiepolitik, die Erwartungen des WWF.



Download

WWF-Forderungen an den Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung [PDF,
137 KB]

http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Forderungen_an_den_Klimaschutzplan_2050_der_Bundesregierung.pdf

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 03.07.2016

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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INTERVIEW/232: Vielfaltig nachhaltig - Webfehler ...    Dr. Edgar Göll im Gespräch (SB)


Innovation in der Nachhaltigkeitsforschung - ein Beitrag zur
Umsetzung der UN-Nachhaltigkeitsziele

Life Science Forschungskolloquium 2016 an der Hochschule für
Angewandte Wissenschaften Hamburg (HAW) am 13. Juni 2016

Dr. Edgar Göll über interessengelenkte UN-Nachhaltigkeitsziele und
seine Hoffnung, daß sie wenigsten teilweise erfüllt werden



Die internationale Staatengemeinschaft hat beschlossen, sich an den
eigenen Haaren aus dem Sumpf zu ziehen. Bildlich gesprochen. Man will
die Widersprüche und Schadensfolgen, die sich aus der vorherrschenden
Produktionsweise ergeben, mit den Mitteln und Methoden eben dieser
Produktionsweise beheben. Innerhalb der nächsten 15 Jahre sollen
Armut und Hunger beendet, Klimawandel, Artensterben und die weltweit
sich zuspitzenden ökologischen Katastrophen ernsthaft in Angriff
genommen sowie die Gleichstellung der Geschlechter erreicht werden,
um nur einige der 17 sogenannten Nachhaltigkeitsziele (SDGs -
Sustainable Development Goals) zu nennen. Diese wurden im vergangenen
Jahr von der UN-Generalversammlung beschlossen und traten zum 1.
Januar 2016 in Kraft. Jetzt ist es Aufgabe der Einzelstaaten, die 17
SDGs, die 169 Unterpunkte umfassen, umzusetzen. [1]




[image: Beim Vortrag - Foto: © 2016 by Schattenblick]

Dr. Edgar Göll

Foto: © 2016 by Schattenblick



Zu einem kleinen Einblick in dieses Thema verhalf der Soziologe Dr.
Edgar Göll am 13. Juni 2016 auf dem Life Science Forschungskolloquium
"Innovation in der Nachhaltigkeitsforschung - ein Beitrag zur
Umsetzung der UN-Nachhaltigkeitsziele" an der Hochschule für
Angewandte Wissenschaften Hamburg (HAW). Dr. Göll, der am Institut
für Zukunftsstudien und Technologiebewertung in Berlin arbeitet,
berichtete in seinem Vortrag über "Sustainable Governance für die
SDGs. Institutionelle Innovationen für die Große Transformation"
zunächst, daß die 17 SDGs die Nachfolge der im Jahr 2000
beschlossenen Millennium-Entwicklungsziele (MDGs - Millennium
Development Goals) angetreten haben, die zum Teil erfüllt wurden, zum
Teil unerfüllt geblieben seien. Demnach waren im Zeitraum 2000 bis
2016 gute Fortschritte bei der Bekämpfung von Armut, HIV/Aids,
Malaria und Tuberkulose sowie der Slum-Bildung erzielt worden,
wohingegen die Ziele Halbierung der Zahl der Hungernden, Stopp des
Artensterbens und Verbesserung der sanitären Verhältnisse nicht
erreicht wurden.

Die Bundesregierung habe Institutionen wie beispielsweise den Rat für
Nachhaltige Entwicklung geschaffen, die auf verschiedenen
administrativen Ebenen eine beratende Funktion ausüben, und sie
arbeite am Aufbau von vier Zentren für Nachhaltige Entwicklung, von
denen er sich viel erhoffe, so Göll. Diese Zentren würden versuchen,
die vorhandenen Ansätze der nachhaltigen Entwicklung in den
verschiedenen Städten zu bündeln und zu koordinieren. Auf Zuspruch
bei dem Referenten stießen Basisinitiativen, bei denen
Lokale-Agenda21-Prozesse [2] in Gang gesetzt, Ökodörfer (eco
villages) gegründet oder auch Ansätze für "transition towns" [3]
umgesetzt werden, "um die Gesellschaft in Richtung Nachhaltigkeit zu
verbessern".

Kein Thema des Vortrags war die Möglichkeit, daß mit der
Institutionalisierung von angestrebten oder bereits verwirklichten
Konzepten auf dem breiten Feld der Nachhaltigkeitsthematik
vermeintliche Sachzwänge geschaffen, bzw. Anpassungsmanöver
abgefordert und auch vollzogen werden, die zur Verwässerung der
ursprünglichen Ansätze und Ausgrenzung radikalerer Herangehensweisen
führen könnten.

Am Rande des Forschungskolloquiums stellte sich Dr. Göll dem
Schattenblick für einige Fragen zur Verfügung.

Schattenblick (SB): Im Jahr 2000, dem Beschlußjahr der MDGs,
hungerten weltweit mehr als 700 Millionen Menschen. Heute hungern
nach UN-Angaben rund 800 Millionen. Würden Sie sagen, daß man sich
das damals so vorgestellt hat, als man erklärte, die Zahl der
Hungernden halbieren zu wollen?

Dr. Edgar Göll (EG): Es ist ein grundsätzliches Problem, daß die
Vereinten Nationen, die sich diese Ziele gesetzt haben, nicht
festgelegt haben, wer sie auf welche Weise erreicht. Das ist letzten
Endes ein Problem von Komplexität, internationaler Zusammenarbeit und
Verantwortung, das auch mit den Sustainable Development Goals nicht
wirklich gelöst ist. Aber es ist ein Schritt in diese Richtung
gemacht worden, indem eine Berichtspflicht eingeführt wurde. In
Ansätzen gab es so etwas zwar bei den MDGs auch, aber letztlich war
es kaum zu Überprüfungen gekommen. Deswegen würde ich sagen, daß man
in den internationalen Zusammenhängen lernt, aber sehr langsam,
eigentlich zu langsam.

Wie Jean Ziegler [4] gesagt hat: Daß heutzutage noch Kinder sterben,
ist ein Verbrechen. Aber um Mechanismen zu finden, das Problem
ernsthaft anzugehen, muß jeder bei sich selbst anfangen,
beziehungsweise wir müssen unseren eigenen Regierungen auf die Füße
treten, damit sie mehr unternehmen. Zumal sie bei der sogenannten
Bankenkrise, die eher eine Systemkrise ist, bewiesen haben, daß sie
innerhalb kürzester Zeit handeln können.

Deshalb sehe ich das im Prinzip auch als ein Problem der
Prioritätensetzung an: Was ist der Politik wirklich wichtig? Wo tut
es selber weh, wenn irgend etwas nicht klappt? Leider sind es nicht
die Armen und die verhungernden Kinder, sondern ganz andere
Parameter, die für politische Entscheidungen ein Rolle spielen.

SB: Der Philosoph Thomas Pogge [5] kritisiert an den MDGs, daß deren
Erfolgsgeschichten, insbesondere was Hunger und Armut betrifft, durch
bestimmte mathematische Verfahren beschönigt worden sind. Wie sehen
Sie das?

EG: Die Messung von irgendwelchen Zielen ist natürlich immer wichtig.
Dazu stellen sich Fragen wie: Wie definiert man ein spezielles Ziel?
Und wie ist die Meßmethode? Das mit der UN kann ich jetzt konkret
nicht nachvollziehen, aber es gibt ähnliche Beispiele. So hatte die
ehemalige britische Premierministerin Maggie Thatcher im Laufe ihrer
Amtszeit die Berechnungsformel für die Zahl der Arbeitslosen etliche
Male verändert. Wenn am Ende ihrer Amtszeit die Zahl mit der
ursprünglichen Methode gemessen worden wäre, wäre die
Arbeitslosenzahl um ein Mehrfaches höher gewesen.

Das heißt, wo es um Ziele geht, die vielleicht als wichtig anerkannt
sind, ist das fast sogar ein gutes Zeichen, wenn zu manipulieren
versucht wird. So etwas muß natürlich unterbunden werden, aber es
zeigt, daß die Entscheidungsträger merken, das es Ziele sind, mit
denen viele Menschen einverstanden sind und von denen sie wollen, daß
sie erreicht werden.

Ein weiteres Beispiel ist die ODA, die Öffentliche
Entwicklungszusammenarbeit. Auch bei der Anerkennung von
Entwicklungshilfezahlungen wird manipuliert. Da kann man alles
mögliche mit einberechnen, nur damit der Anteil der
Entwicklungshilfezahlungen an die Staaten des globalen Südens oder an
die UN möglichst hoch erscheint. Da sind Wissenschaftler,
Journalisten und die Medien allgemein gefragt, genau solche
Manipulationsversuche aufzudecken und die verantwortlichen Leute zu
entlarven, sie lächerlich zu machen, sie notfalls aus dem Amt zu
jagen.

SB: Sind die Berichte, die Sie vorhin ansprachen, das zentrale
Kontrollorgan über mögliche Erfolge der SDGs? Und wer überprüft
diese?

EG: Die Berichte sind das zentrale Instrument in diesem Kontext. Es
sollen aber auch alle zwei oder drei Jahre Konferenzen stattfinden,
auf denen - so meine Vermutung und Hoffnung - intensiver darüber
diskutiert wird als bisher. Hinzu kommt, daß die NGOs von ihrem
Ansehen und Einfluß her stärker werden, so daß ich hoffe, daß sich
mit den SDGs nicht das wiederholt, was bei den MDGs gelaufen ist,
nämlich daß sich einige Regierungen große Mühe geben, aber sich viele
andere nicht darum scheren, sondern nur irgend etwas schönfärberisch
in dem Bericht formulieren.

SB: Treten bei den SDGs Zielkonflikte auf, beispielsweise zwischen
Wirtschaftswachstum und Armutsverringerung oder zwischen
Wirtschaftswachstum und Umweltschutz?

EG: Ja, absolut. Selbst wenn Sie vielleicht die Bibel oder den Koran
anschauen, sind darin Zielformulierungen enthalten, die einander
teilweise widersprechen oder deren konkrete Umsetzung problematisch
wird. Von daher ist es natürlich auch bei diesen Zielen der Fall. Es
ist ganz wichtig, daß NGOs, Wissenschaft, fortschrittliche Parteien
und Gruppierungen darauf einwirken, daß die Konflikte ausbalanciert
werden. Zum Beispiel haben wir hier in der Bundesrepublik Deutschland
andere Prioritäten als in den Ländern des globalen Südens. Wir würden
uns lächerlich machen, wenn wir diesen Staaten verbieten wollten,
wirtschaftlich zu wachsen. In diesem Zusammenhang lautet dann die
Frage, was denn wachsen soll. Sollen die Autos immer größer werden und
die Straßen immer breiter? Oder brauchen sie in jenen Ländern
überhaupt erstmal Straßen und einen öffentlichen Nahverkehr oder
Fernverkehr? Brauchen die nicht Busse und Lkws, die ökologisch
möglichst nicht so viel Schaden anrichten wie die Busse und Lkws, die
wir in den ersten hundert Jahren unserer industriellen Entwicklung
hatten? Es geht also darum zu schauen, was man vor Ort am besten zu
Nachhaltigkeit beitragen kann.

SB: Würden Sie sagen, daß die SDGs die erforderliche Durchsetzungskraft
haben, eine nachholende Entwicklung einzuleiten, ohne daß die
gleichen Fehler begangen werden, wie sie in den entwickelten Ländern
gemacht wurden?

EG: Das Potential ist vorhanden. Weil zum ersten Mal in den 17 SDGs
und den 169 konkreteren Zielen genauer formuliert wird, was
Nachhaltigkeit eigentlich ist. Natürlich könnte auch das noch weiter
manipuliert werden, aber die Chancen sind geringer. Und immer mehr
Länder, Wissenschaftler, NGOs und andere Akteure kümmern sich darum.
Das heißt, es wird den Leuten, die sich um die Umsetzung herummogeln
wollen, immer schwerer gemacht, uns anzulügen, weiterhin Dreck zu
produzieren und zu behaupten, es sei Gold.

SB: Einige SDGs sind mit attraktiven Gewinnaussichten für Investoren
verbunden, beispielsweise Maßnahmen gegen Aids, Malaria oder
Tuberkulose. Auf die Umsetzung dürften sich die Pharmaunternehmen
freuen. So wird für jeden Euro, der in die Bekämpfung von Malaria
investiert wird, ein Rückfluß von 43 Euro erwartet. Wenn etwas Gewinn
verspricht, warum braucht es in einer Welt, die von der Ökonomie
beherrscht wird, dann noch eigens die SDGs zur Abschaffung jener
Krankheiten?

EG: Die Pharmaindustrie interpretiert diese Ziele natürlich auf ihre
Art und Weise und wird versuchen, diese für ihre eigenen Ziele -
Profitmaximierung, Kapitalakkumulation, Markteroberung und so weiter -
zu nutzen. In den Ländern des Südens besteht ein Bedarf an
Medikamenten. Da werden gerade auch westliche kapitalistische
Pharmakonzerne versuchen, einen Fuß in die Tür zu bekommen. So etwas
wird permanent gemacht. Auf der anderen Seite gibt es aber in China,
Südafrika, insbesondere auch Kuba Medizin- oder
Medikamentenproduktionen, die sehr gut und erfolgreich sind und auch
zu anderen Preisen liefern. Es liegt letzten Endes an den einzelnen
Ländern, ob sie die Pharmakonzerne hereinlassen oder ob sie darauf
achten, daß Länder und Firmen, teilweise auch staatlichen Firmen wie
in Kuba, Produkte vertreiben, die erfolgreicher und günstiger sind.

Die SDGs sind Wünsche, Vorstellungen und Hoffnungen. Ob die erfüllt
werden, hängt natürlich von den Mächtigen ab, aber letzten Endes auch
von den nicht ganz so Mächtigen, indem sich diese wie in vielen
anderen Bereichen auch zusammentun und versuchen, für diese Ziele zu
kämpfen, so daß zumindest einige davon umgesetzt werden.

SB: Gibt es Ziele, die für Investoren zu unattraktiv sind, weil sie
keine Gewinnaussichten versprechen? Und besteht dann die Gefahr, daß
sie vernachlässigt werden?

EG: Die Gefahr besteht eigentlich immer bei solchen Zielen. Jeder
Entscheidungsträger, jeder, der irgendwas unterschreiben muß, und
jeder, der für irgendwas bezahlen oder investieren muß, wird sich die
Frage stellen: Was bringt mir das? Dann gibt es Entwicklungs-
beziehungsweise Nachhaltigkeitsziele wie zum Beispiel die Abschaffung
der Armut, bei denen sich die Frage stellt: Wen interessiert das? Die
großen Konzerne vermutlich eher nicht, die Banken ebenfalls eher
nicht. Obwohl letztere aufgrund der Zunahme der Mittelschicht
beispielsweise in China langfristig etwas mehr gewinnen würden.

Aber letzten Endes kommt es auf die unmittelbare Zukunft an und was
hier und heute an Entscheidungen getroffen wird. Da gibt es natürlich
die Akteure, die erstmal ihr eigenes Wohl im Auge haben. Es sei denn,
es gäbe Regelsetzungen, Gesetze und Standards, die hinreichend
überprüft und mit dem entsprechenden Druck dahinter eingefordert
werden. Da sind die SDGs definitiv noch zu schwach.

SB: Zwei Themen, die sehr die Lebensqualität beeinträchtigen, sind in
den SDGs nicht oder nur marginal enthalten: Aufrüstung und
Waffenexporte. Letzteres wird lediglich in SDG 16 erwähnt. Sind Sie
darüber informiert, ob es bei der Beschlußfassung der SDGs
Bestrebungen gab, Rüstungen und Waffenexporte mit reinzunehmen und
wenn ja, woran sind diese Bestrebungen gescheitert?

EG: Da ich die Verhandlungen nicht sehr eng verfolgt habe, kann ich
das nicht beantworten. Aber es würde mich wundern, wenn es im Laufe
des jahrelangen Verhandlungsprozesses nicht Kämpfe um die Frage
gegeben hätte: Was wollen wir eigentlich erreichen? Das war bei den
MDGs ähnlich, auch bei der Agenda 21. Dabei handelt es sich um
Kämpfe, das wurde von Gramsci [6], Marx mit seinen 18 Brumaire [7] und
anderen untersucht. Da wurde genau geschaut, welche
gesellschaftlichen Kräfte mit welchen Interessen sich mit welchen
Ressourcen für welche Entwicklungen einsetzen und welche Medien und
Begriffe sie verwenden.

Selbstverständlich sind das permanente Kämpfe. Und wenn man aktuell
schaut, wie das jetzt mit TTIP [8] und vielen anderen Dingen läuft, so
stößt man auf ganz starke Kräfte. Ich denke da beispielsweise an den
militärisch-industriellen Komplex der USA, der mitnichten daran
interessiert ist, daß Kriege oder Waffenexporte sanktioniert oder als
großes Problem definiert werden. Das wird natürlich nicht so gesagt.

SB: Halten Sie die Armutsgrenze von 1,25 Dollar pro Tag und Person
für ausreichend oder müßte die Größe verändert werden?

EG: Vor kurzem lag der Wert noch bei einem Dollar, das ist somit ein
Anfang. Aber einen Wert zu finden, der weltweit sowohl beispielsweise
für Norwegen als auch für Malawi gilt, ist schwierig. Das ist somit
eine relative Größe, und ich denke, auch da wiederum ist es wichtig
zu schauen, was in den einzelnen Ländern geschieht. Wenn man zum
Beispiel hier in der Bundesrepublik sagen würde, der Mindestlohn
sollte auf 1,25 Euro reduziert werden, dann wäre das zu wenig. Es
ist wichtig, daß die SDGs verwirklicht werden, deshalb kann die
Armutsgrenze bei 1,25 oder bei 1,50 Dollar liegen - relevant ist es,
wie stark sich die einzelnen Länder engagieren.

SB: Laut der Nichtregierungsorganisation Oxfam schleusen ausländische
Unternehmen in den Entwicklungsländern rund 100 Milliarden Dollar
jährlich am Fiskus vorbei. Inwiefern können die SDGs da eingreifen
und das verhindern?

EG: Das wird relativ schwer möglich sein. Weil da häufig auch
Korruption mit im Spiel ist. Oder andere Mechanismen, mit denen
weltweit agierende Konzerne auch zum Beispiel in der Bundesrepublik
am Fiskus vorbei agieren. Ich vermute mal, daß da die SDGs vielleicht
ein Faktor sein können, das voranzutreiben, aber genau für diese
Steuerhintergehung braucht es wahrscheinlich ganz spezifische, andere
Gesetze oder Regularien.

SB: Die 17 Nachhaltigkeitsziele erwecken den Eindruck wie ein rundum
allumfängliches Totalversprechen zur Rettung der Menschheit und
Aufhebung sämtlicher gesellschaftlicher Widersprüche. Aber eine
wichtige Voraussetzung bleibt unangetastet: die Profitmaximierung von
Unternehmen. Wie bewerten Sie diesen Widerspruch?

EG: Wenn Sie sich offizielle Papiere insbesondere aus den westlichen
kapitalistischen Gesellschaften anschauen, werden Sie feststellen,
daß darin selten von Profit oder Kapital gesprochen wird, geschweige
denn von Kapitalismus. Zweifellos hat die Formulierung der SDGs
weitgehend unter der Hegemonie westlicher Staaten gestanden, und die
haben kein Interesse daran, daß Kapitalakkumulation und
Kapitalverwertung überhaupt thematisiert werden. Dazu ist der
Antikommunismus und Antisozialismus in diesen Ländern viel zu stark
entwickelt. Die politischen Entscheidungsträger wissen, was wirklich
das zentrale Problem ist, sie ahnen das intuitiv. Von daher ist das
Thema tabu.

Das bedeutet jedoch nicht, daß man sagt, es kann so weiterlaufen.
Auch da sind wieder gesellschaftliche Kräfte, Medien wie der
Schattenblick, die Wissenschaft und andere gefordert, offenzulegen,
weswegen viele der in den SDGs festgelegten oder formulierten Ziele
systemisch oder strukturell scheitern müssen. Oder weswegen es so
schwer ist, gegen die Konzerne oder gegen solche mächtigen
Instrumente anzugehen.

Ich möchte noch einmal auf Kuba eingehen, wo ich sehr viele Vorträge
halte. Mein Eindruck ist, daß sie in Kuba sehr viele, große Probleme,
aber auch einen großen Vorteil haben: Es gibt dort keine Konzerne.
Natürlich haben sie große Firmen, die befinden sich in
Staatseigentum, und darin werden sicherlich auch eigene Interessen
verfolgt. Es gibt auch Korruption. Aber es gibt nicht die
wahnsinnige, ökonomische oder politische Macht, die in westlichen
kapitalistischen Ländern herrscht, und das ist ein großer, großer
Vorteil für Kuba. Deshalb können die Kubaner bei allen Problemen, die
auch sie haben, ganz anders steuern. Von daher denke ich, ist es
wichtig, immer wieder zu thematisieren, daß die SDGs womöglich an der
Strukturlogik des Kapitalismus scheitern könnten.

SB: Herr Göll, herzlichen Dank für das Gespräch.


Fußnoten:

[1] 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung

1.) Weltweite Beendigung der Armut in allen ihren Formen.

2.) Beendigung von Hunger, Erreichung von Ernährungssicherheit und
verbesserter Ernährung und Förderung nachhaltiger Landwirtschaft.

3.) Sicherstellung von gesundem Leben und Förderung des Wohlbefindens
aller Menschen jeder Altersgruppe.

4.) Sicherstellung einer inklusiven und gerechten Bildung von hoher
Qualität und Förderung der Möglichkeit des lebenslangen Lernens für
alle.

5.) Erreichen der Gleichstellung der Geschlechter und Stärkung aller
Frauen und Mädchen.

6.) Sicherstellen der Verfügbarkeit und des nachhaltigen Managements
von Wasser und sanitärer Einrichtungen für alle.

7.) Sicherstellung des Zugangs zu erschwinglicher, zuverlässiger,
nachhaltiger und moderner Energie für alle.

8.) Förderung von kontinuierlichem, inklusivem und nachhaltigem
Wirtschaftswachstum, produktiver Vollbeschäftigung und
menschenwürdiger Arbeit für alle.

9.) Aufbau von belastbarer Infrastruktur, Förderung von inklusiver
und nachhaltiger Industrialisierung und Innovation.

10.) Reduzierung der Ungleichheiten in und zwischen Ländern.

11.) Inklusive, sichere, belastbare und nachhaltige Städte und
Siedlungen.

12.) Sicherstellen nachhaltiger Konsum- und Produktionsweisen.

13.) Ergreifen dringender Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandel
und seiner Folgen.

14.) Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Ozeane, Meere und
Meeresressourcen für eine nachhaltige Entwicklung.

15.) Schutz, Wiederherstellung und Förderung der nachhaltigen Nutzung
der terrestrischen Ökosysteme, nachhaltigen Bewirtschaftung der
Wälder, Bekämpfung der Wüstenbildung, Stopp und Umkehrung der
Landdegradierung und Stopp des Verlustes an biologischer Vielfalt.

16.) Förderung friedlicher und inklusiver Gesellschaften für eine
nachhaltige Entwicklung, Ermöglichen des Zugangs zu Rechtsmitteln für
alle und Aufbau von effektiven, rechenschaftspflichtigen und
inklusiven Institutionen auf allen Ebenen.

17.) Stärkung der Umsetzungsmittel und Wiederbelebung der globalen
Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung.

http://www.welthungerhilfe.de/nachhaltigkeitsziele.html

[2] Agenda 21 ist ein entwicklungs- und umweltpolitisches
Aktionsprogramm für das 21. Jahrhundert, das auf dem sogenannten
Erdgipfel 1992 in Rio de Janeiro beschlossen wurde.

[3] Seit rund zehn Jahren wird von der Transition-Town-Bewegung in
vielen Städten und Gemeinden ein Übergang von der fossilen,
globalisierten Wirtschaft auf die postfossile, lokale Wirtschaft
angestrebt.

[4] Der Schweizer Soziologe und Autor Jean Ziegler war von 2000 bis
2008 UN-Sonderberichterstatter für das Recht auf Nahrung. Der
bekannte Globalisierungskritiker hat in zahlreichen Interviews,
Aufsätzen und auch Büchern dargelegt, daß Hunger gemacht wird und
somit Folge einer bestimmten Politik ist.

[5]
https://campuspress.yale.edu/thomaspogge/files/2015/10/Die-MDGs-sind-
moralisch-ein-Skandal-2dphmu7.pdf

[6] Antonio Gramsci (1891-1937) war ein italienischer Politiker und
marxistischer Philosoph. Er gehört zu den Begründern der
Kommunistischen Partei Italiens.

[7] Der 18. Brumaire des Louis Bonaparte ist eine im Mai 1852
veröffentlichte Schrift von Karl Marx (1818-1883).

[8] TTIP ist die Abkürzung des Transatlantischen Freihandelsabkommen,
über das derzeit die EU und die USA verhandeln.
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AKTIONSTAGE/792: So wird der Garten zum Fledermausparadies - 10.7. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 1. Juli 2016

So wird der Garten zum Fledermausparadies

NABU-Naturgarten am Sonntag, 10. Juli von 11 - 17 Uhr für Besucher
geöffnet / Mit Infostand zum Fledermausschutz



Umherfliegende Fledermäuse in der Abenddämmerung gehören im Sommer zu
den schönsten Naturbeobachtungen. Damit auch Haus- und Gartenbesitzer
dieses Schauspiel erleben können, gibt der NABU am 10. Juli von 11 bis
17 Uhr im NABU-Naturgarten Tipps, wie man vor der eigenen Haustür
einen Lebensraum für die nachtaktiven Tiere schaffen kann. Immerhin
gelten alle 14 Fledermausarten, die in Hamburg vorkommen als
gefährdet. Am Tag der offenen Tür informieren die Gartenexperten unter
anderem über eine fledermausfreundliche Gartengestaltung. Dazu gehört
etwa das Anpflanzen von nachtblühenden Gewächsen wie Nachtkerzen und
Sommerflieder, die ein attraktives Nahrungsangebot für die Tiere
schaffen und ihnen wirksam helfen. Die Fledermaus-Fachgruppe des NABU
wird ebenfalls vor Ort sein und Fragen rund um die nächtlichen
Flugkünstler und ihre Lebensweise beantworten. Hier können sich auch
Hausbesitzer zu Fledermauskästen und ihre richtige Anbringung beraten
lassen.




[image: Garten mit Gartenhaus in voller Blüte - Foto: © NABU / Oliver Kühn]

Der NABU-Naturgarten

Foto: © NABU / Oliver Kühn



Der NABU-Naturgarten wurde 1993 eröffnet und ist als Schaugarten
konzipiert. Auf einer Fläche von 1.500 Quadratmetern wird praxisnah
gezeigt, wie man vor seiner eigenen Haustür einen Beitrag zur
Artenvielfalt leisten kann: Statt Gemüsebeeten gibt es eine
Kräuterspirale. Die Rasenfläche ist ein Magerrasen und wird durch
Trockenmauer, Wildkräuter-Acker, Teich und Knick ergänzt. Einfache
Versteckhilfen für Tiere wie Totholz- und Steinhaufen schaffen neue
Lebensräume.

Der NABU-Naturgarten (Parzelle 185) liegt im Kleingartenverein
"Birkenhain", Bebelallee / Ecke Deelböge (etwa 3 Gehminuten von der
U1, Haltestelle Lattenkamp). Viele Gartentipps, auch zum
fledermausfreundlichen Garten, unter [1]
 www.NABU-Hamburg.de/gartentipps




[1] www.NABU-Hamburg.de/gartentipps

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 95/16, 01.07.2016

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2016 
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AUSSTELLUNG/388: NABU zeigt Holzskulpturen-Ausstellung vom 9.7.-14.8. im Duvenstedter BrookHus (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 1. Juli 2016

Schnitzen für die Kunst

- Ausstellung von Holzskulpturen vom 9.7.-14.8.2016 im BrookHus 

- Vernissage am Sonntag, 10. Juli um 12 Uhr 

- Künstlerin über die Schulter schauen am 16. und 30.7.



Vom 9. Juli bis zum 14. August 2016 stellt der NABU Hamburg Skulpturen
der Künstlerin Jessica von Leliwa im Duvenstedter BrookHus aus. Die
Ausstellung zeigt einige Tierdarstellungen, Kettensägenarbeiten sowie
verschiedene Drechselarbeiten. Auch eine Bilderserie über die
Entstehung einer Kettensägenskulptur ist zu sehen. Am Sonntag, den 10.
Juli um 12 Uhr wird die Ausstellung eröffnet. Interessierte sind
hierzu herzlich eingeladen. Am 16. und 30. Juli ab 12 Uhr haben
Besucher außerdem die Gelegenheit, der Künstlerin bei der Arbeit vor
dem BrookHus über die Schulter zu schauen.

Kein Holz ist zu groß, kein Stein zu schwer. Wenn Bildhauerin Jessica
von Leliwa die Schnitzeisen in die Hand nimmt, dann fliegen die Späne.
Heraus kommen Skulpturen in Form von Tieren, Menschen und abstrakten
Gebilden.

Die 35 Jährige Duvenstedterin ist im ersten Beruf Naturpädagogin und
leitet in Ahrensburg einen Waldkindergarten. Vor 10 Jahren entdeckte
sie in einem Schnitzkurs in Tirol ihre Leidenschaft für die
Bildhauerei. "Ich fand die perfekte Ergänzung zu meiner Arbeit mit den
Kindern!" sagt Jessica von Leliwa. Mittlerweile hat sie ihre
Leidenschaft zu ihrem zweiten Beruf gemacht. Im November 2015
absolvierte von Leliwa die Gesellenprüfung zur Bildhauerin. "Der große
Reiz besteht darin, dem Holz eine Skulptur zu entlocken. Dabei lasse
ich mich gern auf die Strukturen ein, die mir das Holz vorgibt. Nicht
ich bestimme wie am Ende die Skulptur aussieht, sondern der Baum. Ich
bearbeite alles, was mir vor die Schnitzeisen kommt. So bekommt ein
alter Kirschbaum, der eigentlich im Kamin landen sollte, eine
würdevolle Gestalt als Skulptur oder Möbelstück", erzählt die
Bildhauerin.

Die Holzskulpturen-Ausstellung ist vom 9. Juli bis zum 14. August 2016
dienstags bis freitags 14 bis 17 Uhr, samstags 12 bis 18 Uhr sowie
sonntags und feiertags 10 bis 18 Uhr im Duvenstedter BrookHus
(Duvenstedter Triftweg 140) zu sehen. Der Eintritt ist frei.

Wer der Künstlerin einmal bei der Arbeit über die Schulter gucken
möchte hat dazu Gelegenheit am 16. und 30. Juli, ab 12 Uhr. Dann wird
Jessica von Leliwa vor dem BrookHus arbeiten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 94/16, 01.07.2016

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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